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1023. Sitzung

Berlin, den 8. Juli 2022

Beginn: 09.32 Uhr

Vizepréasident Dr. Reiner Haseloff: Meine sehr
geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ich eroffne die 1023. Sitzung des Bundesrates.

Bevor wir uns der Tagesordnung zuwenden, habe ich
gemil § 23 unserer Geschiftsordnung Veridnderungen
in der Mitgliedschaft des Bundesrates bekannt zu geben.

Aus der nordrhein-westfilischen Landesregierung
und damit aus dem Bundesrat sind am 29. Juni 2022 die
Staatsministerinnen und Staatsminister a. D. ausgeschie-
den: Herr Dr. JoachimStamp,HerrLutzLienen -
kdamper, Herr Prof. Dr. AndreasPinkwart, Frau
Yvonne Gebauer, Herr Peter Biesenbach,
Frau Isabel Pfeiffer-Poensgen wund Herr
Dr. StephanHolthoff-Pfdortner.

Bereits am 8. April ist ferner Frau Staatsministerin
a.D. Ursula Heinen-Esser aus der Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalens und damit auch aus dem
Bundesrat ausgeschieden.

Zu ordentlichen Mitgliedern des Bundesrates hat die
nordrhein-westfélische Landesregierung am 30. Juni
bestellt: Herrn Ministerprasidenten Hendrik W iist,
dem ich an dieser Stelle ganz herzlich zu seiner Wieder-
wahl gratuliere,

(Beifall)

sowie Frau Ministerin Mona N e u b a u r , Herrn Minis-
ter Dr. Marcus Optendrenk, Frau Ministerin Ina
Scharrenbach, Herrn Minister Nathanael
Liminski und Frau Ministerin JosefinePaul .

Die iibrigen Mitglieder der Landesregierung wurden
am selben Tag zu stellvertretenden Mitgliedern des Bun-
desrates bestellt.

Ferner gratuliere ich Herrn Staatssekretdr Dr. Mark
S peich zur erneuten Bestellung als Bevollméchtigter

des Landes Nordrhein-Westfalens beim Bund — also
Kontinuitit an dieser Stelle.

Aus der schleswig-holsteinischen Landesregierung
und damit aus dem Bundesrat sind am 29. Juni 2022
ausgeschieden: Herr Minister Dr. Bernd Buchholz,
Herr Minister Claus Christian Claussen und Herr
Minister Dr. HeinerGar g .

Mit Ablauf des 2. Juni ist ferner Herr Minister Jan Phi-
lipp Albrecht aus der Landesregierung Schleswig-
Holsteins und damit auch aus dem Bundesrat ausgeschie-
den.

Zu ordentlichen Mitgliedern des Bundesrates hat die
schleswig-holsteinische Landesregierung am 29. Juni
bestellt: Herrn Ministerprasidenten Daniel Giinther,
dem ich an dieser Stelle ebenfalls ganz herzlich zu seiner
Wahl gratuliere

(Beifall)

— der Applaus war so laut, dass er bis nach Schleswig-
Holstein zu horen war —, sowie Frau Ministerin Monika
Heinold, Frau Ministerin Dr. Sabine Siitter-
lin-Waack und Herrn Minister Tobias Go1d -
schmidt.

Die iibrigen Mitglieder der Landesregierung wurden
am selben Tag zu stellvertretenden Mitgliedern des Bun-
desrates ernannt.

Den alten und neuen Mitgliedern des Bundesrates gra-
tulieren wir und wiinschen ihnen stets eine gliickliche
Hand.

Wir bedanken uns bei den ausgeschiedenen Mitglie-
dern fur die Zusammenarbeit und wiinschen ithnen fir die
Zukunft alles Gute.

Zur erneuten Ernennung als Bevollméchtigte des Lan-
des Schleswig-Holstein beim Bund begliickwiinsche ich
Frau Staatssekretdrin SandraGerken .
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(Beifall)

Und nun zur Tagesordnung. Sie liegt Thnen in vorldu-
figer Form mit 57 Punkten vor.

Die Punkte 9 und 11 werden abgesetzt.

Zur Reihenfolge: Zu Beginn der Sitzung wird TOP 47
aufgerufen. AnschlieBfend werden die mit TOP 8 verbun-
denen Punkte 50, 51, 52, 53, 54 und 57 — in dieser Rei-
henfolge — beraten. Danach wird TOP 10 behandelt. Vor
TOP 12 a) werden die Punkte 43 und 45 — in dieser Rei-
henfolge — aufgerufen. Im Ubrigen bleibt die Reihenfolge
unverédndert.

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung? — Das se-
he ich nicht.

Deswegen ist diese so festgestellt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 47:

Wahl des Vorsitzenden des Finanzausschusses
(Drucksache 306/22)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Nach Anhérung des betreffenden Ausschusses wird
vorgeschlagen, Herrn Minister Dr. Marcus Opten -
drenk (Nordrhein-Westfalen) zum Vorsitzenden des
Ausschusses fiir das laufende Geschéftsjahr zu wihlen.

Wer dem Antrag zuzustimmen wiinscht, den bitte ich
um ein Handzeichen. — Mehrheit.

Damit ist das, so wie ich es gesehen habe, auch ein-
stimmig beschlossen.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Tagesord-
nungspunkte 8, 50 bis 54 und 57 auf:

8. Gesetz zur Anderung des Energiewirtschafts-
rechts im Zusammenhang mit dem Klimaschutz-
Sofortprogramm und zu Anpassungen im Recht
der Endkundenbelieferung (Drucksache 292/22,
zu Drucksache 292/22)

50. Viertes Gesetz zur Anderung des Bundesnatur-
schutzgesetzes (Drucksache 314/22)

51. Gesetz zu Sofortmafinahmen fiir einen be-
schleunigten Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien und weiteren MaBnahmen im Stromsektor
(Drucksache 315/22, zu Drucksache 315/22)

52. Gesetz zur Bereithaltung von Ersatzkraftwer-
ken zur Reduzierung des Gasverbrauchs im
Stromsektor im Fall einer drohenden Gasmangel-
lage durch Anderungen des Energiewirt-
schaftsgesetzes und weiterer energiewirtschaftli-

cher Vorschriften (Drucksache 316/22, zu Druck-
sache 316/22)

53. Zweites Gesetz zur Anderung des Windenergie-
auf-See-Gesetzes und anderer Vorschriften
(Drucksache 317/22)

54. Gesetz zur Erhéhung und Beschleunigung des
Ausbaus von Windenergieanlagen an Land
(Drucksache 318/22)

57. Erste Verordnung zur Anderung der Verordnung
iiber Allgemeine Bedingungen fiir die Versor-
gung mit Fernwéirme (Drucksache 321/22)

Das sind die Punkte, die Thnen so in der Tagesordnung
vorliegen.

Wir kommen zur Abarbeitung der Wortmeldungen.
Als Ersten darf ich mich selbst aufrufen, und ich freue
mich, dass ich hier vertreten werde.

Dr. Reiner Haseloff (Sachsen-Anhalt): Sehr gechrte
Frau Présidentin! Sehr geehrter Herr Bundesminister!
Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen
und Herren! Gestern Nachmittag war noch auf der Inter-
netseite des Bundesrates mit den Informationen zur heu-
tigen Tagesordnung bei mehreren der im Energiepaket
enthaltenen Gesetzesvorhaben zu lesen: ,,Die Zuleitung
an den Bundesrat ist fiir den 8. Juli 2022 vorgesehen®.
Der 8. Juli ist heute. Wir bekommen also erst heute einen
Grofiteil der Vorlagen und sollen unmittelbar dariiber
entscheiden — in zumeist nur einem Durchgang, ohne eine
auch nur halbwegs griindliche Ausschussbefassung, und
das bei einem nun sogar zustimmungspflichtig geworde-
nen Gesetzesvorhaben.

Ja, vieles von dem, was im Energiepaket verabschiedet
werden soll, ist eilbediirftig. Der Handlungsdruck ist
enorm. Dennoch erlaube ich mir, als inzwischen dienstél-
tester MP in dieser Runde, die ernste Mahnung, dass dies
kein Dauerzustand werden darf. Es wiirde an den Grund-
festen des iiber Jahrzehnte gepflegten und bewidhrten
Miteinanders im foderativen System der Bundesrepublik
riitteln, wenn die Lander durch stindige Eilsachen an
einer ausreichenden, intensiven Mitwirkung am Gesetz-
gebungsprozess in diesem Lande gehindert wiirden. Es
geht hier schlielich nicht um Dinge, die wir in regelmé-
Bigen Abstinden immer mal wieder beschlieBen, wie
Gremienbesetzungen, oder um Dinge, bei denen die Be-
troffenheit der Lander nur hochst eingeschrénkt besteht.
Es geht hier um ganz konkrete und massive, teilweise
existenzielle Probleme, vor denen Deutschland und damit
auch die Lander stehen und, ich befiirchte, noch lange
stehen werden.

Damit bin ich beim eigentlichen Inhalt. Wir sind uns
einig, dass im Zuge des volkerrechtswidrigen Angriffs
Russlands auf die Ukraine in Europa und gerade auch in
Deutschland eine Situation eingetreten ist mit massiven
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Auswirkungen auf die Wettbewerbsfahigkeit unserer
Wirtschaft und nicht zuletzt auf jeden einzelnen Men-
schen in diesem Land — Stichwort ,,hohere Preise®.

Es besteht die reale Gefahr, dass die Energieversor-
gung nicht mehr gesichert werden kann. Mit Sorge be-
obachten wir, ob Nord Stream 1 nach der in der kom-
menden Woche beginnenden Wartungsphase wieder
verlasslich liefern wird. Ich mochte an dieser Stelle aus-
driicklich anerkennen, dass sich die Bundesregierung,
und insbesondere Sie, Herr Minister Dr. Habeck, von
Beginn der Krise an intensiv bemiiht hat, mit geeigneten
Mitteln gegenzusteuern — auch wenn Sie, Herr Bundes-
minister, mit den Zielen, fiir die Thre Partei ganz beson-
ders steht, dabei sogar ab und an in Konflikt geraten. Sie
konnen davon ausgehen, dass die meisten Léander alle
MafBnahmen unterstiitzen, die notwendig sind, um unse-
rem Land, seinen Unternehmen wie seinen Biirgerinnen
und Biirgern gleichermaflen, eine unterbrechungsfreie
und bezahlbare Belieferung mit Erdgas, Strom und Wir-
me auch im ndchsten Winter und dariiber hinaus zu si-
chern.

Die Einsparung von Erdgas, vor allem zur Stromer-
zeugung, ist dabei ein Aspekt, um die noch bestehende
Abhingigkeit von Russland zu reduzieren und die ver-
fiigbaren Gasvolumina fiir andere Nutzungen in der Wirt-
schaft und von privaten Verbrauchern zu schonen. Dazu
bedarf es, wie im Ersatzkraftwerkebereithaltungsgesetz
verankert, auch der tempordren Weiterfilhrung von
Braunkohlekraftwerken als Sicherheitsreserve. Genehmi-
gungsrechtliche Fragen der Wiederinbetriecbnahme von
Kohlekraftwerken sind jedoch noch nicht gelost. Es
braucht eine einheitliche bundesrechtliche Ausnahmere-
gelung fiir den Weiterbetrieb dlterer Kohlekraftwerke.

Unumginglich ist aber auch, die nétige Versorgung
mit Kohle aus hiesigen Tagebauen abzusichern. Hier ist
also Rechtssicherheit nicht nur fiir die in Reserve befind-
lichen Braunkohlekraftwerksblocke erforderlich, sondern
auch fiir die mit ihnen verbundenen Tagebaue. Sachsen,
Brandenburg und Sachsen-Anhalt haben das auf Ebene
der Ministerprisidenten in einem Schreiben vom 6. Juli
2022 auch gegeniiber dem Bundeswirtschaftsminister
deutlich gemacht. Ich erwarte, dass diese Dinge umge-
setzt werden, damit das Gesetz liberhaupt seine Wirkung
entfalten kann.

Zudem ist der Befiillung der Gasspeicher sehr hohe
Prioritdt beizumessen, um iiber den Winter zu kommen.
Der aktuelle Fiillstand von rund 63 Prozent liegt zwar
wieder im langjdhrigen Durchschnitt, es muss aber konti-
nuierlich weitergehen, um zum 1. November den gesetz-
lichen Mindestfiillstand von 90 Prozent zu erreichen. Wir
wissen dabei alle um die erheblichen Unsicherheiten in
den néchsten Wochen.

Der Ausbau der erneuerbaren Energien ist ein weiterer
Aspekt. Ja, hier muss endlich in vielen Lindern im Wes-
ten und Siiden unserer Republik aufgeholt werden. Darin

sind sich wohl alle in dieser Runde einig. Uber Einzelhei-
ten gibt es aber noch zum Teil sehr unterschiedliche
Auffassungen, insbesondere bei der Windkraft. Ich hoffe,
dass wir, Bund und Lénder, es gemeinsam schaffen, die
ambitionierten Ausbauziele durch verstirktes Engage-
ment vor allem beim Zubau von Solar- und Windkraftan-
lagen, durch Erweiterung der Verteilernetze und durch
die tatséchliche Beschleunigung von Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren zu erreichen. Dazu sind trotz der
heute eingebrachten Gesetzentwiirfe noch viele weitere
Rechtsidnderungen erforderlich, die diesem Hohen Haus
seitens des Bundes zugeleitet werden miissen.

So muss die ungleiche Behandlung der Lénder durch
iiberproportionale Flachenziele bei der Ausweisung von
Vorranggebieten fliir Windkraftanlagen korrigiert oder
ausgeglichen werden, zum Beispiel durch die direkte
Reduzierung des Strompreises sowie durch Zahlungen an
die betroffenen Kommunen - iibrigens Forderungen
meiner an der Ampelregierung beteiligten Koalitions-
partner im eigenen Land. Leider sind diese gesellschaft-
lich mit Sprengstoff versehenen Punkte nicht in einem
reguldren Durchlauf im Bundesrat besprechbar gewesen.

Eines muss uns aber allen klar sein: Das heutige Ge-
setzespaket wird nur einen sehr kleinen Teil der von der
Bundesregierung flir den Herbst und Winter erwarteten
Energieliicke schlieBen konnen. International, nicht nur
national, fragt man immer Ofter in entsprechenden Ter-
minen und Gespréachen, warum nicht tabu- und ideologie-
frei alle — ich wiederhole: alle — zugriffsfahigen Energie-
erzeugungskapazititen und -moglichkeiten genutzt be-
ziechungsweise im Netz gehalten werden, um die erhebli-
che Versorgungsliicke schlieBen zu helfen, die bei konse-
quenter Umsetzung der europdischen Sanktionsbeschliis-
se entsteht. Auf eine solidarische Mitwirkung bei der
Auflosung dieses Dilemmas fiir die Bundesregierung
konnen Sie, sehr geehrter Herr Bundesminister Habeck,
jedenfalls unsererseits im Bundesrat setzen. — Herzlichen
Dank!

Amtierende Prasidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank! — Als Néchstes spricht Frau Ministerprasidentin
Dreyer aus Rheinland-Pfalz.

Malu Dreyer (Rheinland-Pfalz): Guten Morgen, liebe
Kollegen, liebe Kolleginnen! Meine sehr verehrten Her-
ren und Damen! Lieber Herr Bundesminister! Die Ener-
gieversorgung in Deutschland ist enorm unter Druck
geraten. Das gilt zum einen fiir die Versorgungssicher-
heit, aber natiirlich genauso fiir das Thema Preis. Energie
ist zum kostbaren Gut geworden — ein solches ist sie in
Wahrheit schon immer, aber jetzt wird es uns sehr deut-
lich —, und das belastet Biirger und Biirgerinnen, aber
auch die Wirtschaft, die Industrie, die Kommunen, die
Léander, die sozialen Einrichtungen, eben uns alle.

Wir erleben seit gut drei Wochen, dass die Gasliefe-
rungen von Russland, durch den Aggressor reduziert
wurden. Die Petersburger Rede von Putin Mitte Juni
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miissen wir ernst nehmen. Wir kdnnen es eigentlich so
interpretieren, dass das, was Putin in seiner Rede ange-
kiindigt hat, als ein Angriff, eine Art Energiekrieg zu
verstehen ist; und im Moment handelt er ja auch dement-
sprechend. Die Sorge ist also mehr als berechtigt, und es
ist deshalb sehr richtig, dass wir zwar immer auf das
Beste hoffen — darauf, dass es vielleicht doch noch anders
ausgeht —, aber alles dafiir tun, dass wir auf das Aller-
schlimmste vorbereitet sind, ndmlich auf die Gasmangel-
lage. Das ist das, was wir jetzt zu tun haben. Deshalb bin
ich froh iiber dieses Gesetzespaket. Wir miissen uns ganz
klar von der Abhangigkeit von russischem Gas 16sen. Das
ist jetzt ein Kraftakt, den wir zu leisten haben — auch weil
in den letzten Jahren Weichen zum Teil falsch gestellt
worden sind. Das holt uns jetzt ein, und wir haben einen
riesigen Druck, das wirklich mit groer Geschwindigkeit
zu bewerkstelligen.

Ich bin deshalb der Bundesregierung, unserem Bun-
deskanzler und natiirlich auch Thnen, lieber Herr Habeck,
sehr dankbar, dass sie in beiden Feldern schnell, konse-
quent und besonnen reagiert haben. Die Bundesregierung
hat bereits zahlreiche Malinahmen auf den Weg gebracht,
um die Gasvorsorge fiir den Winter zu ermoglichen oder
voranzubringen, und sie beschleunigt zugleich vor allem
den Ausbau der erneuerbaren Energien. Mit den heute zu
beratenden Gesetzen kommen weitere Handlungsoptio-
nen hinzu. Im Falle des Falles sollten wir gewappnet sein.
Vorsorge treffen, prdventiv handeln ist das Gebot der
Stunde.

Ersatzkraftwerkebereithaltungsgesetz, das ist das
komplizierte Wort, iiber das der Kollege Haseloff — lieber
Reiner — schon leicht gestolpert ist. Das ist ein sehr wich-
tiges Gesetz fiir uns, weil damit Vorsorge getroffen wird,
um den Gasverbrauch bei der Stromerzeugung zu redu-
zieren, zum Beispiel, indem wir voriibergehend Gas
durch Kohle ersetzen, aber auch — ein anderes Beispiel —,
um den Schutzschirm fiir gro3e und kleinere Energiever-
sorger zu spannen, wie fiir Uniper, aber auch fiir unsere
kommunalen Energieversorger.

Die Versorgungslage in Deutschland kann nur dann
wirksam abgesichert werden, wenn die energiewirtschaft-
liche Lieferkette vom Import {iber Zwischenhédndler bis
zum kommunalen Energieversorger vor Ort intakt ist.
Wir alle sind regelmifBig mit unseren Energieversorgern
im Gesprach. Wir wissen ganz genau, was los ist. Wir
wissen, zu welchen Preisen sie Gas einkaufen. Wir wis-
sen, was das mit den Unternehmen selbst macht. Und wir
wissen, wie grof3 der Druck werden wird, diese Preiser-
héhungen an einem bestimmten Tag weitergeben zu
konnen, damit unsere Energieversorger nicht selbst kol-
labieren. Deshalb ist dieses Gesetz, das heute auf den
Weg gebracht wird, so wichtig.

Energie darf nicht zur sozialen Frage werden, auch das
ist ein ganz bedeutender Punkt. Ich bin froh, dass die
Bundesregierung bisher vieles auf den Weg gebracht hat,
um Biirger und Biirgerinnen zu entlasten. — Es gibt im-

mer dieses schone Spiel, auch wenn wir in unseren eige-
nen Fraktionen diskutieren: Kann eigentlich jemand sa-
gen, was in diesem Paket verabschiedet worden ist?
Meistens kann man, kénnen die Leute das nicht. Ich will
heute darauf hinweisen, dass einige der beschlossenen
MaBnahmen jetzt gerade wirksam werden: Der Kinder-
bonus von 100 Euro beispielsweise und der Zuschuss von
200 Euro flir Grundsicherungsempfinger werden im Juli
ausgezahlt. Die Energiepreispauschale von 300 Euro wird
im September bei den Arbeitnehmern und Arbeitnehme-
rinnen ankommen. Wir werden aber mit Blick auf die
Zukunft priifen miissen: Miissen einkommensschwéchere
Menschen in unserem Land moglicherweise weiter ent-
lastet werden? Denn schon heute kann man absehen, wie
hoch die Gasrechnungen und dann wahrscheinlich auch
irgendwann die Stromrechnungen sein werden.

Es ist deshalb gut, dass der Bundeskanzler die Konzer-
tierte Aktion geschaffen hat, um damit einen Rahmen zu
haben, um mit den wesentlichen Akteuren gemeinsam zu
arbeiten und richtige Antworten zu finden, um einerseits
dem Preisdruck zu begegnen, aber zum anderen auch
deutlich zu machen, dass diese schwierige Lage in
Deutschland nur zu bestehen ist, wenn wir alle zusam-
menwirken. Wir werden diese Krise nur gemeinsam
meistern; ich glaube, das weil} jeder hier im Raum. Und
auch fiir uns hier im Bundesrat gilt: Es kann nur ein ge-
meinsames Agieren geben, um diese wirklich sehr grofie
Herausforderung, vor der Deutschland steht, bewerkstel-
ligen zu kdnnen — also eine nationale Kraftanstrengung,
um uns schnellstmoglich aus der Abhéngigkeit von russi-
schem Gas zu begeben und die jetzige Krise zu tiberwin-
den. Dabei kann jeder und jede einen Beitrag leisten.

Deshalb will ich an dieser Stelle unbedingt anspre-
chen, dass wir ein bisschen mehr iiber das Thema Ener-
gieeinsparen reden sollten — Bund, Lander und Kommu-
nen, aber natiirlich auch die Wirtschaft und die privaten
Haushalte. Wir alle konnen Energie einsparen. Das Po-
tenzial ist nach wie vor grof}, und wir konnen uns nicht
mehr erlauben, Energie zu verschenken oder sozusagen
leichtfertig zu nutzen, dort, wo wir sie eigentlich gar
nicht brauchen. Wir miteinander kénnen alles tun, um
Gas einzusparen und die Speicher weiter zu fiillen. All
das wire gut fiir die Versorgungssicherheit im Winter
und in der Zukunft.

Natiirlich geht es auch um das Thema Preis. Wenn wir
iiber den sozialen Zusammenhalt in unserem Land disku-
tieren, sollten wir nicht vergessen, dass die Gasrechnun-
gen demnidchst bei unseren Biirgern und Biirgerinnen
ankommen werden. Das heil3t, alles, was sie an Energie
sparen, wird fiir sie ganz individuell und persénlich im
Geldbeutel eine grofie Rolle spielen.

Es wird auch uns alle treffen als Lénder und Kommu-
nen. Wir sind dabei, unsere landeseigenen Gebdude zu
priifen und zu iiberlegen: Wo konnen wir den Energie-
verbrauch weiter reduzieren? Natiirlich sind wir auch mit
unseren Kommunen dariiber im Gespréch.
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Perspektivisch miissen wir unsere Abhédngigkeit von
fossilen Brennstoffen abwerfen. Wir werden sie aber nur
dann auflosen konnen, wenn wir die erneuerbaren Ener-
gien mit Hochgeschwindigkeit ausbauen. Es geht also
immer um diese Trias: um Beschaffung und Produktion
von Energie, den Vertrieb und damit die Weiterleitung
und den Ausbau der Infrastruktur — da muss es schneller
gehen — und natiirlich darum, den Verbrauch zu reduzie-
ren.

Sehr geehrter Herr Bundesminister Habeck, das heuti-
ge Energiepaket beschleunigt massiv den Ausbau der
erneuerbaren Energien. Dariliber sind wir unglaublich
froh. Mit dem EEG, dem Windenergie-auf-See-Gesetz,
dem Gesetz zur Beschleunigung des Ausbaus an Land
und auch mit dem Bundesnaturschutzgesetz schaffen wir
eine Beschleunigung der Genehmigungsverfahren fiir den
Bau von Windkraft- und Solaranlagen und damit auch
Anreize fiir die Wirtschaft und die Kommunen.

Ich bin sehr gliicklich dartiber, dass wir endlich an die-
sem Punkt sind. Wir werden mehr getrieben als alles
andere. Wir haben sehr viel Zeit verbraucht mit eigentlich
schlechten Rahmenbedingungen. Wir waren zu langsam
beim Ausbau. Und ich spreche hier als eine Ministerpra-
sidentin im Siiden unseres Landes und will das an dieser
Stelle noch mal betonen.

Kollege Haseloff hat darauf hingewiesen, dass wir
aufgrund des Verfahrens kaum Zeit hatten, uns iiber die
Gesetzesfolgenabschitzung ein Bild zu machen. Das ist
schlicht und ergreifend nicht moéglich gewesen, obwohl
unsere Mitarbeiter Tag und Nacht gearbeitet haben. Das
bedeutet auch, dass zum Beispiel die neue Regelung, also
der Gutefaktor, den ich erst einmal offen aufnehme, in
Wahrheit gar nicht abschlieBend beurteilt werden kann.

Die Siidquote, das wissen wir sehr gut, steht bei der
Europédischen Kommission in der Kritik. Ich hoffe, dass
der Giitefaktor dazu fiihrt, dass auch Lénder, die niemals
so windhoffige Standorte haben werden wie der Norden,
starker in die Lage versetzt werden, wieder schneller und
mehr Windkraft ausbauen zu kénnen. Wir werden das
betrachten. Ich glaube, es gibt ein offenes Ohr dafiir, falls
das Nachbesserungen erforderlich macht, dass man dies
mit dem ndchsten Paket ermdglicht. Wir sind offen und
hoffen, dass der Giitefaktor die Voraussetzungen dafiir
schafft, dass wir mehr ausbauen kénnen. Wir werden das
dann aber ganz genau betrachten.

Wir haben keine Héfen fiir LNG. Ich glaube, der ein-
zige Nachteil an unserem Bundesland, das wunderschon
ist, ist, dass wir keinen direkten Zugang zum Meer haben.
Das wirkt sich jetzt irgendwie negativ aus.

(Heiterkeit)

Seit zehn Jahren kdmpfe ich als Ministerprisidentin
dafiir, dass wir im Siiden bessere Bedingungen fiir den
Ausbau der Windenergie und der erneuerbaren Energien

iiberhaupt erhalten. Unser Bundesland mdchte mehr tun.
Wir sind bereit dazu, mehr zu tun, und wir hoffen, dass
wir mit diesem Gesetzespaket wirklich auf dem richtigen
Weg sind.

Ich bin davon iiberzeugt: Wir kdnnen viel miteinander
schaffen. Wir miissen das gemeinsam bestehen. Die Be-
volkerung erwartet von uns als Politik, dass wir diese
schwierige Lage gut miteinander managen und hinbe-
kommen, dass wir alles tun, was wir konnen, alle Krifte
mobilisieren, aber auch den Weg in die Zukunft gemein-
sam, geschlossen und mit Hochdruck gehen.

Ich bin unheimlich froh, dass in so kurzer Zeit viele
Konfliktpunkte schon ausgerdumt worden sind. Es kann
gut sein, dass uns die Konflikte beim konkreten Doing
trotzdem begegnen. Umso mehr bleibt wichtig, dass wir
gemeinsam anpacken. — Vielen herzlichen Dank dafiir!
Ich bin iiberzeugt: Unsere allerstirkste Waffe in einer
solchen Krise sind Zusammenhalt und tatkriftiges Han-
deln, und das wollen wir hier gemeinsam hinbekom-
men. — Vielen Dank!

Vizeprasident Dr. Reiner Haseloff: Vielen Dank,
Kollegin Dreyer! Ich hoffe, dass die Lander, die am
Rhein liegen, weiterhin dem Land Rheinland-Pfalz den
Zugang zu Meer ermdglichen und gestatten.

Als Néchster spricht zu uns Herr Ministerprasident
Kretschmann aus Baden-Wiirttemberg.

Winfried Kretschmann (Baden-Wiirttemberg):
Herr Président! Geschitzte Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Minister Robert Habeck! Der Uberfall Russlands
auf die Ukraine war ein Zeitenbruch. Putin zerschief3t
nicht nur die Ukraine. Er hat auch die Nachkriegsordnung
zerschossen. Dieser schreckliche Angriffskrieg wird nicht
nur mit Panzern und Raketen gefiihrt, sondern auch mit
Energie. Putin versteht seine Energieexporte als geopoli-
tische Waffe. Er will uns erpressen, gefligig machen, uns
aus der Solidaritdt mit der Ukraine herausbrechen. Des-
wegen diskutieren wir heute unter vollig neuen Vorzei-
chen, wenn wir iiber die Energiewende und die Pla-
nungsbeschleunigung reden.

Es geht nicht mehr nur um Klimaschutz und den
Wohlstand von morgen, sondern auch um Aufen-, Frie-
dens- und Sicherheitspolitik und um Fragen unserer nati-
onalen Souverénitit. Denn wir miissen raus aus der Ener-
gieabhéngigkeit von Putin, so schnell wie moglich. Des-
halb bin ich Bundeswirtschaftsminister Habeck dankbar
dafiir, in welch groBem Tempo und Umfang er die Wei-
chen umstellt.

Ich freue mich dariiber — das will ich offen sagen —,
dass die Liberalen die erneuerbaren Energien jetzt als
»Freiheitsenergien” preisen. Ich begriife diesen Begriff
ausdriicklich, denn tatsdchlich ermoglichen uns die er-
neuerbaren Energien mehr Souverénitit und fithren nicht
in neue Abhdngigkeiten. Wir wissen alle, dass wir raus
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aus diesen Abhidngigkeiten miissen, nicht nur bei der
Energie, auch bei vielen wichtigen Rohstoffen und
Schliisseltechnologien  fiir unsere Wirtschaft und
Industrie.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aktuell geht es vor
allem darum, Gas zu sparen. Deshalb unterstiitzen wir die
von Bundeswirtschaftsminister Habeck vorgeschlagenen
SofortmalBinahmen. — Herr Bundeswirtschaftsminister, ich
will allerdings noch einmal zu bedenken geben, ob wir
nicht eigentlich ordnungspolitisch zwischen der Alarm-
stufe und der Notfallstufe fiir Energien, die speicherbar
sind wie Gas, etwas brauchen, um verbindlich die Spei-
cher fiillen zu kénnen durch verbindliche Vorgaben beim
Sparen. Das wire zu iiberlegen, ob das nicht noch vor
dem Winter notwendig wire.

Gas miissen wir auch durch Kohlekraftwerke ersetzen.
Dieser Punkt schmerzt sehr, aber wir sind in einer Notsi-
tuation. Wenn es brennt, fragt man ja auch nicht, woher
das Loschwasser kommt, sondern 16scht. Dabei ist klar:
Die Aktion muss so eng befristet werden wie irgend
moglich, und der Kohleausstieg 2030 darf nicht angetas-
tet werden.

Ganz zentral: Der Ubergang zu den erneuerbaren
Energien muss so stark beschleunigt werden wie mog-
lich. Darum geht es der Bundesregierung ja auch: um die
Verkiirzung der Verfahren, vor allem in Krisenzeiten. Sie
hat dabei unsere Unterstiitzung.

Eine gute Neuerung ist das Flachenziel fiir Windener-
gie. Das sichert den Windenergieausbau, die nétige Fli-
chenkulisse und hilft, Bremsen beim Ausbau zu 16sen.
Noch besser wire es gewesen, das Flachenziel flexibler
auszugestalten. Zumindest fiir das erste Zieljahr 2026
wire es gut, das Flachenziel nicht nur fir Windenergie
vorzusehen, sondern auch fiir Photovoltaik, wie wir es im
Klimaschutzgesetz Baden-Wiirttemberg regeln.

Was wir sehr unterstiitzen, ist die ordnungspolitische
Festlegung bei der Verfehlung von Flachenzielen. Die
Mindestabstandsregelungen der Lénder diirfen das
2-Prozent-Flachenziel nicht behindern. Mit der Novelle
wird festgeschrieben, dass die Errichtung von Windener-
gieanlagen oder Photovoltaik-Freiflichenanlagen dem
iiberragenden offentlichen Interesse und der 6ffentlichen
Sicherheit dient. Das ist ganz entscheidend, denn so be-
kommen die erneuerbaren Energien bei der Abwigung
mit anderen Rechtsgiitern wie Naturschutz, Landschafts-
bild oder Denkmalschutz endlich das notwendige Ge-
wicht. Wobei ohnehin klar ist: Wenn wir den Klimawan-
del nicht stoppen, dann geht auch der Reichtum unserer
Natur vor die Hunde. Das miissen wir allen Kritikern
immer wieder klarmachen.

An einigen Stellen hitte sich Baden-Wiirttemberg
noch weitergehende Regelungen vorstellen kdnnen, etwa
eine uneingeschrinkte AufBlenbereichsprivilegierung fiir
Windkraftanlagen, auch unabhiéingig von der Frage, ob

ein Land das Flachenziel erreicht hat oder nicht. In Zu-
kunft wire hier eine Offnungsklausel im Baugesetzbuch
wiinschenswert, die den Léandern eigene weitergehende
Regelungen ermoglicht.

Was wir sehr begriiBen, ist die Offnung der Land-
schaftsschutzgebiete fiir Windenergie. Das war nicht
zuletzt eine Forderung aus unserem Land. Die geplante
Standardisierung bei der Priifung von artenschutzrechtli-
chen Ausnahmen bringt eine Vereinfachung und Be-
schleunigung der Genehmigung von Windkraftanlagen.
Trotzdem sollten wir diesen Komplex einmal insgesamt
neu durchdenken — ob diese Detailregelungen der richtige
Weg sind — und dann vielleicht auf mittlere Sicht noch
mal bei der EU intervenieren.

Eine Regelung, die sich bei uns in Baden-
Wirttemberg leider bremsend auswirken wird, ist der
Umgang mit dem Rotmilan. Rund ein Drittel des deut-
schen Bestandes ist bei uns im Siidwesten zu Hause, und
dass die in Baden-Wiirttemberg geltenden Abstédnde jetzt
erhoht werden, wird uns Probleme machen. Deswegen
will ich noch einmal darauf hinweisen, Herr Minister:
Wenn solche schnellen Verfahren gemacht werden, weil
sie gemacht werden miissen, halte ich es fiir erforderlich,
dass sich die Bundesregierung dann auf informellem
Wege immerhin mit den Léindern gut abstimmt und
committet. Dariiber hinaus wollen wir in Zukunft errei-
chen, dass Ausnahmen fiir regionale Fachkonzepte zum
Schutz windenergiesensibler Arten genutzt werden kon-
nen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch wir miissen na-
tirlich unsere Hausaufgaben in den Léndern machen.
Kollegin Dreyer hat es richtig gesagt: Die Energiewende
funktioniert nur, wenn wir das alle zusammen machen,
die Genehmigungsbehdrden der Lander deutlich schneller
als bisher genehmigen und die Akzeptanz bei den Men-
schen vor Ort gesteigert wird. Um dies zu erreichen,
haben wir in Baden-Wiirttemberg eine Taskforce zur
Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren Energien
eingerichtet. Ich habe eine klare Mallgabe vorgegeben:
Die Planungs- und Genehmigungszeiten von Anlagen zur
Erzeugung erneuerbarer Energien miissen mindestens
halbiert werden. Wir miissen also nicht nur bei den Zie-
len klare MaBgaben haben, sondern auch bei den Zeiten,
innerhalb derer wir sie erreichen wollen.

Die Energiewende gelingt also nur dann, wenn wir
gemeinsam, die Europdische Union, der Bund, die Lén-
der und Kommunen, das besser untereinander abstim-
men. Dass wir das konnen, das genau ist die Stirke des
Foderalismus. Und wir werden es anpacken. — Vielen
herzlichen Dank!

Vizeprasident Dr. Reiner Haseloff: Danke, Kol-
lege Kretschmann!

Als Nichstes spricht zu uns Herr Minister Lies aus
Niedersachsen.
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Olaf Lies (Niedersachsen): Herr Prisident! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Jeden Tag miissen wir die
schrecklichen Auswirkungen des Angriffskriegs Russ-
lands auf die Ukraine mitansehen. Jeden Tag erleben wir
aber auch die Folgen des Klimawandels, der auf uns
zusteuert. Jeden Tag erleben wir das Artensterben, das
sich fortsetzt. Und jeden Tag erleben wir die Diskussion
iber die Frage, wie wir die Energieversorgung fiir
Deutschland sichern. Die Herausforderung dieser Zeit ist
nicht, ein Problem herauszugreifen und es zu 16sen, son-
dern die Herausforderung dieser Zeit, in dieser besonde-
ren Krise ist, Losungen zu finden, die all diesen Proble-
men begegnen.

Das erfordert ein beherztes Handeln. Es gibt keine Zeit
zum Abwarten mehr. Wir haben dafiir keine Zeit. Des-
wegen darf ich erst einmal ganz herzlichen Dank sagen
an die Bundesregierung, gerade an das Bundeswirt-
schafts- und -klimaschutzministerium, an Minister Robert
Habeck, aber auch an die Bundesnetzagentur und vor
allen Dingen an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
bei aller Kritik in der knappen Zeit, die wir nur hatten,
unglaublich schnell in der Lage waren, Rahmenbedin-
gungen dafiir zu schaffen, dass wir sowohl die Versor-
gung in Deutschland sicherstellen als auch den notwendi-
gen Ausbau der erneuerbaren Energien vorantreiben
konnen. Dafiir ganz herzlichen Dank! Da haben viele
Kolleginnen und Kollegen in den Ministerien sehr viel
Arbeitszeit und sehr viel Kraft investiert.

Wir stellen fest: Die vielen verlorenen Jahre beim
Ausbau der erneuerbaren Energien sind jetzt in ihrer
Wirkung zu spiiren. Wir hétten natiirlich viel weiter sein
kdnnen. Der zwingend notwendige Ausbau der erneuer-
baren Energien und der Energieinfrastruktur muss mit
neuer Intensitdt angegangen werden, mit ganz neuer
Geschwindigkeit. Wir beweisen gerade in Niedersachsen
mit dem LNG-Terminal in Wilhelmshaven, mit neuer
Deutschlandgeschwindigkeit, die uns Mut machen sollte,
dass die Herausforderungen, die vor uns liegen, nicht in
dem Tempo, wie wir es aus der zeitlichen Historie ken-
nen, zu bewiéltigen sind, sondern nur mit neuer, wirklich
intensiver Geschwindigkeit.

Bei all dem miissen wir im Blick haben, was das fiir
die Menschen bedeutet — aktuell die extrem steigenden
Preise, die Sorgen —, also die soziale Verantwortung, die
wir mit unseren Entscheidungen haben, den Menschen,
allen iibrigens, zur Seite zu stehen. Auf der anderen Seite
miissen wir alle unseren Beitrag leisten, um der aktuellen
Situation zu begegnen. Dabei ist ,,Sparen, sparen, spa-
ren!“ die eigentliche Antwort, die wir heute geben miis-
sen, und zwar Energie sparen, nicht Gas sparen — Energie
sparen, vollig egal welche. Ich will es einmal offen aus
meiner Sicht schildern: Ich glaube, in der Zeit, in der wir
Sommer haben, die Menschen an Urlaub und ans Feiern
denken, ist in der Gesellschaft noch nicht {iberall ange-
kommen, vor welcher Krise und Herausforderung wir
stehen. Das ist kein Vorwurf. Umso wichtiger ist aber,
dass wir geschlossen deutlich machen, dass wir das

schaffen konnen, wenn wir uns alle bemithen und an-
strengen.

Wir miissen aber auch deutlich den Eindruck erwe-
cken, dass wir es iiberall machen miissen. Ich sage es
noch einmal an dieser Stelle: Deswegen brauchen wir in
Deutschland ein Tempolimit. Ob es die Welt rettet, kann
ich nicht sagen, aber es macht deutlich, dass wir in
Deutschland verstanden haben, dass es so nicht mehr
weitergeht. Ich wiirde mich freuen, wenn es uns gelingt,
ein solch starkes Signal in die Gesellschaft hinauszusen-
den, sodass wir alle gemeinsam aktiv daran arbeiten,
Energie zu sparen. Wir in Niedersachsen unterstiitzen den
Ausbau der erneuerbaren — —

(Beifall von Minister Winfried Hermann
[Baden-Wiirttemberg])

— Jetzt muss ich mich erst wieder konzentrieren. Applaus
ist ja selten hier. Aber nett. Ist ja wunderbar!

(Heiterkeit)

Wir unterstiitzen den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien aus tiefer Uberzeugung; das will ich ganz offen
sagen. Die verbindlichen Fldchenziele fiir einzelne Lén-
der sind dabei der richtige Weg, und sie geben in konse-
quenter Form eine Richtung vor. Ich will aber auch sa-
gen, und ich bitte, das nicht als Vorwurf zu verstehen:
Viele Lander sind noch skeptisch und fiirchten, dass wir
das, was wir erreichen wollen, noch nicht wirklich errei-
chen. Ich kann nur an das anschlieBen, was Ministerpra-
sident Kretschmann gerade gesagt hat: Die Konzentrati-
onsplanung klingt ganz nett. Aber wir suchen in aufwen-
digen, langjdhrigen Verfahren Vorrangflichen fiir die
Windenergie, schlieBen den Rest aus und stellen am Ende
fest, dass auf den Fldchen, die wir ausgesucht haben, die
Windkraftanlagen nicht gebaut werden kénnen. Das wird
fiir die Geschwindigkeit, die wir heute brauchen, nicht
die Losung sein. Das hei3it, die Frage der Konzentrati-
onsplanung muss mindestens, so wie vorgeschlagen, als
Ausnahme abgesetzt werden konnen, und sie muss min-
destens fiir Repowering abgesetzt werden konnen, denn
sonst kommen wir an der Stelle {iberhaupt nicht weiter.
Sowohl das Thema Konzentrationsplanung wie auch das
Thema der starren Abstandsregelungen muss jetzt geldst
werden. Das miissen wir jetzt suspendieren, damit wir
den ausreichenden Zubau an Windenergie wirklich errei-
chen. Unser Mut wird sich auszahlen; und ehrlicherweise
brauchen wir ihn auch, denn wenn wir in zwei Jahren
feststellen, dass wir hétten schneller sein miissen, ist es
leider zu spiit.

Wir unterstiitzen elementar den Ausbau der Wind-
energie auf See — 70 Gigawatt —, und ich will offen sa-
gen: Hier steht ein zustdndiger Minister, der den Men-
schen in der Region dann erkldren muss, welche Belas-
tungen das mit sich bringt. Denn davon wird ein grof3er
Teil Schleswig-Holstein und Niedersachsen und ein Teil
natiirlich auch Mecklenburg-Vorpommern erreichen, und
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wir missen den Menschen immer wieder erkldaren, was
das bedeutet. Das ist eine groBe Herausforderung, aber
wir machen das. Wir iibernehmen im Norden an der Stel-
le Verantwortung fiir ganz Deutschland, um unabhéngi-
ger zu werden von Energieimporten und auch, um Wert-
schopfung und Arbeitsplitze zu sichern und zu schaffen
und mit grinem Strom und grinem Wasserstoff in
Deutschland die nétigen griinen Produkte herzustellen
und damit unsere Wirtschaft zu transformieren. Dazu
brauchen wir aber auch — und das ist uns klar — eine Be-
schleunigung des ndtigen Ausbaus der Leitungen. Dabei
miissen wir schneller werden, damit wir diesen Weg
konsequent gehen konnen. Da ist eine Menge in der Be-
schleunigung drin. Ich setze auch sehr auf weitere Mal3-
nahmen, die entsprechend im aktuellen Sommerpaket
kommen.

Zentral ist dabei der Ausbau der Ubertragungs- und
Verteilnetze. Denn es hilft nichts, an einer Stelle Energie
zu erzeugen, sie aber nicht iibertragen zu konnen. Der
Ausbau niitzt nur etwas, wenn der regenerative Strom,
der am Ende auch bezahlbar sein muss, bei den Men-
schen ankommt. Dafiir miissen wir noch einmal festhal-
ten: Das, was wir tun, machen wir fiir Frieden, Freiheit
und Klima, fiir Unabhéngigkeit, fiir verldssliche bezahl-
bare Energie, die wir in unserem Land brauchen. Dabei
wird es auch zu Konflikten kommen, und die miissen wir
in engem Schulterschluss tiberstehen.

Konflikte heifit: Wir brauchen Fliachen, und das heif3t,
die Belange der Natur, der Umwelt werden beriihrt. Wir
werden die Landschaft verdindern. Wir werden weiter
Windkraftanlagen und Freiflachen-Photovoltaik bauen.
Hochstspannungsleitungen werden wir bauen. Die Lei-
tungen werden nicht alle in die Erde gehen, das wissen
wir auch. Wir werden kiinftig noch mehr als jetzt mit
diesen MaBBnahmen das Landschaftsbild pragen. Es muss
uns aber gelingen, dass das, was wir dort tun, auch von
der Gesellschaft als etwas Positives gesehen wird, das
dazu beitragt, dass Deutschland Wohlstand sichern kann,
bezahlbare Energie hat und beim Thema ,,Innovation und
wirtschaftliche Entwicklung® einen Riesenschritt nach
vorne kommt.

Wir haben das LNG-Beschleunigungsgesetz, mit dem
wir gerade in Niedersachsen deutlich machen, wie es
gehen kann. Am 21. Dezember, in achtfacher Geschwin-
digkeit, sind 30 Kilometer Pipeline gebaut, ist ein neuer
Anleger gebaut. Die ,,Esperanza®, die iibersetzt den scho-
nen Namen ,,Hoffnung® tragt, soll dazu beitragen, min-
destens einen Teil der Gasversorgung sicherzustellen und
damit uns in Deutschland die Chance geben, durch diesen
sehr schwierigen Winter zu kommen — {ibrigens mit dem
Blick auf einen noch schwierigeren Winter, der im néchs-
ten Jahr auf uns zukommt. Achtfache Geschwindigkeit
zeigt, dass es geht, und zeigt, dass wir den Mut haben
miissen, das nicht nur bei LNG anzuwenden, sondern
gerade auch bei der griinen Energie, bei den erneuerbaren
Energien mit Gleichmut heranzugehen und diese auch

voranzubringen. Das wird eine grofe Herausforderung
sein.

In den Gesetzen ist jetzt vieles geldst: neben der Auf-
nahme der neuen Leitungen, die wir im Netzentwick-
lungsplan 2021-2035 haben — {iibrigens inklusive Leer-
rohre, was eine kluge Entscheidung ist, sodass wir nicht
immer wieder in der Erde buddeln miissen —, auch die
Frage, wie wir dann eine wirkliche Stirkung haben, die
uns die Moglichkeit gibt, zum Beispiel auch vermehrt auf
eine Bundesfachplanung zu verzichten. Auch das wird
uns helfen. Dort, wo keine Biindelungsoption besteht,
soll bereits bei der Erstellung des Netzentwicklungsplans
im Rahmen der Strategischen Umweltpriifung nach we-
nig belasteten Préferenzraumen gesucht werden. Also:
Zeit verkiirzen, nicht sozusagen nacheinander in den
einzelnen Verfahren arbeiten, sondern miteinander!

Was ich sehr begriile — vielen Dank dafiir! —, ist, dass
wir die Chancen der Digitalisierung nutzen. Die Mog-
lichkeiten, die wir wiahrend der Coronapandemie genutzt
haben, Verfahren digital durchzufiihren, sind jetzt im
Planungssicherstellungsgesetz aufgenommen. Die Ausle-
gung von Unterlagen in Verfahren nach dem NABEG
wird kiinftig digital erfolgen. Das ist ganz entscheidend.

Wir werden aber dariiber nachdenken miissen, uns bei
wichtigen InfrastrukturmaBnahmen — und ich rede von
den Fragen, die sozusagen auf die Losung einzahlen, und
das werden vor allem die Energiefragen sein — kiinftig
auch die Mdglichkeit von Verbandsklagen genau anzu-
gucken: ob wir sie aus Griinden der Verfahrensbeschleu-
nigung vielleicht in Teilen aussetzen oder, was vielleicht
noch viel besser ist — gestern hatten die Umweltminister
eine Runde mit den Verbandsvertretern —, ob man sich
darauf verstindigen kann, zu sagen: ,,Es gibt MaBnah-
men, die notwendig sind, um die Versorgungssicherheit
in Deutschland zu gewihrleisten und diese nationale
Verantwortung in einem engen Schulterschluss zwischen
denjenigen, die sich eigentlich gegeniiberstanden, zu-
kiinftig gemeinsam zu tragen. Wenn uns das gelingen
wiirde, dann wiirden wir in Deutschland einen Riesen-
schritt voranmachen und wir miissten nicht ein bestehen-
des Recht aufgeben, sondern kdnnten gemeinsam dafiir
sorgen, dass wir trotz des bestehenden Rechtes die Chan-
cen zur Beschleunigung nutzen.

Das Ersatzkraftwerkebereithaltungsgesetz, das wirk-
lich schwierig auszusprechen ist, hitte frither iibrigens
,»Gutes Ersatzkraftwerkebereithaltungsgesetz* geheifien,

(Heiterkeit)

aber heute gliicklicherweise nicht mehr, weil es im Grun-
de keine gute Entscheidung ist, sondern eine Entschei-
dung, die uns schwerfdllt. Denn wir sorgen dafiir, dass
das, was wir eigentlich nicht wollen — ich habe selbst in
der Kohlekommission mitgewirkt —, weiter bleibt. Wir
halten die Kohlekraft nicht ldnger, aber intensiver als
gedacht am Netz. Wir wollen sie nicht ldnger am Netz
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halten; das muss deutlich werden. Es geht nicht darum,
dass wir das Ziel, das gesetzt wurde, 2030 aus der Kohle-
kraft auszusteigen, verschieben, es geht darum, dass wir
in der Ubergangszeit die Kohlekraft in intensiverer Form
nutzen werden, um den Ausgleich zu schaffen und dafiir
aber viel schneller die Erneuerbaren auszubauen, um in
der Bilanz eben nicht schlechter, sondern am Ende im
Sinne des Klimaschutzes besser zu sein.

Ich will an der Stelle aber auch sagen: Dazu ist es
nicht dienlich, Debatten um die Verlingerung der AKW-
Laufzeiten zu fiihren. Diese tragen zu keiner Losung bei.
Und ich will als Niedersachse sagen: Dazu trdgt auch
nicht bei, die Debatte zu fithren, ob wir mit Fracking im
Schiefergas die Gasversorgung sicherstellen konnen. Wir
wollen raus aus fossilem Gas und die fossile Zeit nicht
verlangern. Das muss unsere Antwort auf diese Heraus-
forderung sein.

Das Bundesnaturschutzgesetz enthilt eine Reihe von
Regelungen, die uns hoffentlich in Zukunft die Arbeit
ermoglichen. Auch da ecine Bitte an das Bundeswirt-
schaftsministerium oder eher an das befreundete Bundes-
umweltministerium: Wir haben mit der abschlieBenden
bundeseinheitlichen Liste zu kollisionsgefdahrdeten Brut-
vogelarten eine gute Losung gefunden. Es wiére schon
gewesen, wir hétten fiir die Gastvogelarten, fiir die Kolo-
niebriiter und fiir die Fledermausarten auch eine bundes-
einheitliche Regelung gefunden. Jetzt haben wir wieder
ein Stiickwerk von 16 Regelungen und werden wieder die
alte Problematik haben. Wir miissen dafiir sorgen, dass
der deutschlandweite Flickenteppich beim Artenschutz
beseitigt wird und wir diesen Weg gemeinsam gehen.

Ein weiterer Wunsch an den Bund: Wir haben jetzt mit
§ 45¢ BNatSchG eine Chance, das Thema Repowering
voranzubringen. Ich wiirde mich freuen, wenn der ange-
kiindigte Leitfaden dafiir schnellstmdglich kommt, damit
wir dann in der Lage sind, dieses so wichtige Thema
voranzubringen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor uns liegt eine
riesige Herausforderung — iibrigens auch beim Thema
Fachkrifte, denn wir wissen noch gar nicht, wie wir diese
Herausforderung eigentlich meistern wollen, ohne dass
wir die notigen Fachkrifte haben — und der Druck
wiéchst. Wir haben in Niedersachsen schon heute eine
Jahresdurchschnittstemperatur, die im Vergleich zur
vorindustriellen Zeit um 1,7 Grad gestiegen ist. Die Er-
neuerbaren sind unsere Chance, und ich bin sehr froh,
dass wir schon 2030 zumindest 80 Prozent der 750 Tera-
wattstunden, die wir dann an Strom brauchen, durch
Erneuerbare erzeugen werden. Ich wiirde mir wiinschen,
wir wirden doch wieder an dem Ziel festhalten, dass
2035 die gesamte Energie, die wir nutzen konnen, aus
erneuerbaren Quellen stammt. Wir alle stellen die Wei-
chen hierfiir, auch wir in Niedersachsen, mit schwierigen
Diskussionen, zukiinftig Windkraftanlagen im Wald
aufzustellen, was in einem Land wie Niedersachsen, das
nicht so waldreich ist, auch nicht selbstverstidndlich ist.

Wir haben Vorgaben gemacht fiir Freiflichen-PV:
0,5 Prozent brauchen wir dafiir, das sind 15 000 Hektar.
Auch das bedeutet eine Auseinandersetzung mit der
Landwirtschaft.

Wir kénnen das aber gemeinsam schaffen, wenn wir
jetzt die Bremsen losen fiir eine klimaneutrale Energie-
versorgung, das Momentum nutzen, das wir jetzt haben,
nicht zuriickfallen in eine fossile oder atomare Zeit, die
erneuerbaren Energien konsequent ausbauen, die Wirt-
schaft transformieren und Deutschland damit zu einem
internationalen Vorreiter im Klimaschutz machen. —
Vielen Dank!

Vizepréasident Dr. Reiner Haseloff: Vielen Dank,
sehr geehrter Herr Minister Lies! Aufgrund IThres hohen
Ausbaugrades an Windenergie habe ich Thnen die dreifa-
che Redezeit zugebilligt.

(Heiterkeit)
Wir kommen zu Staatsminister Al-Wazir aus Hessen.

Tarek Al-Wazir (Hessen): Herr Préasident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wir haben zwei riesige Aufgaben
vor uns: Wir miissen so schnell wie moglich unabhéngig
von russischer Kohle, von russischem Ol und vor allem
von russischem Gas werden, weil wir uns erpressbar
gemacht haben in den letzten Jahrzehnten. Aus dieser
Situation miissen wir uns jetzt befreien. Und das Zweite
ist: Wir miissen die Energiewende massiv beschleunigen
— nicht nur dafir, sondern auch, weil die Klimakrise
keine Pause macht. Das verlangt schnelles und iiberlegtes
Handeln.

Ich will auch mit einem Dank ans Bundeswirtschafts-
ministerium beginnen. Ich glaube, in den letzten sechs
Monaten ist in diesem Bereich mehr Bewegung gewesen,
als wir das in den letzten sechs Jahren erlebt haben. Ich
kann mir vorstellen, ich weil3, was das, nicht nur bei uns,
sondern vor allem dort, wo diese Gesetze geschrieben
werden, fiir eine Anstrengung ist. Aber Not kennt kein
Gebot.

Und leider kennt Not auch keine Beratungsfristen. Ich
will aber schon noch darauf hinweisen, und es ist vollig
klar: Bei diesen Hunderten, Tausenden Seiten, die da in
den letzten sechs Monaten auf den Weg gebracht wurden,
wire es geradezu ein Wunder, wenn sich nicht irgendwo
ein Fehler eingeschlichen hétte. Wir miissen und werden
in den ndchsten Monaten weiter solche Gesetzespakete
auf dem Tisch haben. Wenn es irgend geht, sollten wir
dort, wo es mdglich ist, zu den iiblichen Beratungsfristen
zuriickkehren. Diese ermoglichen es dann auch mal, dass
Landeranhdrungen dazu fithren, dass vor einem Kabi-
nettsbeschluss in einer Formulierungshilfe — es ist ja nie
ein wirklicher Gesetzentwurf — noch einmal darauf ein-
gegangen wird, was gesagt wurde, damit wir nicht in die
Situation kommen, uns einerseits vorher zu duflern und
dann andererseits nachher im parlamentarischen Verfah-
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ren gesagt zu bekommen: ,lhr konntet euch doch &u-
Bern, und die Regierung wiederum sagt: Das kénnen wir
jetzt nicht mehr aufmachen; das miisst ihr dann im par-
lamentarischen Verfahren tun. — In einer solchen Notsitu-
ation wie jetzt ist das verstdndlich, aber es darf eben kein
Dauerzustand werden.

Wir haben die Energiewende mit den drei E, die es seit
iber 20 Jahren gibt: Einsparen, Effizienz, Erneuerbare.
Es ist jetzt in diesen Tagen noch ein weiteres E hinzuge-
kommen, namlich ,,Ersatz”, vor allem von russischem
Gas. Das Biindel, das wir heute auf dem Tisch haben,
adressiert all diese vier Es. Wir haben zuséitzlich noch,
das wird oft libersehen, jetzt wirklich Riickenwind fiir die
Energiewende, nicht nur aus dem Bund, sondern —
Stichwort ,,Fit for 55 — auch aus Briissel. Das ist nicht
zu unterschitzen.

Wir sind jetzt endlich wieder auf dem Weg der schnel-
len Energiewende, und wir werden uns auf diesem Weg
auch noch mehrfach korrigieren miissen. Der § 24 EnSiG,
den wir hier beraten — gehdrt zu einem Gesetz, das wir
erst vor sechs oder sieben Wochen vorliegen hatten, aber
es ist klar: Wir sind in einer Notsituation, und in einer
solchen muss es auch darum gehen, die staatlichen Insti-
tutionen sozusagen schnell handlungsfdhig zu machen.
Wir werden diesem Gesetz daher zustimmen.

Es ist vollig klar: Was wir an Preissteigerungen erle-
ben — das ist ja unter anderem ein Hintergrund dieser
Regelung —, wird am Ende die ganze Gesellschaft treffen.
Wir werden das nicht immer aus Steuermitteln, durch
welches Hilfspaket auch immer, komplett ausgleichen
kénnen. Umso mehr wird es darauf ankommen, dass wir
in den niachsten Monaten gemeinsam dazu beitragen, dass
wir nicht mit der Giekanne unterwegs sein werden —
denn so viel Wasser werden wir nicht mehr haben —,
sondern ganz gezielt diejenigen unterstiitzen, die diese
Hilfe ganz besonders dringend brauchen. Auch das wird
uns im nichsten halben Jahr und dariiber hinaus beschaf-
tigen.

Und wir miissen die Energiewende auch bei uns vor
Ort endlich wieder in Schwung bringen. Nach dem zwei-
ten Beschluss zum Atomausstieg 2011 ist leider kein
massiver Einstieg in den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien erfolgt, und das richt sich jetzt. Ich will es vielleicht
einmal so sagen: Das ist hier wirklich auf den allerletzten
Metern. Und das hat zunédchst einmal iiberhaupt nichts
mit dem Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine zu tun.
Die deutsche Solarindustrie gibt es schon nicht mehr. Die
werden wir jetzt mithsam wieder aufbauen. Und die deut-
sche Windindustrie war kurz davor, den gleichen Weg zu
gehen. Ich darf daran erinnern, dass Nordex die Rotor-
blattproduktion in Rostock schlieft und dass Enercon
gerade einen Hilfskredit braucht — und das angesichts der
Tatsache, dass wir hier eine Industrie haben, die die Ant-
worten fiir die Zukunft liefern konnte, wenn wir in der
Lage wiren, diese Antworten sozusagen so zu begleiten,
dass die erneuerbaren Energien am Ende des Tages wirk-

lich ausgebaut werden. Also: Das ist wirklich auf den
letzten Metern gewesen. Ich hoffe, dass wir das Ruder
jetzt dauerhaft herumreiflen kdnnen.

Natiirlich wollen die Energiewende fast alle. Aber
wenn es konkret wird, wird es schwierig. Wir in Hessen
haben in den letzten Jahren in sehr konfliktreichen Ver-
fahren 1,9 Prozent der Landesfliche als Vorrangfliache
fiir Windenergie ausgewiesen. Das ist nicht einfach, das
ist sehr konfliktreich. Das ist {ibrigens im waldreichsten
Bundesland ganz besonders konfliktreich — ich schaue zu
den Nachbarn aus Thiiringen —, aber es ging. Und, zwei-
ter Punkt, ich schaue zu den Kollegen aus Bayern. Ich
mache das jetzt seit acht Jahren. Ich habe mich erst mit
der Kollegin Aigner und dann mit dem Kollegen Aiwan-
ger auseinandersetzen miissen, was den Stromleitungs-
ausbau angeht. Was nicht geht, ist, gegen jede Leitung zu
sein und nachher zu sagen: Huch, wir haben ja gar keinen
Strom mehr! — Auch das ist ein Punkt, an dem sich alle
einmal ehrlich machen und sich die Frage stellen miissen,
ob die Art und Weise, in der wir in den letzten Jahren
agiert haben, eigentlich auf die Dauer funktionieren kann.

Dementsprechend — und das ist der letzte Punkt, denn
damit sind wir noch nicht fertig — haben wir alle gemein-
same Aufgaben, was die personelle Ausstattung von
Genehmigungsbehdrden angeht, was die Frage angeht,
wie wir den Biirgerinnen und Biirgern erkldren, was notig
ist — ja, das ist es —, aber wir haben auch Notwendigkei-
ten, Verwaltungsgerichte personell ordentlich auszustat-
ten. Das hort ja nicht bei Genehmigungsbehorden auf.

Natiirlich gehort zur Wahrheit auch dazu, dass wir
insgesamt eine Beschleunigung der Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren in Deutschland brauchen. Die
Aufgabe wird weitergehen. Deswegen bin ich sehr ge-
spannt darauf, was uns die Taskforce Planungs- und
Genehmigungsbeschleunigung der Bundesregierung in
den nichsten Monaten auf den Tisch legen wird. Denn es
ist das eine, etwas zu wollen und die Moglichkeiten zu
schaffen, es umzusetzen, und das Zweite ist dann, es
wirklich in die Realitdt umzusetzen. Auch das ist eine
gemeinsame Aufgabe.

Wenn wir ehrlich sind, ist es aber bei allen Schwierig-
keiten auch eine Chance, weil wir in eine 6konomisch
und oOkologisch tragfihige Zukunft gehen konnen, zur
Sicherung von Wohlstand und Lebensqualitit und zur
Sicherung des guten Lebens kiinftiger Generationen. Ich
glaube, so groB3 kann man es auch sagen und nennen.
Darum geht es jetzt, und was wir heute hier verabschie-
den, das sind wirklich sehr groe Punkte dazu. Deswegen
bedanke ich mich bei allem Stress der letzten Wochen
noch einmal fiir das am Ende doch gute, kollegiale und
auch zwischen den Ebenen gut funktionierende Mitei-
nander. — Vielen Dank!

Vizeprasident Dr. Reiner Haseloff: Vielen Dank,
Herr Staatsminister!
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Als Néchstes spricht Minister Professor Dr. Steinbach
aus Brandenburg.

Prof. Dr.-Ing. Jérg Steinbach (Brandenburg): Sehr
geehrter Herr Président! Sehr geehrter Herr Bundesminis-
ter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie bereits in der
Stellungnahme des Landes Brandenburg zum 2-Prozent-
Flachenziel des Bundes fiir die Windenergie gegeniiber
dem Ministerium geduflert beflirworten wir die Festle-
gung verpflichtender Flichenziele fiir alle Bundeslénder.
Fehlende Flachen fiir die Windenergie sind, neben dem
Artenschutz, ein grofles Hindernis fiir den Ausbau dieser
Technologie. Durch die aktuelle Gesetzgebung erfahren
die erneuerbaren Energien und vor allem die Windener-
gie in ganz Deutschland einen hoheren Stellenwert. Nur
so kann der Ausbau weiter vorangetriecben werden, und
dies wollen wir vonseiten Brandenburgs ausdriicklich
unterstiitzen.

Ich betone es immer wieder gerne: Wir gehdren zu den
fiihrenden Bundesliandern, was den Ausbau der Wind-
energie betrifft, und wir waren bereits 2020 bilanziell in
der Lage, unseren Bruttostromverbrauch zu 100 Prozent
aus erneuerbaren Energien zu decken. Ein 2-Prozent-
Flachenziel fiir die Windenergie gibt es im Land Bran-
denburg bereits seit vielen Jahren im Rahmen unserer
Energiestrategie. Ich halte es fiir richtig, dass nunmehr
alle Bundesliander in die Pflicht genommen werden, die
fiir den Windenergieausbau erforderlichen Flichen aus-
zuweisen und bereitzustellen. Denn es wird auch uns, den
Bundeslédndern, in denen es bereits einen hohen Ausbau-
grad gibt, schlussendlich beim Thema Akzeptanz helfen,
wenn an der Stelle das Gefiihl entsteht, dass die Solidari-
tit auf die gesamte Ebene der Bundesrepublik ausgerollt
wird.

Die im Wind-an-Land-Gesetz vorgesehenen Zielwerte
fiir Brandenburg liegen von der Gréflenordnung her in
unserem Interesse und korrespondieren mit dem Zielkor-
ridor unserer eigenen, in der Fortschreibung befindlichen
Energiestrategie. Ich hoffe sehr, dass die geplanten Er-
leichterungen aus dem Gesetzgebungsverfahren zu Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren in der Praxis wirk-
lich wirksam und handhabbar werden. Ohne Erleichte-
rungen wird es zumindest in Brandenburg kaum méglich
sein, die beabsichtigten Flichenziele zu erreichen. Ich
musste bereits wahrnehmen, dass in den Ressorts, die in
der praktischen Umsetzung damit umgehen miissen, an
der Stelle durchaus noch fachliche Bedenken bestehen.
Insbesondere durch die Komplexitit der vorgesehenen
Regelungen wird ein rechtssicherer Vollzug noch unter
Beweis zu stellen sein.

Weil einige Bundesldnder zundchst durch eigene Ge-
setzgebung die Regionalplanung umstellen miissen und
die Ziele auf die Regionen heruntergebrochen werden
miissen, begriile ich, dass fiir das Teilziel nunmehr das
Jahr 2027 festgelegt wurde. Auch wenn diese erweiterte
Frist aus meiner Sicht nach wie vor ambitioniert ist und
auch wenn das einigen aus der Branche als zu unambitio-

niert erscheint: Wir benétigen diese Zeit fiir die Umset-
zung. Ich denke, jedem ist bekannt, dass die Aufstellung
eines Regionalplans nicht einmal eben so nebenbei ge-
macht wird. Das ist bereits heute so, und hinzu kommen
nun die neuen Aspekte, die teils auch noch als gewisse
Unbekannte gesehen werden miissen.

Bei allem Lob fiir diese Vorgehensweise und der von
mir flir Brandenburg geduflerten Unterstiitzung muss ich
allerdings einen Punkt deutlich beméngeln: dass Be-
standsanlagen auflerhalb von ausgewiesenen Flachen in
keiner Weise Beriicksichtigung finden, obwohl diese
naturgemal auch zur Windstromerzeugung beitragen.
Nach den mir vorliegenden Informationen betrifft dies
beispielsweise in Brandenburg ein Drittel des Anlagenbe-
stands. Dies erachten wir in der Form nicht als sachge-
recht und bitten darum, hieriiber mit dem Bundeswirt-
schaftsministerium noch einmal in die Diskussion kom-
men zu konnen.

In der Summe befiirworten wir das, was uns hier zum
Thema Windenergie auf Land vorliegt. — Danke schon!

Vizeprasident Dr. Reiner Haseloff: Vielen Dank,
Herr Professor Dr. Steinbach!

Als Nachster spricht zu uns Herr Minister Gold-
schmidt aus Schleswig-Holstein.

Tobias Goldschmidt (Schleswig-Holstein): Sehr
geehrter Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ich
freue mich total, meine erste Rede im Bundesrat zu dem
groBten und wahrscheinlich wichtigsten Energiepaket der
letzten Jahre, wenn nicht Jahrzehnte, halten zu diirfen.
Dieses Paket atmet eigentlich die Erkenntnis, dass die
erneuerbaren Energien kein Hobby sind, dem man nach-
gehen kann, wenn es keinen anderen stort, sondern dass
das eine Aufgabe ist, die wir mit voller Wucht angehen
miissen und die auf der einen Seite der Rettung des Welt-
klimas und auf der anderen Seite der Wiederherstellung
der nationalen Energiesouverénitit dient. Dies liegt im
offentlichen Interesse und dient der 6ffentlichen Sicher-
heit; das stellt das Paket ganz klar fest.

Als Land zwischen den Meeren — Schleswig-
Holstein — spiiren wir schon heute, was der Klimawandel
fir die Okologie und fiir unsere Kiisten bedeutet, und
sehen, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien eine
existenzielle Frage fiir unser Land, aber auch fiir die
Biodiversitét ist, die unsere Grundlage dafiir bildet, auf
diesem Planeten leben zu kdnnen.

Minister Habeck hat es gestern im Bundestag gesagt:
Hatten wir das Paket vor zehn Jahren gehabt, wire unsere
Situation jetzt eine komplett andere, eine viel bessere.
Allein, wir hatten das Paket nicht. Aber gerade in den
Nordldndern haben wir trotzdem angefangen mit der
Energiewende, deshalb drehen sich bei uns 3 000 Wind-
kraftanlagen an Land. Wir erzeugen 7 Gigawatt Energie
aus Windkraftanlagen und haben uns gerade im neuen
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Koalitionsvertrag das Ziel gesetzt, das bis 2030 zu ver-
doppeln. 15 Gigawatt wollen wir erzeugen. Im letzten
Jahr haben wir 1 Gigawatt genehmigt, auch ohne die
Gesetzespakete, die auf den Weg gebracht worden sind,
und wir werden das Ziel des Wind-an-Land-Gesetzes fiir
2030 in dieser Legislaturperiode erreichen; zumindest
haben wir uns das als Koalition ganz stark vorgenommen.

Gerade gestern durfte ich die Genehmigung fiir den
letzten Teil der Westkiistenleitung tiberreichen. Das ist
die Leitung, die uns mit Danemark verbindet, ein zusitz-
licher Interkonnektor: anderthalb Jahre Genehmigungs-
zeit; immer noch zu langsam, aber doch sehr schnell und
iibrigens schneller als unsere dénischen Kollegen, die
gleichzeitig angefangen haben zu planen, mit einem ganz
anderen Planungsrecht. Das zeigt: Wenn man schnell sein
will und die Priorititen entsprechend setzt, kann man
auch schnell sein. Das Gesetzespaket, das heute beschlos-
sen wird, wird uns dabei weiterhelfen.

Mit dem Gesetzespaket beschlieBen wir heute noch
weitere Stromleitungen in Schleswig-Holstein. Wir sind
zusdtzlich dabei, an Land die Kapazititen fir
LNG-Terminals zu schaffen, neue Pipelines zu legen und
viel mehr Flachen fiir die erneuerbaren Energien auszu-
weisen. Das bedeutet fiir ein kleines Land wie Schleswig-
Holstein viele Verdnderungen, und es stellen sich natiir-
lich Fragen zur Akzeptanz; Professor Steinbach hat da-
rauf hingewiesen. Akzeptanz kann man nicht schaffen,
aber Akzeptanz kann entstehen. Sie entsteht unter ande-
rem dann, wenn ein nachvollziehbares politisches Ge-
samtkonzept sichtbar wird. Dafiir ist fiir uns als Nord-
land, das schon viele Erneuerbare in der Fldache stehen
hat, das Wind-an-Land-Gesetz, das Bedarfsgesetz, ein
ganz entscheidender Punkt, weil wir unserer Bevolkerung
nachvollziehbar machen miissen, dass sich die Bundes-
lander insgesamt unterhaken und jeder seinen Beitrag
leistet, was den Zubau der erneuerbaren Energien, aber
auch die Umsetzung der notwendigen Stromnetze angeht.

Fiir uns ist Akzeptanz nicht nur ein Thema beim Aus-
bau der erneuerbaren Energien und der Leitungen, son-
dern auch ein Thema bei der Effizienz. Denn ganz klar
ist — Frau Ministerprasidentin Dreyer hat es gerade ge-
sagt — Das Paket, das jetzt vorliegt, ist noch kein Effi-
zienzpaket. Da muss viel mehr passieren, und die Bevol-
kerung wartet auch darauf, weil klar ist, und das versteht
auch jeder: Je mehr Erneuerbare-Energien-Anlagen in der
Flache stehen, desto nidher kommen sie an die Wohnge-
bdude und an verschiedene Schutzgiiter heran, und je
effizienter wir mit Energie umgehen, desto weniger An-
lagen brauchen wir und desto weiter kdnnen sie von der
Wohnbebauung entfernt bleiben. Deswegen ist eine Effi-
zienzrevolution wirklich erforderlich. Ich wiinsche mir
dazu von der Bundesregierung weitere Initiativen und
Mafnahmen.

Gut ist, dass viele Forderungen des Bundesrates auf-
genommen worden sind, zum Beispiel eine ausreichende
Finanzierung der Photovoltaik. Die Décher kdnnen voll

laufen, und Photovoltaikanlagen diirfen jetzt zum Bei-
spiel auch in Gérten entstehen. Das Thema Auflenbereich
war gerade in Schleswig-Holstein immer wieder eines,
fiir das wir uns starkgemacht haben.

Elektrolyseure — da sind wir wieder bei dem Thema
Gesamtkonzept — sollen netzdienlich betrieben werden.
Es soll ein eigenes Ausschreibungssegment dafiir geben.
Sie sollen vor allen Dingen auch im Norden entstehen,
um nicht durch eine unkluge Positionierung von Elektro-
lyseurkapazitdten noch zusitzlich einen Netzausbau zu
induzieren. Auch das sind wir der Bevolkerung schuldig:
dass wir die hohen Verbrduche — moglichst minimalinva-
siv — dort ansiedeln, wo sie entstehen kénnen, und das ist
vor allen Dingen im Norden der Fall.

Der Novelle des Energiesicherheitsgesetzes wollen
und werden wir ebenfalls zustimmen — kein schdnes
Gesetz, das ist heute schon gesagt worden, aber ein unbe-
dingt notwendiges Gesetz. Es ist richtig, dass die steigen-
den Preise auch durchgereicht werden kdnnen, aber ge-
nauso wichtig und erforderlich ist es, dass dazu ein ent-
sprechender Schutzschirm kommt. Deswegen mdchte ich
hier noch einmal explizit fiir unseren Plenarantrag wer-
ben. Wir miissen auch absehen, das hat Minister
Al-Wazir gerade gesagt, dass die Preise weiter steigen
werden und dass viele noch gar kein Bewusstsein dafiir
haben, wie sehr die Preise steigen werden. Es wird eine
Debatte geben im Winter. Auch mir ist ganz wichtig,
festzuhalten, dass wir nicht mit der GieB3kanne arbeiten,
sondern dass wir dort entlasten, wo es wirklich notwen-
dig und erforderlich ist, beispielsweise bei Menschen, die
in schlecht geddmmten Mietwohnungen wohnen und der
Preisentwicklung schutzlos ausgeliefert sind.

Wir haben im Koalitionsvertrag — damit mochte ich
enden — in Schleswig-Holstein festgehalten, dass wir das
Thema Klimaschutz/Energiewende mit Verfassungsrang
versehen werden. Das haben wir gemacht, weil wir sa-
gen: Bei allem, was wir konkret tun in der Flédche,
braucht es doch ein iibergeordnetes Dach, eine Erzih-
lung, und es braucht einen gehdrigen Zug zum Tor. Die-
sen Zug zum Tor erkenne ich in dem vorgelegten Paket.
Das ist ja noch nicht aller Tage Ende, sondern es wird
noch weitere Pakete geben.

Ich moéchte mich ganz ausdriicklich fiir das Engage-
ment im Bundeswirtschaftsministerium, aber auch im
Bundesumweltministerium bedanken.

Vizepréasident Dr. Reiner Haseloff: Vielen Dank,
Herr Minister Goldschmidt!

Zum Schluss, aber nicht als Letzter, spricht zu uns
Herr Bundesminister Dr. Habeck fiir die Bundesregie-
rung. — Bitte schon!

Dr. Robert Habeck, Bundesminister fiir Wirtschaft
und Klimaschutz: Vielen Dank! — Sehr geehrte Damen
und Herren! Lieber Herr Prisident! Erlauben Sie auch
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mir, mit einem personlichen Gliickwunsch anzufangen.
Ich gratuliere allen neu gewdhlten und wiedergewéhlten
Mitgliedern der Kabinette und des Bundesrates ganz
herzlich. An den ehemaligen Staatssekretdr im Wirt-
schaftsministerium: Lieber Oliver Krischer, viel Fortune
bei deiner neuen Aufgabe! Es ist wirklich verriickt: Wir
haben uns ein halbes Jahr lang tdglich gesehen und seit
sechs Wochen gar nicht. Ich habe ihn noch nicht einmal
verabschieden konnen. Jetzt sitzt er hier 20 Meter gegen-
iiber. Oliver, viel Gliick bei der neuen Aufgabe!

Sehr geehrte Damen und Herren, erst einmal Dank fiir
die besonnene Debatte und den nachdenklichen, aber
auch eindringlichen Ton, auch insgesamt in der Zusam-
menarbeit! Ich nehme die Kritik natiirlich an, dass das
Verfahren zu diesem grofen Gesetzespaket auflerge-
wohnlich war, schnell war. Dass es bei der einen oder
anderen Stellungnahme etwas rumpelig zugegangen ist,
sei zugegeben. Das soll natiirlich, wie Herr Haseloff, der
Prasident dieser Sitzung, gesagt hat, kein Dauerzustand
sein. Aber umgekehrt kénnen wir uns natiirlich auch
nicht wiinschen, dass dieser Zustand, den wir gerade
erleben, ein Dauerzustand ist.

Damit ist auch ein Stiick weit die Begriindung gege-
ben, warum es nach meiner Uberzeugung so sein musste.
Wir leben eben in einer auBergewdhnlichen Zeit. Wenn
Energie als Waffe eingesetzt wird, wie es hier hie3, wenn
die Energiepolitik ins Zentrum einer geopolitischen Aus-
einandersetzung geriickt ist, dann kdnnen wir nicht mehr
nur Dienst nach Vorschrift machen. Dass das so moglich
ist, dass das so mitgetragen wird — hoffentlich jedenfalls
gleich bei den Abstimmungen —, das nehme ich mit
Dankbarkeit zur Kenntnis. Ich verspreche natiirlich, dass
das nicht einreifit. Aber umgekehrt miissen wir uns auch
versprechen, dass wir uns nicht hinter Vorschriften ver-
stecken.

Und mit Vorgriff auf die verschiedenen Punkte, die
ich gleich noch ganz kurz beleuchten will: Ja, es gibt in
Deutschland zu lange Genehmigungs- und Planungszei-
ten; da stimme ich zu. Wir miissen schneller werden. Wir
miissen auch klarer werden. Aber umgekehrt diirfen wir
uns als diejenigen, die nun mal im Amt sind und in das
Amt gewidhlt wurden, auch nicht hinter den Formalitdten
verstecken. Was ich sagen will, ist, dass die besten und
schnellsten Planungszeiten kein politisches Commitment
ersetzen und dass gerade die Beispiele aus den verschie-
denen Léndern, von denen wir heute Vormittag gehort
haben, nur moglich sind, wenn man sich als Politikerin
oder als Politiker selber in die Pflicht nehmen l4sst, mit
dem Risiko, dass man eine Entscheidung vielleicht mal
korrigieren muss.

Also: Wir sollten uns an die Arbeit machen, weitere
Beschleunigungen, weitere Neujustierungen von Geset-
zen vorzunehmen und auch einige entriimpeln. Wir soll-
ten uns aber nicht einreden, dass die bessere formale
Aufstellung von Planungsprozessen politisches Lea-
dership ersetzen kann — nicht in diesen Zeiten. Ich glau-

be, in diesem Hohen Haus, in dieser Kammer ist es nicht
ndtig, daran zu erinnern, was es bedeutet, in die Verant-
wortung zu gehen. Sie leben es ja téglich.

Ich glaube, dass dieses Gesetzespaket in mehrfacher
Hinsicht ein groBes Gesetzgebungspaket ist. Das betrifft
den Teil, der den Ausbau der Erneuerbaren angeht. Die
Dringlichkeit des Tages treibt eben auch zur Eile an. Wir
miissen dieses Paket vor der Sommerpause durch die
Parlamente bringen, weil Teile davon ja noch in Europa
notifiziert werden miissen. Das heiflt: Wirksam wird das
alles erst zum 1. Januar 2023. Und dann muss ja erst
geplant, genehmigt, bestellt und so weiter werden. Hétten
wir die Sommerferien verstreichen lassen, bin ich mir
nicht sicher, ob der 1. Januar 2023 erreicht worden ware.
Dann wiéren wir schon irgendwo in 2024 gewesen. Und
irgendwo in 2024 ist schon ziemlich dicht vor 2025, und
2025 ist Bundestagswahl. Da muss man nicht aneinander
vorbeireden: Beteiligungsformen sind manchmal auch
nur Chiffren fiir Meinungsunterschiede. Den groflen
Konsens, den wir im Moment haben, miissen wir erhalten
und nutzen. Insofern ist die Dringlichkeit sachlich gebo-
ten. Umgekehrt bitte ich nun, dass Planung, Genehmi-
gung und Bau von Erneuerbare-Energien-Anlagen mit
Hochdruck vorangetrieben werden.

Grof ist auch — und ,,grof3* heiflt in diesem Fall nicht
»grofartig®, sondern ,,gro3* in seiner eigentlichen Bedeu-
tung — der Teil dieses Gesetzespaketes, der die Sicherheit
angeht. Die Moglichkeit, Gaskraftwerke aus dem Markt
zu dringen, also energie- oder klimapolitisch einen
Riickschritt zu machen — das kann man gar nicht anders
nennen; und man sollte sich auch nicht einreden, dass das
irgendwas Tolles ist —, ist geboten, um die Gasverbrauche
zu reduzieren. Das Energiesicherungsgesetz, das wir jetzt
rausholen, ist ein Gesetz, das — das wissen Sie — 50 Jahre
lang in der Mottenkiste der deutschen Gesetzeskammern
gelegen hat. Es ist ein Gesetz, das der Bundesregierung
und auch meinem Ministerium weitreichende Moglich-
keiten gibt, in die Marktmechanismen dieses Landes
einzugreifen, aber auch in die Gewohnheiten der Men-
schen. Es ist also ein bedeutsames Gesetz oder eben ein
scharfes Schwert, das man nur mit Bedacht ziehen darf.
Aber schérfen miissen wir es in dieser Zeit. Insofern ist es
ein wichtiges Gesetz, das heute hoffentlich auch Ihre
Mehrheit bekommt.

Erlauben Sie mir, vier Anmerkungen zu machen, die
iiber die einzelnen Gesetze hinausgehen! Ich weil3 nicht,
wann ich die nidchste Gelegenheit habe, zu so einer er-
lauchten Runde zu sprechen.

Das Erste ist eine Bitte: Nutzen Sie die Mdglichkeiten,
die da sind! Im EEG, im Bundesnaturschutzgesetz, im
Wind-an-Land-Gesetz sind viele Sachen noch nicht aus-
buchstabiert und miissen noch iiber Verordnungen umge-
setzt werden. Einige Moglichkeiten sind aber da. Wenn
der Ausbau der erneuerbaren Energien jetzt im {iberra-
genden Offentlichen Interesse liegt, dann heifit das im
Klartext, dass Ihre Genehmigungsbehdrden eine klare
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Weisung bekommen, wie abzuwigen ist. Das kann man
so umsetzen, dass in ausgewiesenen Windkraftgebieten
mit dem iiberragenden o6ffentlichen Interesse ein klarer
Genehmigungsgrund ausbuchstabiert ist. Das muss jetzt
auch gemacht werden. Entsprechend brauchen wir/Sie
Personal und Fachkompetenz in den Behdrden. Die herz-
liche Bitte, auch wenn das Gesetz erst zum 1. Januar
2023 greift: Bauen Sie das auf!

Zweite Bitte oder zweite Beobachtung: Es wird ja im-
mer von ideologiefreien und tabulosen Priifungen ge-
sprochen. Ich glaube, das grof3te Tabu, das wir haben, ist
der nicht hinterfragte Energieverbrauch — verschiedene
Kolleginnen und Kollegen haben es hier angesprochen —,
also Effizienz und Energieeinsparung auf die Tagesord-
nung zu setzen. Da ist auch auf der Landesebene etwas
moglich, vielleicht sogar in der Summe mehr als auf
Bundesebene. Um nur ein Beispiel zu nennen: Vielleicht
befassen Sie sich einmal damit, wie die Heizvorschriften
der offentlichen Gebédude in Thren Léndern sind. Ich kann
als Beispiel fiir die Bundesebene sagen — da rede ich
noch gar nicht iiber die Temperaturhdhe —, dass es die
Vorschrift gab, die Gebdude von 6 Uhr morgens bis
23 Uhr immer auf der vorgeschriebenen Arbeitstempera-
tur zu halten. Es stimmt, wir haben die letzten sechs Mo-
nate richtig doll Uberstunden gerissen, aber 23 Uhr ist
dann schon ganz schon lang. Selbst die fleifigsten Beam-
ten kommen vielleicht mit 8 bis 20 Uhr aus. Schauen Sie
es sich einmal an! Mdglicherweise kann man da schnell
grof3e Gewinne heben.

Dritter Punkt, den ich ansprechen mochte, ist die
BImSchG-Genehmigung. Wir werden an verschiedenen
Stellen einen sogenannten Fuel Switch erleben. Das
heif3it, auch auf der industricllen Ebene Gas rauszuneh-
men, teilweise alte Olkraftwerke wieder reinzunehmen.
Das muss teilweise genehmigt werden. Teilweise muss es
neue Genehmigungen geben, teilweise konnen aber auch
die alten Genehmigungen, die es ja einmal gab, noch
gezogen werden. Bitte gehen Sie bei Thren Behorden bis
an die Grenze des Ermessensspielraums und geben Sie
das Thren Kolleginnen und Kollegen mit! Es ist hdufig
eine Einzelfallentscheidung. Wir schaffen ja mit den
Gesetzen, auch mit dem Energiesicherungsgesetz, die
Moglichkeit, BImSchG-Genehmigungen auszusetzen.
Aber noch einmal: Das ist ein scharfes Schwert. Wenn
man das Energiesicherungsgesetz benutzt, verldsst man
quasi den gesetzgeberisch normalen Weg in Deutschland.
Die Einzelfallentscheidung allerdings kann man, wenn
man Leadership ernst nimmt, jetzt schon treffen.

In diesem Zusammenhang mochte ich kurz auf den
Brief eingehen, den ich von den ostdeutschen Minister-
préasidenten bekommen habe. Richtig adressiert ist, lieber
Herr Haseloff, dass die Braunkohlekraftwerke in der
Reserve moglicherweise langer laufen und ihr Status
betrachtet werden muss. Ich will nur anmerken, dass das
ebenfalls nicht trivial ist, weil es sofort beihilferelevant
ist. Die Entschédigungen fiir den Kohleausstieg sind ja
mit den Kraftwerksbetreibern verhandelt und noch nicht

von EU-Seite genehmigt. Und natiirlich betrifft das auch
die Kohlegesetzgebung. Aber der Punkt ist vermerkt, und
wir werden uns auch damit beschéftigen.

Letzter Punkt, zu dem ich etwas anmerken mochte —
das ist zu Recht angesprochen worden von Ministerprési-
dent Kretschmann —, ist das Verhéltnis von Artenschutz
und dem Ausbau der erneuerbaren Energien. Wir bewe-
gen uns mit diesem Gesetz innerhalb der europiischen
Gesetze. Wie sollte es auch anders sein? Wir konnen ja
nichts Widergesetzliches tun. Die europédischen Gesetze —
das ist eine fachliche Anmerkung, die noch nicht Haltung
der Bundesregierung ist — verwickeln uns in einen un-
fruchtbaren Widerspruch. Der Widerspruch ist, dass die
Treiber der erneuerbaren Energien, die Windkraftmiiller,
die Klimaschiitzer, Klimaschutzministerien, eigentlich
ein Interesse haben, mdglichst wenig Adler, Rotmilane
und andere Grof3vogel zu finden, denn diese behindern ja
den Ausbau. Aber welcher Klimaschiitzer wiirde sich
nicht freuen, wenn er am Himmel einen Adler oder einen
anderen groflen Greifvogel sieht? Umgekehrt miissten die
Artenschiitzer ein grofles Interesse daran haben, dass es
moglichst wenig Windkraftanlagen gibt, also moglichst
wenig erneuerbare Energien, also wenig Klimaschutz.
Aber welcher Artenschiitzer wiirde den Klimawandel
leugnen? Das ist ein unfruchtbarer Gegensatz, der uns
gesellschaftlich und auch in den Ministerien gegeneinan-
dertreibt. Wenn wir aber mal kurz unterstellen, dass we-
der die Artenschiitzer Klimaignoranten sind noch die
Erneuerbare-Energien-Aufbauer Arten verachten, dann
kommen wir relativ schnell an den Punkt, dass die Re-
geln das Problem sind. Wiren die Regeln so, dass es im
Interesse der Windkraftmiiller ist, dass es moglichst viele
Arten gibt und es entsprechende neue Synergien geben
kann, dann wiren wir einen groflen Schritt weiter. Der
Rechtsraum dafiir — und deswegen rede ich so lange
dariiber — ist geschaffen. Da bitte ich um Ihre Unterstiit-
zung. Es soll auf der europdischen Ebene sogenannte
»Z0-to areas” geben, also schnellere Genehmigungen in
Gebieten, die schon fiir die Windkraft reserviert sind. Das
wiére aus meiner Sicht die Chance, Artenschutz und er-
neuerbare Energien noch einmal neu zu denken und zu-
sammenzubringen. Das heifit dann im Klartext: Wenn es
mehr Kreaturen gibt, die geschiitzt sind, dann wird bei
mehr Windkraft sicherlich der eine oder andere geschiitz-
te Vogel nicht iiberleben. Aber die Population insgesamt
wird entwickelt werden. Und wenn es ein groB3es Interes-
se der Windkraftmiiller gibt, die Population zu entwi-
ckeln, dann werden sie da auch investieren.

AbschlieBend, sehr geehrte Damen und Herren: Es ist
ein Gesetzespaket, das dieses Land verdndern wird:
schnell, weil wir moglicherweise Maflnahmen ergreifen
werden, die uniiblich sind; schon mittelfristig, weil — und
auch das ist von Olaf Lies in der Debatte angesprochen
worden — der Ausbau von neuer Infrastruktur natiirlich
auch eine Zumutung bereithélt. Es ist ein Gesetzespaket
voller Zumutungen. Wir diirfen nicht dariiber hinwegre-
den, dass der grofle Konsens, den wir im Moment haben,
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in der zweiten Jahreshélfte noch mal ganz anders strapa-
ziert wird, was Preise angeht, aber auch was den Ausbau
von erneuerbaren Energien und Leitungen angeht. Des-
wegen ist es wichtig, sich noch einmal zu erinnern, vor
welchem Hintergrund dieses Gesetzespaket in der gro3en
Eile geschmiedet wurde: Putin hat die europdische Frie-
densordnung zerstort und ist dabei, sie weiter zu zersto-
ren. Er benutzt Energie als Waffe. Die fossilen Roh-
stoffmérkte explodieren wegen Putin. Dieses Gesetzes-
paket ist eine Antwort auf diese Aggression. Sie ist nicht
die Ursache der Debatte. Sie ist eine Antwort, mit dieser
Situation als demokratische, offene Gesellschaft fertig-
zuwerden. Deswegen: Danke, dass wir uns so viel Zeit
fiir diese Debatte nehmen konnen! Ich glaube, es ist eine
wichtige Debatte und ein groBles Gesetzespaket. — Vielen
Dank!

Vizeprasident Dr. Reiner Haseloff: Danke, Herr
Bundesminister!

Es gibt noch Erkldrungen zu Protokoll: vier Erkla-
rungen zu Protokoll! von Herrn Staatsminister
Dr. Herrmann (Bayern) und je eine Erkldrung zu Pro-
tokoll> von Herrn Senator Schwarz (Berlin), Herrn
Minister Steinbach (Brandenburg), Herrn Minister
Liminski (Nordrhein-Westfalen), Herrn Staatssekretir
Bischoff (Saarland), Herrn Staatsminister Dulig (Sach-
sen), Frau Ministerin Dr. Hiiskens (Sachsen-Anhalt),
Herrn Minister Adams (Thiiringen) und Frau Staatsmi-
nisterin Eder (Rheinland-Pfalz).

Jetzt treten wir in den Abstimmungsmarathon ein. Sie
haben alle Punkte entsprechend der Tagesordnung vor
sich liegen.

Ich beginne mit Punkt 8.
Hierzu liegen Thnen die Ausschussempfehlungen vor.

Da weder Ausschussempfehlungen noch Landesantré-
ge auf Anrufung des Vermittlungsausschusses vorliegen,
stelle ich fest, dass der Bundesrat zu dem Gesetz den
Vermittlungsausschuss nic h t angerufen hat.

Es bleibt noch abzustimmen iiber die vom Umweltaus-
schuss empfohlene Entschliefung.

Ich beginne mit Ziffer 2 der Ausschussempfehlungen,
die ich nach Buchstaben getrennt aufrufe.

Ich frage daher zunéchst, wer den Buchstaben a und ¢
zustimmen mochte. Bitte das Handzeichen! — Mehrheit.

Dann bitte das Handzeichen fiir Buchstabe b! — Min-
derheit.

Dann rufe ich Ziffer 3 auf. Wer stimmt zu? — Mehr-
heit.

! Anlagen 1 bis 4
2 Anlagen 5 bis 12

Damit hat der Bundesrat einec EntschlieBung gefasst.

Dann fahren wir fort mit den Abstimmungen zu meh-
reren Energiegesetzen, die der Deutsche Bundestag ges-
tern verabschiedet hat und zu denen keine Ausschussbe-
ratungen stattgefunden haben.

Zu den Punkten 50 und 51 liegen weder Ausschuss-
empfehlungen noch Landesantrige auf Anrufung des
Vermittlungsausschusses vor.

Ich stelle also fest, dass der Bundesrat zu den beiden
Gesetzen den Vermittlungsausschuss nicht ange-
rufen hat.

Wir kommen zu Punkt 52.

Dieses Gesetz ist zustimmungsbediirftig. Ich frage da-
her, wer dem Gesetz zuzustimmen wiinscht? — Mehrheit.

Der Bundesrat hat dem Gesetz zugestimmt.

Es bleibt abzustimmen iiber die Entschliefungsantrage
von Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Thiiringen.

Dem Antrag Schleswig-Holsteins ist Rheinland-Pfalz
beigetreten.

Ich frage zundchst, wer dem Antrag der Léander
Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz zustimmen
mochte. — Mehrheit.

Dann rufe ich den Antrag von Niedersachsen auf. —
Mehrheit.

AbschlieBend stimmen wir iiber den Antrag Thiirin-
gens ab. Bitte das Handzeichen! — Minderheit.

Damit hat der Bundesrat eine EntschlieBung gefasst.
Dann rufe ich die Punkte 53 und 54 auf.

Da weder Ausschussempfehlungen noch Landesantré-
ge auf Anrufung des Vermittlungsausschusses vorliegen,
stelle ich fest, dass der Bundesrat zu den Gesetzen den
Vermittlungsausschuss nic ht angerufen hat.

Abschlie3end rufe ich Punkt 57 auf.

Auch hierzu haben keine Ausschussberatungen statt-
gefunden.

Ich frage, wer der Verordnung zustimmen mochte. —
Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat der Verordnung zuge-
stimmt.

Damit sind wir mit dem Paket durch. — Herr Bundes-
minister, einen schonen Tag wiinsche ich Thnen! Alles
Gute!
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(Heiterkeit)

Sie konnen allerdings auch noch bleiben. Aber Sie ha-
ben so viel zu tun. Sie haben ja die ganzen Punkte mitge-
schrieben, sodass wir schon auf die ndchsten Zuarbeiten
der Bundesregierung mit grofler Gespanntheit warten.

(Dr. Robert Habeck, Bundesminister: Eine sehr
auflergewohnliche Sitzung! So freundlich wurde
hier noch keiner verabschiedet! — Heiterkeit)

— Wir sind eben eine ganz freundliche Gruppe hier. Aber
Sie wollten ja unbedingt in die Bundesregierung. Sie
waren ja mal in einer Landesregierung.

(Heiterkeit)
Alles Gute! Tschiiss!

(Dr. Robert Habeck, Bundesminister: Tschiiss!)

Wir kommen zu Punkt 10:

EntschlieBung des Bundesrates zur Einfiihrung ei-
ner Ubergewinnsteuer mit dem Ziel der Finanzie-
rung aullergewohnlicher finanzieller Belastungen im
Zuge des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine —
Antrag der Lander Bremen und Berlin, Mecklenburg-
Vorpommern, Thiiringen — (Drucksache 268/22)

Es gibt Wortmeldungen. — Biirgermeister Bovenschul-
te!

Dr. Andreas Bovenschulte (Bremen): Sehr geehr-
ter Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor
vier Wochen haben wir hier aus Anlass der heute zur
Abstimmung stehenden Initiative schon einmal iiber eine
Ubergewinnsteuer debattiert. Wir hatten diskutiert, ob es
richtig sein kann, dass die einen vom Krieg in der Ukrai-
ne profitieren und sich eine goldene Nase verdienen,
wihrend die anderen, Bund, Linder und Kommunen,
Milliarden in die Hand nehmen, um diejenigen zu unter-
stiitzen, die unter Inflation und steigenden Energiepreisen
leiden. Das sind bislang vor allem Biirgerinnen und Biir-
ger. Aber ganz aktuell wird ja auch zum Beispiel dariiber
diskutiert, fir den groften deutschen Gasimporteur, die
Diisseldorfer Uniper, eine 9-Milliarden-Spritze auf den
Weg zu bringen, um das Unternehmen zu stabilisieren
und noch gréBeren Schaden von Wirtschaft und Gesell-
schaft abzuwenden.

Auf den Punkt gebracht heifit das: Einige Unterneh-
men verdienen mit steigenden Energiepreisen Milliarden
und streichen Ubergewinne ein, andere geraten in Schief-
lage und werden deshalb vom Staat unterstiitzt. Ich bin
mir sicher, dass die Menschen im Land merken: Da
stimmt etwas nicht; das kann so nicht richtig sein.

In den vergangenen vier Wochen ist {iber die Frage der
kriegsbedingten Ubergewinne weiter intensiv diskutiert

worden, und der Bundeswirtschaftsminister, der zu mei-
ner Freude im Ubrigen durchaus Sympathie fiir die Idee
einer Ubergewinnsteuer hat anklingen lassen, hat ange-
kiindigt, das Kartellrecht zu schérfen. Das ist gut und
wichtig. Das alleine reicht aber nicht. Denn erstens greift
das nur fiir die Zukunft, und zweitens dndert eine strikte-
re Preiskontrolle nichts an der Notwendigkeit, leistungs-
los erzielte Ubergewinne abzuschdpfen.

In den anderen europdischen Léndern hat sich die Dis-
kussion iiber eine Ubergewinnsteuer in den letzten Wo-
chen stetig weiterentwickelt. Mittlerweile haben sechs
Lander eine solche Steuer beziehungsweise Abgabe ein-
gefiihrt, ndmlich Italien, Griechenland, Spanien, Ruméni-
en, Ungarn und GroBbritannien. Nur der Bundesfinanz-
minister hélt von alledem iiberhaupt nichts und geht jeder
inhaltlichen Diskussion aus dem Weg. Schon eine Art
Arbeitsverweigerung, mochte ich sagen. Stattdessen
werden Nebelkerzen geziindet, etwa, dass eine Uberge-
winnsteuer auch Unternehmen wie BioNTech treffen
wiirde, die uns mit ihrer Innovationskraft ja ganz wesent-
lich durch die Coronapandemie gebracht haben. Ganz
ehrlich gesagt: ein reines Ablenkungsmangver. Nicht nur,
dass iiberhaupt niemand solche Unternechmen im Blick
hat. Nein, der Blick ins europdische Ausland zeigt, dass
man zielgenaue Regelungen und sachgerechte Abgren-
zungen durchaus im Steuerrechtssystem finden kann.
Man muss allerdings den politischen Willen dazu haben;
das stimmt schon.

Meine Damen und Herren, es ist wichtiger denn je,
sich mit einer Ubergewinnsteuer zu beschiftigen, denn
der Staat steht in den kommenden Monaten nicht nur bei
Menschen mit kleinem Geldbeutel in der Pflicht, sie zu
unterstiitzen. Er wird auch systemrelevanten Unterneh-
men unter die Arme greifen miissen, siche Uniper, um
den Schaden fiir die Gesamtwirtschaft in Grenzen zu
halten. Wer hiervor die Augen verschlieft, spielt mit
Hunderttausenden Existenzen.

Dabei versprechen wir uns von einer Ubergewinnsteu-
er nicht allein fiskalische Effekte fiir die Staatskasse. Wir
versprechen uns davon vor allem auch eine disziplinie-
rende und den Markt regulierende Wirkung. Es geht aber
natiirlich auch um ein politisches Signal, ndmlich, dass
wir denjenigen helfen, die es notig haben, aber auch
denen etwas zusitzlich abverlangen, die einfach nur un-
verdientes Gliick haben. Unternehmen zu unterstiitzen,
die unverschuldet in Not geraten sind, und Unternehmen
mit einer zusétzlichen Abgabe zu belegen, die ohne eige-
ne Leistung Sondergewinne erzielen konnten, das sind
fiir mich zwei Seiten der gleichen Medaille. Und ich bin
der festen Uberzeugung, dass die Menschen, die sich
angesichts der steigenden Gas- und Olpreise ernsthaft
Sorgen um ihr Zuhause und ihren Arbeitsplatz machen,
das auch so sehen.

Meine Damen und Herren, der Finanzausschuss und
der Wirtschaftsausschuss dieses Hauses empfehlen, die
vorliegende EntschlieBung zu fassen. Ich mdchte mich
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ausdriicklich fiir die ziigige und konstruktive Diskussion
bedanken. Ich mdchte insbesondere die Kolleginnen und
Kollegen der Union bitten, sich heute einen Ruck zu
geben, unserem Antrag zuzustimmen und damit die Priif-
bitte an die Bundesregierung zu ermoglichen. Denn wir
haben ja kein ideologisches, sondern ein objektives Prob-
lem: Wie sollen die Entlastungspakete in Zukunft finan-
ziert werden?

In jedem Fall empfinde ich unsere Initiative — und da-
bei mochte ich mich ausdriicklich bei allen unterstiitzen-
den Landern bedanken — als Erfolg, hat sie doch die Dis-
kussion um dieses wichtige und zentrale Thema mafB3geb-
lich mit befordert. Ich kann Thnen auch versichern, dass
Sie das Thema nicht los sein werden und dass wir uns
moglicherweise schon direkt nach der Sommerpause
erneut damit befassen miissen, dann nadmlich, wenn es
darum geht, weitere dringend erforderliche Hilfen zu
beschliefen, weil sich die Kluft zwischen den wenigen
Gewinnern und den vielen Verlierern der Krise weiter
vertieft hat. — Herzlichen Dank!

Amtierender Prasident Dr. Dietmar Woidke:
Herzlichen Dank, Herr Bovenschulte!

Das Wort hat jetzt Senator Wesener fiir die Stadt Ber-
lin. — Bitte sehr!

Daniel Wesener (Berlin): Herr Prisident! Meine
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich habe der Debatte iiber das Energiepaket gerade sehr
aufmerksam zugehort. Alle Rednerinnen und Redner
haben die Notwendigkeit betont, dass wir schneller wer-
den miissen bei der Energie- und Wirmewende, beim
Ausbau der erneuerbaren Energien, dass wir besser wer-
den miissen beim Energieeinsparen und dass wir diejeni-
gen in unserem Land unterstiitzen miissen — als Verbrau-
cherinnen und Verbraucher, als private Haushalte —, die
aufgrund der steigenden Energiepreise mit erheblichen
Mehrkosten leben miissen. Wer diese Fragen ventiliert
und versucht, Antworten zu finden, darf die Frage nicht
vergessen: Wie kann das bezahlt werden, und wer soll
das bezahlen? Eine gerechte Lastenverteilung, das ist die
Aufgabe in einem demokratischen Staat, in einer sozialen
Marktwirtschaft, und das gerade in Krisensituationen.

Als Wladimir Putin die Ukraine angreifen lieB3, ging es
ihm nicht alleine um die Annexion zusétzlicher Gebiete.
Im Fadenkreuz stand und steht auch unser Gesellschafts-
modell, fiir das sich die Ukraine entschieden hatte. Die-
ses, unser Gesellschaftsmodell stellt die Freiheit jedes
einzelnen Menschen in den Mittelpunkt, vergisst dabei
aber nicht, dass wir alle gleichzeitig Teil eines solidari-
schen Gemeinwesens sind. Die mit dem Krieg verbunde-
ne und politisch motivierte Verknappung der Rohstoffe
durch die russische Regierung soll unsere Gesellschaft
spalten und nachhaltig schwichen; auch das ist ja eben
noch mal zur Sprache gekommen unter dem Stichwort
,,Gas als Waffe*.

Umso mehr kommt es jetzt darauf an, dass wir uns
hierzulande fiir den sozialen Ausgleich und den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt starkmachen. Und ja, die
Realitdt ist: Wer finanziell jetzt schon kaum iiber die
Runden kommt, der wird erst recht nicht in der Lage sein,
vorsorglich Geld fiir drastisch gestiegene Energickosten
zur Seite zu legen. Gleichzeitig ermdglicht es die aktuelle
Entwicklung einzelnen Unternehmen, an der Gewinn-
schraube zu drehen und hohere Dividenden auszuschiit-
ten, insbesondere dort, wo sie Marktmechanismen fiir
sich ausnutzen kénnen.

Fiir die einen geht es also um die Einschriankung des
eigenen Lebensstandards, drohende Energiearmut bis zur
Gefahrdung der individuellen materiellen Existenz, wéh-
rend andere die Situation nutzen, um Gewinne nahezu
beliebig zu erhéhen. Genau fiir solche Situationen ist die
Ubergewinnsteuer ein geeignetes und ein effektives In-
strument, um auflergewohnliche Lasten gerechter zu
verteilen, ein Instrument — mein Vorredner hat es ge-
sagt —, das sich auch in anderen Léndern bewéhrt hat und
bewiahrt.

Mit einer gezielten und temporidren Abschopfung von
Ubergewinnen, die nicht auf eigenes wirtschaftliches
Handeln zuriickzufiihren sind, wiirden wir die finanzielle
Handlungsfahigkeit der offentlichen Hand stirken und
gezielt zur solidarischen Krisenbewéltigung beitragen. Es
versteht sich von selbst, dass dabei genau unterschieden
werden muss zwischen Gewinnen, die durch eigene In-
vestitionen und Innovationen entstehen wie beispielswei-
se bei den Pharmaunternehmen, die Coronaimpfstoffe
entwickelt haben, und leistungslosen Gewinnen auf der
anderen Seite, die vor allem durch das Ausnutzen der
kiinstlichen Verknappung von Wirtschaftsgiitern entstan-
den sind.

Ich denke, ein gutes Beispiel ist der Brent-Rohdlpreis.
Vor Kurzem, und zwar vor der letzten Bundesratssitzung,
war er mit mehr als 123 Dollar pro Fass auf einem Zwi-
schenhoch. Gestern, Stand 13 Uhr, waren es ungefdhr
101 Dollar pro Fass. Wenn die Benzinpreise an der Tank-
stelle heute ein bisschen niedriger sind als vor vier Wo-
chen, kann das daran liegen, dass die sinkenden Ein-
kaufspreise zumindest teilweise an die Verbraucherinnen
und Verbraucher weitergeleitet wurden. Der sogenannte
Tankrabatt, also die 3 Milliarden Euro, wire dann aller-
dings komplett bei den Unternehmen gelandet. Wiirde
man umgekehrt davon ausgehen, dass die etwas geringe-
ren Preise an den Tankstellen auf den Tankrabatt zuriick-
zufilhren sind, héitten die Mineralolunternechmen die
Preissenkungen an den Rohdlmérkten als Extragewinn
einkassiert.

Fiir die Ubergewinnsteuer spielt es keine Rolle, wel-
che Erklédrung man anlegt. Dort zihlt alleine: keine Inves-
titionen, keine Innovationen, kein deutlich hoheres Risi-
ko, aber deutlich héhere Gewinne und somit ein Uberge-
winn, der selbstredend auch besteuert werden kann. Wir
wissen natiirlich, dass nicht jeder, der Windfall Profits,
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also Zufallsgewinne, einfahrt, selbst an diesen Positionen
drehen kann. Das betrifft zum Beispiel die Stromerzeu-
gung. Von der Abschaffung der EEG-Umlage bekommen
Verbraucherinnen und Verbraucher bekanntlich wenig
mit, weil der Anstieg der Preise an der Strombdrse in
Leipzig diesen Effekt iberkompensiert. Wer sein Geld in
Solar- und Windparks angelegt hat, profitiert von der
Steigerung der Strompreise ebenfalls ganz ohne Zutun.
Nichts spricht dagegen, dass solche Anleger auch weiter-
hin den Profit erhalten, den sie vor dem Krieg bekommen
haben. Je nach Ausgestaltung einer Ubergewinnsteuer ist
es moglich, einen solchen Extraprofit aus der Steigerung
der Strompreise teilweise zur Umverteilung heranzuzie-
hen. Dadurch wiirde auch niemand davon abgebracht, in
erneuerbare Energien zu investieren, denn kein Business-
plan, kein Anlageprospekt hat einen Krieg in Europa zur
Grundlage der Renditebetrachtungen gemacht.

Ob gerade im Energiebereich eine Gegenrechnung von
Investitionen iiber die Beriicksichtigung von Abschrei-
bungen hinaus sinnvoll ist, wie das in Grof3britannien der
Fall ist, wire sicherlich zu diskutieren. Auch die Frage,
ob es eine Rechtfertigung fiir eine strikte Beschriankung
auf eine bestimmte Branche gibt und wie genau die Be-
messungsgrundlage auszugestalten ist, sollte nach unse-
rem Antrag von den Expertinnen und Experten der Bun-
desregierung genau diskutiert und beantwortet werden.
Fiir das italienische Modell, also dafiir, eine pauschalierte
Gewinnermittlung — Nettoumsédtze im Vergleich zu
fritheren Jahren — heranzuziehen, spricht sicherlich vie-
les. Das haben wir auch in der Fachveranstaltung der
Bremer Landesvertretung in der vergangenen Woche
erfahren.

Niemand bestreitet, dass diese und andere Fragen der
technischen Ausgestaltung einer Ubergewinnsteuer alles
andere als banal sind. Aber warum sollte eine solche
Steuer in diversen anderen Landern innerhalb und auB3er-
halb der EU mdglich sein, nur nicht in Deutschland?
Zumal sie ja laut Wissenschaftlichem Dienst des Bundes-
tags im Einklang mit unserem Verfassungsrecht steht.
Allerdings vermute ich nach den Vorbesprechungen, dass
diese gute Bundesratsinitiative wegen der Blockade der
Union keine Mehrheit finden wird — wohlgemerkt: trotz
der positiven Voten in den Fachausschiissen.

Damit ist die Méglichkeit der Einfiihrung einer Uber-
gewinnsteuer aber keinesfalls erledigt. Denn klar ist, dass
es eine Ubergewinnsteuer im Rahmen der Gemein-
schaftssteuern, also mit gerechter Beteiligung der Lander
und Gemeinden, nur mit Zustimmung des Bundesrats
geben kann. Eine Ubergewinnsteuer als Ergéinzungsab-
gabe, die alleine dem Bund zustiinde, wére auch ohne
Zustimmung der Union im Bundesrat moglich. Ich moch-
te aber betonen, dass das angesichts der finanziellen
Situation der Lénder und der hohen Belastung der Haus-
halte von Léndern und Gemeinden eine denkbar schlech-
te Alternative wére.

Herr Prasident, meine Damen und Herren, wir werden
hier im Bundesrat iiber die gerechte Verteilung der Las-
ten von Putins Angriffskrieg noch &fter reden; da bin ich
mir sehr sicher. Zum Beispiel bei der Beriicksichtigung
der gestiegenen Inflation im Einkommensteuertarif. Es
wire nicht verantwortbar, immer nur Entlastungen zu
versprechen, ohne gleichzeitig zu vereinbaren, wer die
Lasten denn nun tragen soll. Steuersenkungen auf Pump
und Hilfen mit der GieBkanne sind sicher kein belastba-
res Konzept. Wer aber zielgerichtet entlasten will — und
das werden wir tun miissen —, sollte auch sagen, wo das
Geld herkommt.

Was wir angesichts dieser Krise brauchen, sind prag-
matische Losungen, keine politischen Dogmen und die
Suche nach der besten Alternative. Wer die Bundesrats-
initiative zur Ubergewinnsteuer und damit die Mdglich-
keit zu einer gerechteren Lastenverteilung heute ablehnt,
sollte selbst ein tragfihiges Konzept vorlegen. Herr Pré-
sident, sehr geehrte Damen und Herren, diese Diskussion
wird weitergehen; da bin ich mir absolut sicher. — Vielen
Dank!

Amtierender Prasident Dr. Dietmar Woidke:
Herzlichen Dank!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die beteiligten Ausschiisse empfehlen, die Entschlie-
Bung zu fassen.

Ich bitte Sie jetzt um Thr Handzeichen fiir diese Ent-
schliefung! — Minderheit.

Damit hat der Bundesrat die EntschlieBung nic ht
gefasst.

Wir kommen jetzt zu Punkt 1:

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU)
2019/1152 des Europdischen Parlaments und des Ra-
tes vom 20. Juni 2019 iiber transparente und vor-
hersehbare Arbeitsbedingungen in der Europii-
schen Union im Bereich des Zivilrechts und zur
Ubertragung von Aufgaben an die Sozialversiche-
rung fir Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau
(Drucksache 285/22)

Hierzu gibt es keine Wortmeldungen und keine Erkla-
rungen zu Protokoll.

Es liegen weder Ausschussempfehlungen noch Lan-
desantrige auf Anrufung des Vermittlungsausschusses
Vor.

Ich stelle daher fest, dass der Bundesrat zu dem Gesetz
den Vermittlungsausschuss nic h t anruft.
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Es bleibt noch abzustimmen iiber die empfohlene Ent-
schlieBung. Aus den Ausschussempfehlungen rufe ich
auf:

Ziffer 2! — Mehrheit.
Ziffer 3! — Minderheit.!

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetz eine Ent-
schliefung gefasst.

Wir kommen zu Punkt 2:

Zweites Gesetz zur Anderung der Abgabenord-
nung und des Einflihrungsgesetzes zur Abgabenord-
nung (Drucksache 286/22)

Hier liegen ebenfalls keine Wortmeldungen vor.

Der Finanzausschuss empfiehlt, dem Gesetz zuzu-
stimmen. Wer stimmt dafiir? — Deutliche Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt.

(Dr. Florian Herrmann [Bayern]: Herr Prési-
dent!)

— Bitte!

Dr. Florian Herrmann (Bayern): Herr Président,
darf ich noch mal zu TOP 1 zuriickkommen?

Amtierender Prasident Dr. Dietmar Woidke: Ja.

Dr. Florian Herrmann (Bayern): Bei Ziffer 3 der
Ausschussempfehlungen hatte ich nicht den Eindruck,
dass es jetzt hier eine Minderheit war, obwohl es eigent-
lich in der Probeabstimmung eine Mehrheit war.

Amtierender Prasident Dr. Dietmar Woidke:
Wir hatten bei Ziffer 2 eine Mehrheit. Ich kann, wenn Sie
es wiinschen, gerne noch mal iiber die Ziffer 3 abstim-
men lassen.

Dr. Florian Herrmann (Bayern): Bitte.

Amtierender Prasident Dr. Dietmar Woidke:
Ich gebe Thnen einen kurzen Moment der Kontemplation
und der Konzentration, zwei, drei Sekunden.

Wir kommen noch mal zuriick zum TOP 1. Ich rufe
aus den Ausschussempfehlungen nochmals die Ziffer 3
auf. Wer stimmt fiir Ziffer 3 der Ausschussempfehlungen
aus dem Tagesordnungspunkt 1? Bitte deutlich die Hand
heben! — Mehrheit.

Danke fiir [hren Hinweis! Wir korrigieren das entspre-
chend im Protokoll: Ziffer 3 hat eine Mehrheit. Der Rest

! Siehe aber weiter unten

bleibt gleich. Der Bundesrat hat eine EntschlieBung ge-
fasst, allerdings mit korrigierter Ziffer 3.

Zuriick zur Tagesordnung im normalen Ablauf.

Wir kommen zu Punkt 3:

Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Er-
richtung eines Sondervermdgens ,,Energie- und
Klimafonds* (Drucksache 287/22)

Hier liegen keine Wortmeldungen vor.

Es liegen weder Ausschussempfehlungen noch Lan-
desantrige auf Anrufung des Vermittlungsausschusses
VOr.

Ich stelle daher fest, dass der Bundesrat zu dem Gesetz
den Vermittlungsausschuss nic ht anruft.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 4:

Gesetz zur  Durchfilhrung der  Verordnung
(EU) 2021/784 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 29. April 2021 zur Bekidmpfung der
Verbreitung terroristischer Online-Inhalte und
zur Anderung weiterer Gesetze (Drucksache 288/22)

Hier gibt es eine Wortmeldung: Herr Parlamentari-
scher Staatssekretdr Saathoff fiir das Bundesministerium
des Innern und fir Heimat. — Herr Saathoff, Sie haben
das Wort. Bitte sehr!

Johann Saathoff, Parl. Staatssekretir bei der Bun-
desministerin des Innern und fiir Heimat: Sehr geehrter
Herr Président! Sehr geehrte Damen und Herren! Tag fiir
Tag werden terroristische Inhalte im Internet 6ffentlich
verbreitet: zur Anwerbung, zur Radikalisierung, zur Vor-
bereitung von Anschldgen. Hierdurch werden Gefahren-
lagen geschaffen, die sich in der analogen Welt realisie-
ren konnen. Dieser Gefahr miissen wir effektiver begeg-
nen, und zwar EU-weit, denn solche Bilder und Videos
machen nicht an Landesgrenzen halt. Die Bekdmpfung
der Verbreitung terroristischer Onlineinhalte ist Gegen-
stand der gleichnamigen EU-Verordnung, die bereits
2021 in Kraft getreten ist. Sie enthilt einheitliche Vor-
schriften, durch die Onlineplattformen wie Facebook und
YouTube eine aktivere Rolle bei der Bekdmpfung terro-
ristischer Onlineinhalte {ibernehmen und solche Inhalte
innerhalb kiirzester Zeit aus dem Internet entfernen miis-
sen.

Seit dem 7. Juni 2022 ist diese Verordnung nun EU-
weit anwendbar. Damit wir auch in Deutschland diese
dringend erforderlichen MaBBnahmen umsetzen konnen,
bedarf es der Benennung von zustindigen Behorden. Der
vorliegende Gesetzentwurf sieht die notwendigen Anpas-
sungen des deutschen Rechtes vor, um eine ordnungsge-
miBe Anwendung der Verordnung gewdhrleisten zu
konnen. Er regelt die Zustindigkeiten und Aufgaben der
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deutschen Behorden sowie die nationale Ausgestaltung
der Sanktionsbestimmungen in Form von Bufigeldtatbe-
standen.

Mit Inkrafttreten des Gesetzes kann das Bundeskrimi-
nalamt Anordnungen zur Entfernung terroristischer Inhal-
te an alle Hostingdiensteanbieter in der EU erlassen. Die
Anordnung muss innerhalb von einer Stunde umgesetzt
werden. Erhalten Unternehmen mit Sitz in Deutschland
eine solche Entfernungsanordnung von einer Behorde
eines anderen Mitgliedstaates, wird das Bundeskriminal-
amt diese Anordnung auf ihre RechtméBigkeit liberprii-
fen.

Das Bundeskriminalamt wird bei der Wahrnehmung
seiner Aufgaben mit den Landesmedienanstalten zusam-
menarbeiten. Die Expertise beider Stellen gewihrleistet,
dass im Einzelfall differenzierte und gerade im Hinblick
auf grundrechtliche Erwdgungen sachgerechte Entschei-
dungen getroffen werden konnen. Die Bundesnetzagentur
soll die Durchfithrung spezifischer MaBlnahmen der in-
landischen Diensteanbieter iiberwachen sowie Pflichtver-
stoBBe sanktionieren. Der Gesetzentwurf sieht abgestufte
BuBgeldhdhen fiir die verschiedenen PflichtverstoBe vor,
wobei es hier lediglich um Obergrenzen geht. Die einzel-
nen Bufigeldtatbestinde setzen die europédischen Vorga-
ben um. Hier haben wir entsprechend der Priifbitten des
Bundesrates an einigen Stellen nachgebessert.

Wir sind davon iiberzeugt, dass das Bundeskriminal-
amt und die Bundesnetzagentur die richtigen Behdrden
fiir diese neuen Aufgaben sind. Mit Inkrafttreten dieses
Gesetzes gehen wir einen weiteren wichtigen Schritt in
der effektiven Bekdmpfung von Onlineinhalten, die zur
Radikalisierung und letztlich auch zur Begehung terroris-
tischer Anschldge fithren konnen. Es ist gut, meine Da-
men und Herren, wenn wir dieses wichtige Gesetz haben.
Das Bundesinnenministerium ist ja auch das Ministerium
fir Heimat. Also sage ich es abschlieBend in meiner
ostfriesischen Heimatsprache: Hebben is beter as bruu-
ken. — Herzlichen Dank!

Amtierender Prasident Dr. Dietmar Woidke:
Herzlichen Dank, Herr Parlamentarischer Staatssekretér,
herzlichen Dank, Herr Saathoff!

Es gibt eine Erklirung zu Protokoll' von Herrn Mi-
nister Hauk fir Herrn Minister Strobl (Baden-
Wiirttemberg).

Wer dem Gesetz zustimmen mochte, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. — Deutliche Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt.

Wir sind am Ende des Tagesordnungspunktes.

! Anlage 13

Wir kommen zu Punkt 5:

Siebenundzwanzigstes Gesetz zur Anderung des Bun-
desausbildungsforderungsgesetzes (27. BAf6GAndG)
(Drucksache 289/22, zu Drucksache 289/22)

Es liegen hierzu keine Wortmeldungen vor.

Eine Empfehlung oder ein Antrag auf Anrufung des
Vermittlungsausschusses liegt gleichfalls nicht vor.

Ich stelle daher fest, dass der Vermittlungsausschuss
nicht angerufen wird.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 6:

Gesetz zur Anderung des Strafgesetzbuches — Auf-
hebung des Verbots der Werbung fiir den Schwan-
gerschaftsabbruch (§ 219a StGB), zur Anderung des
Heilmittelwerbegesetzes, zur Anderung des Schwan-
gerschaftskonfliktgesetzes, zur Anderung des Einfiih-
rungsgesetzes zum Strafgesetzbuch und zur Ande-
rung des Gesetzes zur strafrechtlichen Rehabilitie-
rung der nach dem 8. Mai 1945 wegen einvernehmli-
cher homosexueller Handlungen verurteilten Perso-
nen (Drucksache 290/22)

Auch hierzu liegen keine Wortmeldungen vor.

Es liegen weder Ausschussempfehlungen oder Emp-
fehlungen auf Anrufung des Vermittlungsausschusses
noch entsprechende Landesantrége vor.

Dann stelle ich fest, dass der Bundesrat den Vermitt-
lungsausschuss nic ht anruft.

Wir kommen zur Griinen Liste: Zur gemeinsamen
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 der Geschéftsordnung
rufe ich die in dem Umdruck 6/2022% zusammengefass-
ten Beratungsgegenstinde auf. Es sind dies die Tages-
ordnungspunkte:

7,12 b), 13, 15, 16, 20, 29, 31 bis 37, 39 bis 42,
44 und 46.

Wer den Empfehlungen und Vorschligen folgen
mdchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. — Deutli-
che Mehrheit.

Es ist so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 43:

EntschlieBung des Bundesrates ,,Klimafreundliches
Krankenhaus — 1,5 Milliarden Euro Sonderforde-
rung® — Antrag des Freistaates Bayern gemdB § 36
Absatz 2 GO BR — (Drucksache 300/22)

2 Anlage 14
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Hierzu gibt es eine Wortmeldung: Herr Staatsminister
Holetschek fiir den Freistaat Bayern. — Bitte sehr, Herr
Holetschek!

Klaus Holetschek (Bayern): Herr Président! Meine
sehr geehrten Damen und Herren! Dass der Klimawandel
Fakt ist, brauchen wir uns, glaube ich, nicht gegenseitig
zu bestétigen. Wir merken das. Die Hitzetage haben sich
verdreifacht, die Temperaturen steigen. Wir stehen vor
groflen Herausforderungen, die auch eine Belastung fiir
die Gesundheit der Menschen darstellen. Klimaschutz
und Gesundheitsschutz gehoren fiir mich ganz eng zu-
sammen. Deswegen haben wir im Freistaat Bayern schon
sehr friih versucht, Weichen zu stellen: mit den Kommu-
nen in Richtung Hitzeaktionspldne, mit einer eigenen
Landesarbeitsgemeinschaft zum Thema ,,Gesundheits-
schutz im Klimawandel“. Das sind Themen, derer wir
uns annehmen miissen und zu denen wir gemeinsam
Losungen suchen miissen.

Zu diesem Themenbereich gehdrt natiirlich das Thema
Energie — ein ganz zentrales Thema. Ein Teil der vorhe-
rigen Debatte hat sich ja diesem Bereich gewidmet. Wir
wissen, dass wir in den Krankenhdusern explodierende
Energiekosten haben. Die Inflationsrate steigt. Die Ge-
sundheitsministerinnen und -minister aller Lander haben
vor Kurzem den Bund aufgefordert, hier sehr schnell und
unmittelbar Losungen zu suchen fiir die Krankenhauser,
die sowieso in der Pandemie in einer unglaublich schwie-
rigen Situation sind. Deswegen brauchen wir hier jetzt
ein Entlastungspaket in dem Bereich Inflation, und zwar
unbiirokratisch und schnell.

Wir brauchen aber auch einen Zukunftsentwurf. Wir
haben ein Krankenhauszukunftsgesetz gehabt zur Digita-
lisierung, das, glaube ich, wirklich wichtig und richtig
war. Und wir miissen jetzt auch die Zukunft der Kran-
kenhduser im Klimaschutz gemeinsam nach vorne brin-
gen. Deswegen ist es tatsdchlich zentral, dass wir mit
einem neuen Programm die Nachhaltigkeit auch in die-
sem Bereich stiitzen. Die CO,-Emissionen eines Kran-
kenhauses sind ungefdhr zweieinhalbmal so hoch wie die
eines vergleichbaren modernen Biirogebdudes. Hoher
Energieverbrauch, 24 Stunden, sieben Tage, Strom,
Wirme, Kilte, Druckluft — alles Dinge, die die Kranken-
héuser tatséchlich vor groBe Herausforderungen stellen.
Allein in den bayerischen Kliniken betridgt das
COs-Einsparpotenzial rund 1 Million Tonnen CO; pro
Jahr.

Deswegen: Energieeffizienz bedeutet auch Kosteneffi-
zienz. Nachhaltigkeit in diesem Bereich ist ein zentrales
Thema. Ich denke, wir brauchen hier einen grofen Auf-
schlag, der vom Bund ausgehen sollte; denn wir wissen,
dass wir fiir die Investitionen in den Landern zusténdig
sind, was die medizinische Versorgung angeht, aber eben
bei den anderen Bereichen nicht. Und deswegen miissen
wir hier den Bund auf die Spur bringen, auf den Weg
bringen, Frau Staatssekretdrin, mit einem grof8en, wuch-
tigen Programm — auf drei Jahre jeweils 500 Millionen

Euro —, um die Krankenhéuser nachhaltig und klimage-
recht nach vorne zu bringen. Das ist der Antrag, den wir
heute einbringen wollen. Fiir den bitten wir um Unter-
stiitzung, parallel aber auch noch, jetzt sehr schnell, fiir
ein Entlastungsprogramm fiir die Krankenhduser unter
dem jetzigen Druck der steigenden Energiekosten und der
hohen Inflation. — Vielen Dank!

Amtierender Prasident Dr. Dietmar Woidke:
Herzlichen Dank, Herr Holetschek!

Es gibt keine weiteren Wortmeldungen. Es gibt auch
keine Erklarungen zu Protokoll.

Zur weiteren Beratung weise ich die Vorlage dem Ge-
sundheitsausschuss — federfiihrend — sowie dem Fi-
nanzausschuss, dem Ausschuss fiir Kulturfragen, dem
Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit und dem Wirtschaftsausschuss — mitbera-
tend — zu.

Damit beende ich den Tagesordnungspunkt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 45:

EntschlieBung des Bundesrates fiir den Erhalt der
Pressevielfalt — innovationsoffene und plattform-
neutrale Forderung der flachendeckenden Versor-
gung mit periodischen Presseerzeugnissen schnellst-
moglich beginnen — Antrag der Lénder Sachsen,
Niedersachsen gemdfl § 36 Absatz 2 GO BR —
(Drucksache 309/22)

Dem Antrag sind Bremen und Schleswig-Holstein
beigetreten.

Es gibt dazu eine Wortmeldung von Herrn Staatsmi-
nister Schenk fiir den Freistaat Sachsen. — Bitte sehr!

Oliver Schenk (Sachsen): Herr Prisident! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir alle sind schon von
Berufs wegen intensive Zeitungsleser. Aber es gibt noch
viele gute andere Griinde, jeden Tag in die Zeitung zu
schauen. Und deshalb ist es gut, wenn wir sagen kénnen:
Deutschland ist ein Land der Zeitungsleser. Taglich er-
scheinen mehr als 300 Tageszeitungen mit einer gedruck-
ten Gesamtauflage von iiber 12 Millionen Exemplaren.
Hinzu kommen die Wochen- und Sonntagszeitungen mit
iber 3 Millionen Exemplaren. Fast 10 Millionen Zei-
tungsexemplare werden jeden Tag ihren Abonnenten
zugestellt. Bereichert wird dieses grofle Angebot durch
die kostenlosen Anzeigenblatter, die mit einer wochentli-
chen Gesamtauflage von mehr als 65 Millionen Exempla-
ren eine einmalig grofe Verbreitung haben. Im Hinblick
auf die Vielfalt und Eigensténdigkeit der fast 1 000 loka-
len Titel sind die Wochenblétter auch heute ein lebendi-
ger Beitrag zur Pressekultur in Deutschland.

Kurzum: Deutschland ist der mit Abstand grofite Zei-
tungsmarkt in Europa, aber der deutsche Zeitungsmarkt
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befindet sich wie viele andere Branchen in einem tief-
greifenden Strukturwandel. Auflagen und Umsétze ge-
druckter Zeitungen — wir kennen das alle — sind seit Jahr-
zehnten konstant riickldufig. Lokalredaktionen werden
geschlossen beziehungsweise fusioniert. Die Zustel-
lungskosten pro Exemplar steigen. Zuletzt haben sie sich
alle fiinf Jahre verdoppelt, da sich der Aufwand fiir die
Zustellung bei weniger Abonnenten kaum reduziert. Die
digitale Transformation im Zeitungswesen lauft. Es wird
aber noch eine Weile dauern, bis die zuriickgehenden
Zeitungsverkdufe ausgeglichen werden konnen durch
mehr digitale Abos, die die Leute heute oft noch scheuen.

Meine Damen und Herren, man kann sich fragen: Wa-
rum sollen wir hier aktiv werden? Ich glaube, es muss
uns hier interessieren, denn eine freie, lokal und regional
verwurzelte Presse mit informierten Leserinnen und Le-
sern ist fiir unsere Demokratie eine Lebensversicherung.
Und das ist durchaus wortlich zu nehmen. Der US-
amerikanische Historiker Timothy Snyder hat zum Sturm
auf das Kapitol am 6. Januar 2021 bemerkt, der Haupt-
grund fiir diesen Angriff sei der Niedergang der Lokal-
presse. Ganze Landstriche in den USA seien regelrechte
Nachrichtenwiisten. Die Menschen dort wiirden ihre
Informationen aus nationalen Portalen im Internet bezie-
hen, die keine Verbindung mehr zum Lokalen haben. Erst
diese Woche ist eine Studie der Northwestern University
wieder aktualisiert worden: Seit Beginn der Pandemie
sind 360 Zeitungen, seit 2005 2 500 Zeitungen in den
USA eingestellt worden. 70 Millionen Amerikaner leben
in ,,news deserts®.

Ein Blick auf die Lage der Lokal- und Regionalpresse
macht einerseits deutlich: Davon sind wir in Deutschland
noch weit entfernt. Andererseits: Auch in Deutschland
konnten bald die Nachrichtenwiisten auf dem Vormarsch
sein, weil die wirtschaftliche Lage der Zeitungen immer
schwieriger wird. Die massiv gestiegenen Energie- und
Papierpreise verteuern die Zeitungsproduktion. Nicht
zuletzt haben sich durch steigende Lohne und Kraftstoff-
preise die Zustellkosten je Exemplar seit 2015 mehr als
verdreifacht, und sie werden sich nach der Anhebung des
gesetzlichen Mindestlohns in diesem Herbst weiter erho-
hen, was die Lage zusitzlich erschwert. Aufgrund dieser
Entwicklung ist davon auszugehen, dass schon in diesem
Jahr die Zustellung in vielen ldndlichen Regionen
Deutschlands fiir die Verlage unwirtschaftlich wird und
im besten Fall stirker quersubventioniert werden muss
oder im schlimmsten Fall der Vertrieb eingestellt wird.

Die Bundesregierung hat sich im Koalitionsvertrag da-
zu verpflichtet, die flichendeckende Versorgung mit
periodischen Presseerzeugnissen zu gewdahrleisten. Mit
der Thnen vorliegenden EntschlieBung soll sie nun aufge-
fordert werden, schnellstmdglich Mainahmen zur Siche-
rung der flichendeckenden Versorgung mit periodi-
schen Presseerzeugnissen zu ergreifen. Es gibt dafiir aus
unserer Sicht unabweisbare Griinde. Um die regionale
Wiistenbildung bei den periodischen Presseerzeugnissen
zu verhindern und damit den Anschluss landlicher Regi-

onen zu gewdhrleisten, kommt aus unserer Sicht insbe-
sondere eine Forderung der Zustellung in Betracht. Zur
Unterstiitzung des laufenden Strukturwandels soll aber
auch der Einsatz neuer Technologien und Kooperations-
modelle zur Unterstiitzung und Weiterentwicklung der
verlegerischen Tatigkeit gefordert werden. Diese Forde-
rung sollte erstens nur voriibergehender Natur sein und
darf sich zweitens vor dem Hintergrund der fundamenta-
len Bedeutung der Pressefreiheit nicht auf die Unabhén-
gigkeit journalistischer Tatigkeit der Medienhduser aus-
wirken. Unser Entwurf fiir einen Entschliefungsantrag
tragt dem Rechnung. Ich bitte Sie um und wére Thnen
dankbar fiir eine Unterstiitzung in den weiteren Aus-
schussberatungen. — Vielen Dank!

Vizeprasident Dr. Peter Tschentscher: Vielen
Dank!

Ich weise die Vorlage dem Kulturausschuss — feder-
fuhrend — sowie dem Innenausschuss und dem Wirt-
schaftsausschuss — mitberatend — zu.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 12 a):

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Grund-
gesetzes (Artikel 82) (Drucksache 197/22)

Dazu gibt es eine Wortmeldung des Herrn Parlamenta-
rischen Staatssekretidrs Saathoff, Bundesministerium des
Innern und fiir Heimat.

Johann Saathoff, Parl. Staatssekretir bei der Bun-
desministerin des Innern und fiir Heimat: Sehr geehrter
Herr Prisident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich habe in der letzten Rede auf Platt aufgehort, jetzt
fange ich auf Platt an: Nooit an fummeln, wenn wat
16ppt. Oder fiir die, die Englisch konnen: Never change a
running system. Das gilt generell, aber natiirlich ist das
auch ein wichtiger Grundsatz bei Gesetzesédnderungen
und ganz besonders bei Anderungen des Grundgesetzes.
Anderungen des Grundgesetzes sind immer der Rede
wert, auch wenn es sich wie hier um eine eher rechts-
technische Anderung handelt.

Der Gesetzentwurf schafft die verfassungsrechtlichen
Voraussetzungen fiir den ebenfalls heute von Thnen zu
behandelnden Entwurf eines Gesetzes zur Modernisie-
rung des Verkiindungs- und Bekanntmachungswesens.
Mit dem unter Federfiihrung des Bundesministeriums der
Justiz erarbeiteten einfachrechtlichen Gesetzentwurf soll
die derzeit allein verbindliche Papierfassung des Bundes-
gesetzblattes abgelost und die Verkiindung auf einer
digitalen Verkiindungsplattform des Bundes ermdoglicht
werden. Der Gesetzentwurf sieht die Einfiihrung der
amtlichen elektronischen Verdffentlichung des Bundes-
gesetzblattes auf einer vom Bundesamt fiir Justiz betrie-
benen Internetplattform vor. Sie bietet gegeniiber der
papiergebundenen Ausgabe zahlreiche Vorteile: Sie be-
schleunigt den Ausgabeprozess, verbessert den Zugang
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zu amtlichen Inhalten und spart last, but not least Res-
sourcen.

Bislang muss die gedruckte amtliche Fassung entwe-
der gegen Entgelt bezogen oder in Bibliotheken eingese-
hen werden. Bei dem schon heute im Internet verfiigba-
ren Bundesgesetzblatt handelt es sich lediglich um elek-
tronische Kopien, nicht um verbindliche amtliche Fas-
sungen. Zudem ist die Funktionalitit im unentgeltlichen
Biirgerzugang eingeschrankt. Demgegeniiber wird das
elektronisch ausgegebene Bundesgesetzblatt unentgelt-
lich und barrierefrei zur Verfiigung gestellt und kann
ohne Einschrinkungen gespeichert, ausgedruckt und
verwertet werden.

Das elektronische Bundesgesetzblatt soll kiinftig das
alleinige Verkiindungsorgan fiir Gesetze und Rechtsver-
ordnungen sein. Der Verldsslichkeit von Authentizitét
und Integritdt wird durch hohe technische Sicherheits-
vorkehrungen Rechnung getragen. Es ist unter anderem
vorgesehen, dass jede Nummer des Bundesgesetzblatts
mit einem qualifizierten elektronischen Siegel versehen
werden muss, um die Echtheit und Unverfalschtheit je-
derzeit iiberpriifen zu kénnen.

Die vorgesehene Umstellung auf eine ausschlieBlich
elektronische Verkiindung von Gesetzen und Rechtsver-
ordnungen bedarf nach herrschender Ansicht unter den
Verfassungsrechtlern einer Anderung von Artikel 82
Absatz 1 des Grundgesetzes, der bisher vorsieht, dass
Gesetze ausnahmslos im ,,Bundesgesetzblatte” zu ver-
kiinden sind. Nach Wortlaut und Entstehungsgeschichte
der Norm bedeutet dies eine Festlegung auf ein papierge-
bundenes Verkiindungsorgan. Lediglich fiir die Verkiin-
dung von Rechtsverordnungen besteht wie ausgefiihrt
bereits ein Vorbehalt einer anderweitigen gesetzlichen
Regelung, die auch eine andere Form der Verkiindung
erlaubt, normiert in Artikel 82 Absatz 1 Satz 2 Grundge-
setz.

Mit der von meinem Haus vorbereiteten Verfassungs-
dnderung soll Artikel 82 Absatz 1 Grundgesetz um einen
Gesetzesvorbehalt ergidnzt werden, der alle Fragen der
Verkiindung sowie die Form der Gegenzeichnung und
Ausfertigung von Gesetzen und Rechtsverordnungen
umfasst. Die Verfassungsdnderung enthilt bewusst keine
Festlegung auf eine bestimmte Form der Verkiindung von
Gesetzen und Rechtsverordnungen sowie zur Gegen-
zeichnung und Ausfertigung. Sie ist damit hinreichend
offen und im besten Sinne verfassungsgemaf, also einer
Verfassung gemal formuliert.

Ich werbe bereits jetzt fiir die erforderliche Zustim-
mung zu dieser Anderung des Grundgesetzes nach Arti-
kel 79 Absatz 2, wenn sich der Bundesrat im Herbst
hiermit wieder befassen wird. — Herzlichen Dank fiir Thre
Aufmerksamkeit!

Vizepréasident Dr. Peter Tschentscher: Vielen
Dank, Herr Staatssekretdr Saathoff!

Wir haben noch eine Erklirung zu Protokoll' von
Herrn Minister Hauk fiir Herrn Minister Strobl (Baden-
Wiirttemberg).

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen
erheben mochte, den bitte ich um das Handzeichen. —
Mehrheit.

Dann ist das so beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 14:

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Anderung per-
sonenstandsrechtlicher Vorschriften (Drucksa-
che 240/22)

Hier gibt es keine Wortmeldungen.

Zur Einzelabstimmung rufe ich aus den Ausschuss-
empfehlungen auf:

Ziffer 12! — Mehrheit.

Nun bitte das Handzeichen fiir alle {ibrigen Ziffern! —
Mehrheit.

Der Bundesrat hat entsprechend Stellung genommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 17:

Entwurf eines Fiinften Gesetzes zur Anderung des
Bundesfernstrafienmautgesetzes (Drucksache 244/22)

Hierzu gibt es eine Wortmeldung von Herrn Minister
Hermann, Baden-Wiirttemberg.

Winfried Hermann (Baden-Wiirttemberg): Herr
Président! Meine sehr geehrten Kollegen! Ich verzichte
auf einen schwiébischen Einstieg und versuche mich in
Hochdeutsch. ,,Wir konnen alles. Auller Hochdeutsch.*,
das wissen Sie ja.

Wir haben heute Morgen viel iiber Energieeffizienz,
Energiesparen und auch Energieverschwendung gespro-
chen. Das BundesfernstraBenmautgesetz handelt von
genau diesem Thema im Verkehrssektor. Jahr fiir Jahr ist
in den letzten Jahren, man muss schon sagen: Jahrzehn-
ten, die Zahl der Transporte auf den Stralen, vor allem
der Giitertransporte auf der Strafle, angewachsen, und
das, obwohl die Politik immer gesagt hat: Wir wollen
mehr auf die Schiene verlagern.

Wie kann das sein? Ich nenne ein paar Zahlen, die das
deutlich machen: Inzwischen werden Jahr fiir Jahr
3 Milliarden Tonnen Giiter auf den Stralen transportiert
und gerade einmal noch 358 Millionen Tonnen auf der
Schiene. Der Anteil der Wasserstrale ist auf unter

! Anlage 15
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200 Millionen Tonnen abgesunken. Das heifit, immer
mehr Giiter belasten die Straen, die Briicken und die
Umwelt und verbrauchen mehr Energie und fithren damit
auch zu mehr CO,-AusstoB.

Die Lkw-Maut kann hier wichtige Anreize setzen, ei-
nerseits zum energiesparsamen Transport auf der Straf3e,
andererseits zur Verlagerung. Die Lkw-Maut ist von ihrer
Entwicklung her eine Nutzerfinanzierung: Die Nutzer
bezahlen dafiir, dass die Strukturen durch die Nutzung
verbraucht werden. Das gilt insbesondere fiir den schwe-
ren Verkehr. Lkws belasten eine Strafie um ein Zigfaches
im Vergleich zu Pkws. Deswegen war es richtig, dass
man iiber die Lkw-Maut sozusagen begonnen hat, die
Nutzer mit einzupreisen in die Finanzierung der Infra-
struktur.

Im Jahre 2005 waren etwa 12 000 Kilometer Autobahn
bemautet. 12 Tonnen war die Grenze; darunter war nichts
zu bezahlen. Heute sind es schon iiber 50 000 Kilometer.
Das ist auch gut so. Was allerdings nicht wirklich gut ist:
dass wir immer noch die kleinen Lkws nicht in die Rech-
nung aufgenommen haben. Das Unionsrecht gibt uns
jetzt Moglichkeiten der Umgestaltung. Das ist auch der
Grund, weshalb jetzt eine Novelle ansteht. Das gibt die
Moglichkeit, dass wir stirker Umweltfaktoren bezie-
hungsweise CO»-Faktoren beriicksichtigen.

Vergleicht man im europdischen Maf3stab, was man
auf Autobahnen bezahlen muss, muss man sagen: Wir
sind eher im unteren Bereich. Manchmal hért man ja
Klagen, alles wire sehr teuer in Deutschland. Nein, hier
sind wir im unteren Bereich. Die jetzt geplante Anhebung
fithrt auch nur zu einer maf3vollen Erhdhung der Nutzer-
gebiihren insgesamt von 7,6 Milliarden auf 8,3 Milliarden
Euro. Ich glaube, das ist eher zu bescheiden in diesen
Zeiten, wo wir eigentlich durch das EU-Recht Mdglich-
keiten haben, mehr zu tun, und wo wir wissen, dass aus
Klimaschutzgriinden alle Stellschrauben so genutzt wer-
den miissen, dass sie wirken.

Die Moglichkeit, nach CO,-Ausstofl zu differenzieren,
also Fahrzeuge, die sehr viel mehr CO; als andere produ-
zieren, hoher zu belasten und andere, die weniger produ-
zieren, gilinstiger zu stellen, ist jetzt leider nicht enthalten.
Die Bundesregierung hat angekiindigt, dass sie das vor-
hat. Aber damit wird erneut das verschoben, was eigent-
lich schon lange verschoben wurde, denn wir miissen
endlich zu einer CO,-Differenzierung kommen, damit es
Anreize zum Umsteigen gibt, zur Nutzung energiespar-
samer Transportmittel und energiesparsamer Technolo-
gien und auch zu neuen Technologien, die klimafreund-
lich sind.

Wir haben weiterhin die Liicke, dass fiir Fahrzeuge ab
3,5 Tonnen immer noch keine Maut gezahlt werden
muss. Das fiihrt — ich habe das hier schon einmal berich-
tet — zu einer ,,Versprinterung“ des Verkehrs, des Trans-
ports. Warum? Die kleinen Lkws zahlen keine Maut, sie
unterliegen keiner Geschwindigkeitsbegrenzung, es gibt

keine Vorschriften, was die Arbeitszeiten anbelangt, und
sie konnen rasen, was das Zeug hilt. Man merkt das
auch. Das fiihrt dazu, dass in kleinen Lkws mit Schein-
selbststandigen viele kleine Transporte gemacht werden,
die man eigentlich mit groen Lkws machen konnte, weil
die groflen teurer sind als die kleinen. Das ist doch ab-
surd, denn es macht die Stralen voll, iibrigens auch ge-
fahrlich, und es ist auch klimaschédlich. Deswegen ist es
so wichtig, dass wir die kleinen Lkws miteinbeziehen.
Deswegen ist es so wichtig, dass sich die Branche darauf
einstellen kann. Deswegen ist es so wichtig, dass die
richtigen Signale gesetzt werden mit einer Anderung des
Mautgesetzes im Sinne einer klimafreundlichen Trans-
portpolitik.

Ein zweiter Punkt, den ich ansprechen will, ist auch
sehr drgerlich. Als zu Beginn dieses Jahrhunderts die
Maut von der damaligen rot-griinen Regierung eingefiihrt
wurde, ist verabredet worden, dass die Einnahmen zur
Halfte dem StraBenverkehr zukommen und die andere
Halfte der Binnenschifffahrt und der Schiene. Im Jahre
2011, vor etwa zehn Jahren, hat die damalige Regierung
einen sogenannten Finanzierungskreislauf Strafe aufge-
baut. Alle Mittel, die aus der Strale kommen, sollten
wieder in die Strafe flieBen. Mit anderen Worten: Man
hat sozusagen ein sich selbst bedienendes System ge-
schaffen, das immer mehr Mittel fiir die Strale erzeugt,
aber keine fiir die Schiene. Diese Regelung ist, wie ich
finde, vollig aus der Zeit gefallen. Denn es gibt inzwi-
schen groflen Konsens unter allen Ministerinnen und
Ministern sowie Senatorinnen und Senatoren in diesem
Land und auch beim Bund, dass wir Verkehrspolitik nicht
in strengen Feldern sehen wollen, sondern als Mobilitéts-
politik. Das heifit, wir wollen die Mittel fiir alle Mobili-
taitsmoglichkeiten einsetzen, auch fiir die umweltfreund-
lichen Verkehrsmittel und fiir die Transformation von der
Strale auf die Schiene. Diese Zweckbindung ,,Stral3e
finanziert StraBle ist etwas, das dringend aufgebrochen
werden muss, denn sonst wird sich die Stralle immer
iippig finanzieren, und die anderen Bereiche werden
unterfinanziert sein.

Sie sehen also: Es gibt einiges zu tun. Es gdbe mehr zu
tun. Deswegen sind wir auch etwas enttduscht, dass so
vieles nicht gemacht worden ist. Wir wiirden gerne se-
hen, wenn der Bund uns, den Léndern, eine Mdglichkeit
er6ffnen wiirde, dass auch Linder und Kommunen Stra-
Bengebiihren nehmen konnen. Wir in Baden-
Wiirttemberg haben im Koalitionsvertrag verankert, dass
wir den Anstof3 hierzu auf Bundesebene machen wollen.
Aber wenn nichts kommt, dann wollen wir gerne selber
etwas machen. Das wire aber schade, weil ich glaube,
dass es gut wire, wenn wir eine einheitliche Regelung in
der ganzen Republik hitten. Denn fiir die Kommunal-
stralen, fiir die LandesstraBen gilt ja das Gleiche: Grofie
Lkws machen sie kaputt, die Briicken werden ruiniert, sie
miissen saniert werden. Wir haben einen immensen Sa-
nierungsstau, dessen Behebung sehr teuer ist. Deswegen
wire es gut, wenn wir das machen wiirden. Wir haben
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ausgerechnet: Wenn man das System der Bundesstral3en
auf die Landes- und Kommunalstra3en {ibertragen wiirde,
wiirde das zum Beispiel in Baden-Wiirttemberg
200 Millionen Euro Einnahmen ausmachen — 100 Millio-
nen fiir die Kommunen, 100 Million fiir das Land. Das
wire schon eine echte Hilfe bei den derzeitigen groflen
Aufgaben der Sanierung und der Verlagerung. Hier wére
es also gut, wenn der Bund Vorgaben machen wiirde,
damit die Lander entsprechend handeln kénnen und die
Lander und Kommunen einen Nutzen haben.

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss:
Wir miissen endlich wirklich etwas tun zur Verlagerung
des Giiterverkehrs auf die Schiene. Wir miissen den Fi-
nanzierungskreislauf StraBe durchbrechen und wieder zu
einer Mobilititsfinanzierung kommen. Die Lénder brau-
chen diese Moglichkeit auch fiir LandesstraBen und
Kommunalstraf3en.

Und zu guter Letzt: Das Mautgesetz ist ein Gesetz fiir
klimafreundlichen Transport. Es kann aber sehr viel kli-
mafreundlicher ausgestaltet werden, als der jetzige Ent-
wurf das tut. Ich erwarte, dass die Bundesregierung auch
im Sinne der eigenen Zielsetzung da zukiinftig ambitio-
nierter ist. — Vielen Dank!

Amtierender Prasident Dr. Peter Tschent-

scher: Vielen Dank!

Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu liegen Thnen
die Ausschussempfehlungen vor.

Ziffer 1! — Mehrheit.

Ziffer 2, zundchst Buchstabe b! — Minderheit.
Jetzt Buchstabe ¢! — Minderheit.

Ziffer 3! — Mehrheit.

Ziffer 4! — Mehrheit.

Ziffer 5! — Mehrheit.

Ziffer 6! — Minderheit.

Ziffer 7! — Minderheit.

Ziffer 8! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf Stel-
lung genommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 18:

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Gewerbe-
ordnung und anderer Gesetze (Drucksache 245/22)

Wortmeldungen hierzu liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu liegen Thnen
die Ausschussempfehlungen vor. Hieraus rufe ich auf:

Ziffer 3! — Mehrheit.
Dann entféllt Ziffer 5.
Ich rufe Ziffer 4 auf. Wer ist dafiir? — Minderheit.

Dann bitte das Handzeichen fiir alle noch nicht erle-
digten Ziffern der Ausschussempfehlungen! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ent-
sprechend Stellung genommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 19:

Entwurf eines Gesetzes zur Aufteilung der Kohlendi-
oxidkosten (Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetz —
CO2KostAufG) (Drucksache 246/22)

Hierzu gibt es eine Wortmeldung von Frau Ministerin
Dr. Hiiskens, Sachsen-Anbhalt.

Dr. Lydia Hiiskens (Sachsen-Anhalt): Herr Prisi-
dent! Meine Damen und Herren! Das Kohlendioxidkos-
tenaufteilungsgesetz ist auf den ersten Blick natiirlich zu
begriilen. Es werden sowohl Anreize fiir die Vermieter
als auch Anreize fir die Mieter gesetzt, Treibhaus-
gasemissionen einzusparen, und wir haben uns heute
schon alle wechselseitig versichert, wie wichtig das ist.
Bei entsprechenden Aktivititen reduziert sich der
CO»-Preis, sodass Vermieter und auch Mieter gleicher-
malien davon profitieren.

Aber aus meiner Sicht iibersieht das Gesetz die struk-
turellen Unterschiede zwischen den Bundesldndern und
vor allen Dingen auch zwischen Stadt und Land. In Regi-
onen mit fiir die Mieter entspanntem Wohnungsmarkt —
ja, ich weil}, in Stidten wie Berlin kann man sich das gar
nicht vorstellen; aber die gibt es in Deutschland, und
zwar Gott sei Dank nicht zu knapp — haben die Woh-
nungsbestdnde zum groBen Teil einen Sanierungsstand
von vor der Jahrtausendwende, und es gibt ein relativ
niedriges Mietpreisniveau. Somit ist zu befiirchten, dass
insbesondere — das trifft vor allen Dingen in Sachsen-
Anhalt zu — die lokalen und die stiddtischen Wohnungs-
bauunternehmen und die Wohnungsbaugenossenschaften
im Land aufgrund des Stufenmodells einen hohen Anteil
an den Kohlendioxidkosten zu tragen haben und in eine
weitere Schieflage geraten konnten.

Im Augenblick sind zumindest in Sachsen-Anhalt die-
se Unternehmen schon in einer Schieflage, die aus dem
demografischen Wandel heraus resultiert. Da ist Sachsen-
Anbhalt leider relativ weit voraus. Das sind also Probleme,
die auf die anderen Bundeslédnder noch zukommen.

Jetzt ist die typische Reaktion des Staates, wenn er
merkt, dass es da ein strukturelles Problem gibt, hinzuge-
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hen und zu sagen: Es gibt doch Fordermittel. — Der Bund
hat auch in einem erheblichen Umfang Fordermittel fiir
den sozialen Wohnungsbau bereitgestellt. Die laufen in
Sachsen-Anhalt aber schon seit Jahren ins Leere. Das hat
etwas mit dem entspannten Wohnungsmarkt zu tun. Das
hat aber vor allen Dingen etwas damit zu tun, dass der
Bund nach wie vor darauf beharrt, dass wir eine Bele-
gungsbindung ausweisen und dass wir Mieten fordern,
mit denen eine Sanierung absolut unwirtschaftlich ist.

Vor diesem Hintergrund sehe ich zumindest fiir unser
Bundesland — ich vermute, aber auch fiir sehr viele 14nd-
liche Regionen in den anderen Bundesldndern — ein er-
hebliches Problem, das aus diesem gut gemeinten Gesetz
heraus resultiert und dafiir sorgen wird, dass interessan-
terweise gerade in genossenschaftlichen und 6ffentlichen
Wohnungsbauunternehmen hier entsprechend wirtschaft-
lich schwierige Zeiten auf uns zukommen.

Die Losung wire aus meiner Sicht relativ einfach und
an den Bund adressiert: dass wir in Zukunft beim Ab-
schluss von Verwaltungsvereinbarungen akzeptieren,
dass es zwischen den Bundeslandern, zwischen Stadt und
Land unterschiedliche Realitidten gibt und diese in den
Verwaltungsvereinbarungen auch entsprechend abbilden.
Sachsen-Anhalt wiirde zum Beispiel der Verzicht auf die
Belegbindung in diesem Bereich enorm helfen, und ich
bin mir sicher, dass wir dann auch in Zukunft innerhalb
der kleineren Stddte unseres Bundeslandes, wo genau
diese kommunalen Wohnungsbaugenossenschaften un-
terwegs sind, helfen konnten, um auch einen, ich sage
mal, bunten Vermietermarkt anzubieten und nicht zu-
kiinftig tatsdchlich nur noch einen gréfleren Vermieter zu
haben, der dann wahrscheinlich auch die Mietpreise dik-
tieren kann. Wir setzen uns natiirlich immer dafiir ein,
dass der Vermieter wihlen kann und dass es auch in
diesem Bereich einen Markt gibt. — Ich danke Thnen!

Vizeprasident Dr. Peter Tschentscher: Vielen
Dank!

Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu liegen Thnen
die Ausschussempfehlungen vor. Aus diesen rufe ich auf:

Ziffer 1! — Minderheit.
Ziffer 2! — Minderheit.

Ziffer 3, und zwar zundchst Buchstabe a. Wer stimmt
zu? — Minderheit.

Dann rufe ich den Rest der Ziffer 3 auf. Bitte das
Handzeichen! — Mehrheit.

Ziffer 4! — Mehrheit.
Ziffer 5! — Mehrheit.
Ziffer 6! — Minderheit.

Ziffer 7! — Minderheit.

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ent-
sprechend Stellung genommen.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Tagesord-
nungspunkte 21 a) und b) auf:

a) Mitteilung der Kommission an das Européische
Parlament und den Rat: Gestaltung der Konfe-
renz zur Zukunft Europas
COM(2020) 27 final
(Drucksache 37/20)

b) Mitteilung der Kommission an das Europdische
Parlament, den Europiischen Rat, den Rat, den
Européischen Wirtschafts- und Sozialausschuss
und den Ausschuss der Regionen: Konferenz zur
Zukunft Europas — Von der Vision zu konkreten
MaBnahmen
COM(2022) 404 final
(Drucksache 282/22)

Hierzu gibt es Wortmeldungen: Frau Staatministerin
Puttrich, Hessen.

Lucia Puttrich (Hessen): Herr Président! Sehr geehr-
te Damen und Herren! Es ist erst zwei Monate her, dass
die Konferenz zur Zukunft Europas beendet wurde, ein
Prozess, den man ein Stiick weit als Experiment bezeich-
nen kann, in dem der Versuch gemacht wurde, moglichst
viele Biirgerinnen und Biirger einzubeziehen, iiber die
Zukunft Europas zu beraten und entsprechende Vor-
schldge zu machen. Wenn ich sage, dass es ein Experi-
ment gewesen ist, dann deshalb, weil es der Versuch
gewesen, moglichst viele Biirger aus den unterschied-
lichsten Gruppen zu beteiligen und ihnen moglichst freie
Hand zu lassen und ihnen auch keine Denkverbote zu
erteilen in der Frage, wie sie sich die Zukunft Europas
vorstellen konnen.

Enttduschung ist das Ergebnis falscher Erwartungen.
Deshalb ist immer die Frage: Welche Erwartungen hatte
man? Es war ein Prozess, der unter besonderen Bedin-
gungen stattfand. Es war in den Zeiten von Corona, und
all das, was in Person hitte stattfinden sollen, konnte nur
digital stattfinden, zumindest fast alles. Die grofle Eroft-
nung, die in Dubrovnik geplant war, war digital. Am
Ende waren dann wieder vereinzelt Treffen in Person
moglich. Der positive Teil ist, dass das vielleicht auch
eine Beteiligung von Menschen in einer Art und Weise
ermoglicht hat, wie es sonst nicht moglich gewesen wire,
und es hat sie noch fitter im Umgang mit digitalen Medi-
en gemacht. Die Beteiligung aus den unterschiedlichsten
Bereichen der Europdischen Union ist aktiv gewesen,
sehr arbeitsintensiv und auch mit guten Vorschlidgen
versehen.

Was durchaus iiblich ist, ist, dass sich Biirgerinnen
und Biirger nicht immer an das halten, was an Zustandig-
keiten festgeschrieben ist. Biirgern geht es um die Losung
eines Problems und nicht an erster Stelle darum, wer fiir
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etwas zustindig ist. In diesem Sinne, mochte ich sagen,
ist die Konferenz zur Zukunft Europas ein Experiment
gewesen, das man als gelungen, aber durchaus auch als
verbesserungsfihig bezeichnen kann. Es war ein Prozess,
in dem gelernt wurde, in dem alle Beteiligten wéihrend
des Prozesses gelernt haben.

Das Erste, was man festhalten kann, ist, dass damit
hohe Erwartungen geweckt wurden bei vielen, die sich
beteiligt haben und die von ihrer Seite her sagen: Wir
wollen auch zukiinftig in irgendeiner Form beteiligt wer-
den und nicht nur Teilnehmer einer Alibiveranstaltung
gewesen sein. Insofern wird es die besondere Aufgabe
sein, jetzt zu schauen, wie man Biirgerinnen und Biirger
beteiligt, wie man sie ernsthaft anhort und logischerweise
trotzdem die Entscheidungsstrukturen, wie man sie hat
und braucht, zu erhalten.

Worin wir uns aber alle miteinander einig sind, ist,
dass die zweite Entwicklung wéhrend der Konferenz zur
Zukunft Europas auch den Blick wesentlich verdndert
hat. Wére die Konferenz gestartet in der Zeit, in der der
Vernichtungskrieg Russlands gegeniiber der Ukraine —
ich bezeichne ihn bewusst als Vernichtungskrieg; es ist
ein Angriffskrieg, der aber auf Vernichtung ausgerichtet
ist — begonnen hat, waren wahrscheinlich noch andere
Themen im Vordergrund gewesen. Es wéren noch viel
stirker die Sicherheitsbediirfnisse besprochen worden,
und es wire wahrscheinlich viel mehr dariiber gespro-
chen worden, wie man sich eine Européische Union in
dieser Zeit, in dieser Welt vorstellt, wie sich die Macht-
verhidltnisse in der Welt verdndert haben und welche
besonderen Herausforderungen die EU in dieser Welt hat.

Was man feststellen kann, ist, dass bei den Ergebnis-
sen, die zusammengefasst wurden, viel unter dem Stich-
wort ,strategische Souverénitit Europas® zusammenge-
fasst wurde. Das ist auch ein Stiick mit Ergebnis dieser
dramatischen politischen Entwicklung, die es gegeben hat
aufgrund des russischen Angriffs- und Vernichtungs-
kriegs auf die Ukraine — mit Sicherheit. Wenn wir iiber
Sicherheit oder iiber Souverdnitit reden, dann umfasst
das mehrere Dinge. Das eine ist selbstverstindlich Si-
cherheit im klassischen Sinne, das heifit im Bereich der
Verteidigung. Wenn wir iiber Sicherheit reden, dann
meint das gerade auch im Hinblick auf den Krieg in der
Ukraine Sicherheit bei Energieversorgung und Sicherheit
bei der Erndhrung — Sicherheit bei der Erndhrung nicht
nur flir diejenigen, die in der Européischen Union leben,
sondern auch fiir diejenigen, die auflerhalb der Européi-
schen Union leben und dringend darauf angewiesen sind,
Essen fiir ihre Menschen zu haben. Da denke ich insbe-
sondere an den afrikanischen Kontinent. Insofern hat
gerade wihrend dieser Zukunftskonferenz der Begriff
strategische Souverdnitit Europas®“ meines Erachtens
auch ein Stiick neuen Sinn und einen hoheren Stellenwert
bekommen, als am Anfang der Konferenz zur Zukunft
Europas absehbar gewesen ist.

Ich habe es angesprochen: Es sind viele Vorschlige
gemacht worden, Vorschldge, die aufgegriffen werden
konnen, die auch des guten Willens bediirfen und nicht
unbedingt Vertragsdnderungen. Es gibt aber auch Vor-
schldge, die Vertragsdnderungen bedeuten wiirden. Jetzt
ist es die Aufgabe, an der Stelle offen zu sein, zu schau-
en, was man machen kann, dafiir zu werben und sich
nicht von vornherein zu verschlieBen, zu schauen, wie die
Europdische Union zukunftsféhig sein kann in einer ver-
dnderten Zeit, inzwischen auch in einer verdnderten
Struktur mit 27 Mitgliedsstaaten und mit neuen Heraus-
forderungen, wie wir sie vor zwei Jahren, vor drei Jahren
in dieser Form noch nicht hatten. Daran haben viele mit-
gearbeitet und werden viele mitarbeiten miissen.

Der Bundesrat konnte zwei Mitglieder in die Konfe-
renz zur Zukunft Europas entsenden. Meine Kollegin
Birgit Honé aus Niedersachsen ist dabei gewesen, ich bin
dabei gewesen. Wir haben diesen Prozess miterlebt mit
positiven Erfahrungen, vielleicht auch mit der einen oder
anderen Enttduschung, aber mit dem festen Willen, dass
es nicht umsonst gewesen sein soll, sondern dass wir die
Aufgabe haben, hier an der Entwicklung der Europii-
schen Union weiterzuarbeiten. Wir haben — und das ist
erfreulich gewesen — in diesem Prozess gemeinsam gear-
beitet, einerseits wir hier, die beiden Vertreterinnen des
Bundesrates, aber auch mit denjenigen, die vom Bundes-
tag dorthin gesendet wurden und auch mit der Bundesre-
gierung. Jetzt es ist meines Erachtens unsere Aufgabe,
dass wir den Weg, den wir eingeschlagen haben, weiter-
gehen. Es reicht nicht, denjenigen, die sich viele Gedan-
ken gemacht haben, was man denn édndern kann, zuzuhé-
ren. Vielmehr miissen wir uns intensiv mit diesen Vor-
schldgen auseinandersetzen.

Ein Vorschlag, der gemacht wurde, bei dem wir uns
besonders dariiber gefreut haben, dass er nun aufgegrif-
fen wird, und mit dem sich der Bundesrat schon beschéf-
tigt hatte, betrifft die ,,griine Karte®, die es zukiinftig fiir
die nationalen Parlamente geben soll.

Lassen Sie mich noch drei kurze Stichworte nennen.
Was haben wir gelernt aus diesem Prozess? Das eine ist
selbstverstandlich, dass wir gerade in dieser schwierigen
Zeit zeigen miissen, dass wir an den Meinungen der Biir-
gerinnen und Biirger interessiert sind, um deren mentale
Distanz teilweise ein Stiick aufzubrechen. Das war ja
auch der Grund, warum wir Biirgerinnen und Biirger
beteiligt hatten. Das hat den einen oder anderen Politiker
vielleicht enttduscht und ein bisschen frustriert, weil man
den Eindruck hatte, dass diejenigen, die aus politischen
Ebenen kommen, weniger gefragt seien.

Fiir viele ist die Europdische Union weit weg. Vor
zwei, drei Jahren wurde, wenn iiber die Europiische
Union gesprochen wurde, hiufig iiber Biirokratie gespro-
chen. Es wurde iiber alles gesprochen, was irgendwie als
negativ angesehen wurde, eher als Beschwernis. Heute
wissen wir, dass es keine Beschwernis ist, sondern eine
Herausforderung, die wir nur gemeinsam bewiltigen
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konnen. Insofern ist es wichtig, auch zukiinftig die Dis-
tanz von Biirgerinnen und Biirgern abzubauen und die
Transparenz zu erhohen.

Wenn ich mir die Menschen in unserem Land ansehe,
dann mochte ich sagen, dass sie im Groflen und Ganzen
eine gro3e Europafreundlichkeit haben. Aber wir diirfen
uns nicht dariiber hinwegtéuschen lassen, dass es in vie-
len Mitgliedstaaten durchaus eine Distanz, vielleicht
nicht nur des einen oder anderen Regierungsvertreters,
sondern auch von Biirgerinnen und Biirgern, gibt. Des-
halb miissen wir den Blick schérfen. Das ist meines Er-
achtens ein Vorteil dieser Konferenz zur Zukunft Euro-
pas: dass auch die Biirgerinnen und Biirger unterschiedli-
cher Léander in dieser Art und Weise zusammengetroffen
sind und dass man nicht nur aus dem eigenen Fokus her-
aus Dinge beurteilt, sondern auch mal hinschaut, wie man
von anderen gesehen wird. Ich sage ganz klar: Uns Deut-
schen tut es ganz gut, wenn wir nicht nur den deutschen
Blick haben, sondern auch mal schauen, wie andere Biir-
gerinnen und Biirger in der heutigen Zeit auf uns schauen
und was sie von uns erwarten.

Distanz abbauen ist das eine, die Transparenz zu erho-
hen, ist das andere. Insofern haben wir an der Stelle viele
Dinge zu tun. Die Grundfrage, die ich vorhin schon stell-
te, ist die Frage der Mitwirkungsmoglichkeiten von Biir-
gerinnen und Biirgern. Was fiir uns feststeht, ist klar: Wir
wollen Transparenz. Wir wollen, dass Dinge, die die
Européische Union besser gemeinsam tun kann, von ihr
ibernommen werden, aber selbstverstdndlich trotzdem
das Prinzip der Subsidiaritét weiterverfolgen, indem wir
das, was wir als Linder besser konnen, auch tun, also
keine zentralistische Europdische Union, sondern eine,
die das gemeinsam besser macht, was man gemeinsam
tun kann, und ansonsten das Prinzip der Subsidiaritit im
tiefsten Sinne entsprechend befolgt.

Ich darf festhalten, dass wir es als gro3e Herausforde-
rung, als Ehre und als Chance gesehen haben, in dieser
Konferenz zur Zukunft Europas mitzuarbeiten, und wiin-
sche mir, dass bei der Umsetzung der Empfehlungen die
Bundesregierung die Lander entsprechend miteinbezieht,
wir in einem Dialog sind, wir beteiligt werden — nicht nur
beteiligt werden, sondern der Bundesrat auch eine ganz
eigene und selbstbewusste Rolle hat. Wir sind nicht ir-
gendwo unterhalb, sondern wir sind auf Augenhdhe da-
bei. Insofern geht es darum, dass bei Entscheidungen, die
moglicherweise getroffen werden miissen, wenn es um
die Ausweitung von qualifizierten Mehrheitsentschei-
dungen geht, oder auch Empfehlungen, wo es um Lén-
derzustindigkeiten geht, nicht iiber die Kopfe der Lander
hinweg beraten wird, sondern mit den Landern gemein-
sam. Wenn man sich ndmlich Vorschldge von Biirgerin-
nen und Biirgern anschaut wie zum Beispiel im Bereich
der Bildung oder der Gesundheitspolitik, dann muss man
sagen: Das ist keine Aufgabe des Bundes, sondern das
sind Aufgaben der Lénder.

In diesem Sinne wiinsche ich uns allen gemeinsam ei-
nen guten Geist, in dem wir uns flir die Europiische
Union gemeinsam weiter engagieren mit voller Kraft,
Entschlossenheit, aber vor allen Dingen auch gemein-
sam. — Besten Dank!

Vizeprasident Dr. Peter Tschentscher: Vielen
Dank, Frau Staatsministerin Puttrich!

Wir kommen jetzt zur Wortmeldung von Frau Minis-
terin Honé aus Niedersachsen.

Birgit Honé (Niedersachsen): Sehr geehrter Herr
Prisident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch heute
ist in vielen Beitragen im Bundesrat deutlich geworden:
Wir befinden uns derzeit in einer Zeit des Wandels, in der
verschiedene Ereignisse die Grundfeste unserer bisheri-
gen Lebensweise erschiittern.

Erstens: die Klimaerwdrmung. Sie trifft uns alle mit
voller Wucht und immer stérker. Dabei miissen wir mitt-
lerweile gar nicht mehr in die Zukunft schauen. Vielmehr
spiiren wir die Folgen bereits hier und jetzt in Europa, in
Deutschland, bei uns in den Lindern. Ein Warmerekord
jagt den ndchsten; Starkregenereignisse, Hitzesommer
und Trockenzeiten treten immer haufiger und heftiger
auf. Das schidigt die Natur, es gefihrdet Wasser- und
Nahrungsmittelversorgung und bringt viele Menschen,
gerade auch die dlteren Menschen, in Gefahr.

Zweitens: die Covid-19-Pandemie. Bis heute hat uns
die Pandemie im Griff und prégt unser tégliches Leben.
Am 31. Dezember 2019 wurde der Ausbruch in Wuhan
in China bestétigt. Am 22. Februar 2020 erreichte die
Pandemie dann auch Europa. Es wurden aus Italien die
ersten beiden Todesfille von Europdern durch Covid-19
gemeldet. Viele ahnen: Dies wird nicht die letzte Pande-
mie des 21. Jahrhunderts bleiben.

Drittens: der Krieg der Russischen Foderation gegen
die Ukraine. Am 24. Februar begann ein Krieg in Europa,
den, so ehrlich miissen wir sein, viele von uns nicht er-
wartet haben. Er zerstdrt unsere jahrzehntelange Frie-
densordnung in Europa auf brutalste Art und Weise und
stellt damit unseren Glauben an die Unverriickbarkeit von
Grenzen, an staatliche Souverinitit und an das internati-
onale Recht infrage. Letztlich ist der Krieg ein Angriff
gegen unsere demokratischen und rechtsstaatlichen
Grundwerte und damit im Ergebnis ein Angriff auf unse-
re Art, zu leben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, den Beginn des
Krieges der Russischen Foderation gegen die Ukraine hat
Bundeskanzler Scholz als Zeitenwende bezeichnet. Ich
stimme zu: Es handelt sich hier ohne Frage um einen
historischen Moment in unserer Geschichte. Aber auch
der Beginn der Pandemie kann als historischer Moment
verstanden werden, hat die Pandemie doch seit iiber zwei
Jahren einen massiven Einfluss auf unsere Gesellschaft
und unser Zusammenleben. Und nicht zuletzt die Klima-
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krise: Sie verdndert unser Leben umfassend und in allen
Bereichen. Zwar fehlt hier der eine Moment, der Beginn;
aber letztlich ist die Klimaerwdrmung als solche nichts
anderes als eine kontinuierliche Zeitenwende fiir uns
Menschen.

Kurzum: Wir befinden uns mittendrin in einer von
mehreren bedeutenden Ereignissen gepragten Zeitenwen-
de. Was bedeutet es aber konkret, wenn wir von Zeiten-
wende reden? Es bedeutet erstens, dass wir an einer
Weggabelung angelangt sind, an der sich entscheidet, wie
es fiir uns in Zukunft weitergeht, zweitens, dass wir die
Chance haben, einen Weg in eine gute Zukunft einzu-
schlagen, statt nur passiv auf unser Schicksal zu warten,
und drittens, dass wir jetzt handeln miissen.

Genau vor diesem Hintergrund reden wir jetzt iiber die
Konferenz zur Zukunft Europas oder besser: iiber den
Umgang mit den 49 Vorschlagen und 328 MaBinahmen,
die uns vorliegen. Diese Vorschlige und MaBinahmen
sind das Ergebnis — das hat meine Kollegin Lucia Put-
trich ja eben ausgefiihrt — einer grof3 angelegten und
europaweiten Beteiligung der Biirgerinnen und Biirger.
Sie fuflen auf den Empfehlungen, die die Biirgerinnen
und Biirger insbesondere im Rahmen der vier groBen
europdischen Biirgerforen, aber auch in den verschiede-
nen nationalen Biirgerforen und iiber die mehrsprachige
digitale Plattform der Konferenz eingereicht hatten. Da-
bei haben sich die Biirgerinnen und Biirger klar fiir ein
starkes und progressives Europa ausgesprochen, ein Eu-
ropa, das auf einer gemeinsamen Wertegrundlage aufge-
baut ist, ein Europa, das fahig ist, die heutigen und zu-
kiinftigen Krisen zu meistern. Ebenso klar fordern die
Biirgerinnen und Biirger uns dazu auf, die aus ihrer Sicht
notwendigen Reformen entschlossen anzugehen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aus meiner Sicht
kann es hier nur eine Schlussfolgerung geben: Wir miis-
sen die Chance nutzen, die uns die Konferenz mit ihren
Vorschldgen gegeben hat und uns an die moglichst zeit-
nahe und moglichst umfassende Umsetzung begeben. Die
von mir genannten Ereignisse haben uns deutlich gezeigt,
dass wir nur mit einer starken und handlungsfidhigen
Europédischen Union zukunftsfdhig sind und die groflen
Herausforderungen unserer Zeit meistern konnen. Es ist
deutlich geworden, dass die einzelnen Staaten der Euro-
paischen Union die groflen Krisen alleine nicht meistern
konnen. Wenn unsere Stimme im 21. Jahrhundert gehort
werden soll, wenn unsere Werte und Interessen im Kon-
zert der GroBmaéchte eine Rolle spielen sollen, dann,
meine sehr verehrten Damen und Herren, dann brauchen
wir Europa.

Es ist aber auch deutlich geworden, dass die Européi-
sche Union nicht optimal auf die Krisen reagiert hat oder
auch nicht reagieren konnte, sei es beispielsweise, dass
die Européische Union etwa im Gesundheitsbereich un-
zureichende Kompetenzen hat, sei es, dass einzelne Staa-
ten wichtige Maflnahmen aufgrund des Einstimmigkeits-
prinzips abschwichen oder gar blockieren konnen.

Die Européische Union muss schlagfertiger, entschei-
dungsfreudiger und im Ubrigen auch demokratischer
werden. Deswegen ist es jetzt entscheidend, dass wir uns
nicht im Klein-Klein verfangen. Vielmehr miissen alle
Vorschldge und Mafinahmen, die auf dem Tisch liegen,
diskutiert und soweit mdglich auch umgesetzt werden.
Aus diesem Grund stimme ich der EU-Kommission aus-
driicklich zu, dass beim Follow-up der Konferenz neue
Reformen und politische MalBnahmen einerseits und
Diskussionen iiber Vertragsinderungen andererseits sich
nicht gegenseitig ausschliefen diirfen. Es darf im Ergeb-
nis nur darauf ankommen, was gut fiir Europa und seine
Menschen ist und was wir zu einer guten Entwicklung
unseres Planeten beitragen kdnnen. Das ist die wesentli-
che Frage und nicht, ob eine Vertragsdnderung erforder-
lich ist. Das ist auch der Grund, warum ich fiir einen
Konvent offen bin. Wenn es die EU weiterbringt, dann
sollten wir auch einen Konvent nicht ausschlie3en.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich zum
Ende meiner Rede die wesentlichen Punkte zusammen-
fassen.

Erstens. Wir stehen umgeben von einer selten gesehe-
nen Problemdichte mitten in einer Zeitenwende, in der
die Européische Union handlungsfahiger werden muss.

Zweitens. Die Vorschldge und Ideen fiir notwendige
Reformen liegen auf dem Tisch. Wir kdnnen, sollten und
miissen die Reformen angehen, um unserem Kontinent,
unseren Werten und uns selbst eine Zukunft zu geben.
Gemeinsam konnen wir die Europdische Union hand-
lungsféhiger und schlagkriftiger machen und so den Weg
fiir eine gute Zukunft ebnen. — Vielen Dank!

Amtierende Préasidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank!

Als Nichstes spricht Frau Staatsministerin Meier aus
Sachsen.

Katja Meier (Sachsen): Sehr geehrte Frau Présiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im Mo-
ment heifit ,,liber Europa reden® leider sehr haufig ,,vom
Krisenbefund reden®. Und ja, ich konnte an dieser Stelle
meine ganze Redezeit darauf verwenden, die vielen ge-
sellschaftlichen und politischen Herausforderungen auf-
zuzéhlen, vor denen die EU aktuell steht, vom dringend
gebotenen griinen Wandel iiber die zunehmenden Angrif-
fe auf die Rechtsstaatlichkeit bis hin zum volkerrechts-
widrigen Angriff Russlands auf die Ukraine. Das Ent-
scheidende bei all diesen Herausforderungen ist, dass die
EU sich all diesen Themen stellt und dass sie offensiv
nach Ideen und Losungsansitzen sucht, wie mit diesen
Krisen umzugehen ist, wie die EU handlungsféhig blei-
ben kann und wie sich die europdische Demokratie wei-
terentwickeln ldsst. Genau zu diesem Zweck wurde die
Konferenz zur Zukunft Europas ins Leben gerufen, deren
Abschlussbericht — wir haben es gehort — ja jetzt seit
zwei Monaten vorliegt. Ich habe genauso wenig wie
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meine Kolleginnen vor, alle 49 Vorschldge und die weit
iiber 300 MaBnahmen, die dort entwickelt wurden, hier
aufzuzdhlen. Aber der Bericht verrdt doch eins: was in
Europa alles an Potenzial schlummert und zu wie viel
Engagement die europdischen Biirgerinnen und Biirger
bereit sind.

Das Thema Biirgerbeteiligung liegt mir als séchsischer
Europa- und Demokratieministerin natiirlich sehr am
Herzen. Als Beitrag zur KZE haben wir in den letzten
zwOlf Monaten mit Polen, Tschechien und Sachsen zu-
sammen mehrere grenziiberschreitende Biirgerdialoge
veranstaltet, darunter auch zwei trinationale Jugendforen.
Diese Veranstaltungen sind auf viel Interesse gestofen,
sie haben gute Ideen entstehen lassen und die Menschen
im Dreildndereck einander nihergebracht. Wir trauen
solchen Formaten in Zukunft noch sehr viel mehr zu und
suchen deswegen auch nach Moglichkeiten, sie zu verste-
tigen.

Allerdings sollten wir uns iiber eine Sache im Klaren
sein: Solche Formate sind kein Allheilmittel, das der
politischen Kultur nur eben mal injiziert werden muss,
um die europdische Demokratie zu retten. Denn um der
Gefahr einer gesellschaftlichen Spaltung zu begegnen
und um Vertrauen in politisches Handeln zu schaffen,
geniigt es eben nicht, zwei Workshoptage zu initiieren
und sich am Flipchart zu versammeln. Damit die Ideen,
die im Zuge solcher Formate gesammelt werden, auch
wirklich unserer europidischen Demokratie zugutekom-
men, sind zwei Aspekte ganz entscheidend: Transparenz
und Verlésslichkeit. Wenn wir aufseiten der Biirgerinnen
und Biirger Erwartungen wecken, die dann spiter ent-
tduscht werden, sehe ich nidmlich die Gefahr, dass solche
partizipativen Formate im Nachgang regelrecht delegiti-
miert werden. Damit wiirden wir unserer Demokratie im
schlimmsten Fall sogar Schaden zufiigen, statt sie zu
stirken. Das heifit: Die Vorschldge und Ideen, die wir der
Zukunftskonferenz verdanken, diirfen wir nicht blof3
dekorativ ins Regal stellen oder pflichtbewusst abheften,
wo sie dann vor sich hinschlummern.

Deswegen begriile ich auflerordentlich, dass die
Kommissionsprésidentin die Arbeit der KZE wiirdigt und
dass sie in ihrer Rede zur Lage der EU in wenigen Mona-
ten auf diese Vorschlidge eingehen wird. Aber noch wich-
tiger erscheint mir, dass die Vorschlidge sowohl durch die
Organe der EU als auch auf nationaler Ebene diskutiert
werden und dass wir uns um stabile Feedbackstrukturen
kiimmern. Was mit den Vorschligen geschehen wird,
was umgesetzt werden kann, aber auch — und das ist
wichtig —, was nicht umgesetzt werden kann, all das muss
kommuniziert werden, nachvollziehbar, offen und trans-
parent. Solche Riickmeldungen sorgen genauso fiir Ver-
trauen in demokratische Strukturen wie die Beteiligungs-
formate selbst.

Wenn ich einen Kritikpunkt an der KZE habe, dann, dass
sie eine zu geringe Rolle in der dffentlichen Wahrneh-

mung gespielt hat. Frau Puttrich hat es gesagt: Natiirlich
hat Corona eine Rolle gespielt. Viele Formate mussten
ins Digitale verlegt werden. Aber dennoch ist es ein
Problem, wenn dariiber nicht 6ffentlich gesprochen wird.
Denn die Moglichkeiten der Teilhabe sollten doch nicht
blof3 denjenigen gerecht werden, die daran glauben, dass
solche personlichen Formate, solche Formate des Aus-
tauschs wichtig sind. Die jungen Menschen, die im letz-
ten Jahr an der trinationalen Jugendkonferenz in Gorlitz
und im Rahmen der EMK teilgenommen haben, deren
Vorsitz wir vor einer Woche an die Kollegen in Sachsen-
Anbhalt ibergeben haben, haben doch gezeigt, wie begeis-
tert und engagiert die jungen Europderinnen und Europa-
er ihre Ideen présentieren. 32 von ihnen waren, wie ge-
sagt, im Rahmen der EMK in Chemnitz dabei. Das sind
allerdings nur knapp 0,000001 Prozent der rund
450 Millionen EU-Biirgerinnen und EU-Biirger.

Realistischerweise — und ich glaube, das ist uns auch
allen klar — wird es natiirlich nie eine 100-Prozent-Quote
geben, was die Beteiligung angeht. Deswegen brauchen
wir aber unbedingt eine wirkungsvolle und funktionie-
rende Kommunikation, um auch wirklich bei allen Biir-
gerinnen und Biirgern der EU offensiv fiir die Ideen der
Teilhabe zu werben. Damit Europa auf diesem Weg né-
her zusammenwachst, sollten wir uns nicht scheuen, auch
iiber vertiefende Reformen der EU nachzudenken. Ob am
Ende dieses Prozesses tatsdchlich ein Konvent steht oder
nicht, das wird uns die Zukunft zeigen. Entscheidend ist,
dass sich sowohl die Bundesregierung als auch wir in den
Landern konstruktiv in diese Reformdebatte einbringen.
Wir wollen gern zu einer ambitionierten Weiterentwick-
lung der EU beitragen, dezentral organisiert und im Ein-
klang mit den Grundsitzen der Subsidiaritit und Verhalt-
nismaBigkeit. Das setzt voraus, dass wir in Europa kiinf-
tig Demokratie und Rechtsstaatlichkeit stirken, denn
daran, meine sehr verehrten Damen und Herren, filihrt
kein Weg vorbei. — Vielen Dank!

Amtierende Préasidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank!

Als Letztes spricht zu diesem Tagesordnungspunkt
Frau Staatsministerin Dr. Lihrmann vom Auswértigen
Amt.

Dr. Anna Lithrmann, Staatsministerin im Auswarti-
gen Amt: Sehr geehrte Frau Prisidentin! Sehr geehrte
Damen und Herren! Ich bin sehr dankbar fiir die sehr
enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit, die wir wéh-
rend der Plenarphase der Konferenz zur Zukunft Europas
auch im Rahmen der informellen Abstimmung zwischen
Bund und Lindern hatten, insbesondere mit den Vertrete-
rinnen des Bundesrates im Plenum, Frau Ministerin Honé
und Frau Staatsministerin Puttrich. Herzlichen Dank
dafiir!

Es ist ganz klar, dass die Krisen der aktuellen Zeit eine
geschlossene europédische Antwort verlangen. Denn ein
entschlossenes und geschlossenes Handeln der EU ist
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nicht nur nétig angesichts des volkerrechtswidrigen An-
griffskrieges auf die Ukraine, sondern auch angesichts
anderer Krisen, mit denen wir konfrontiert sind. Der
Krieg macht deutlich, dass Europa handlungsfahiger,
aber eben auch resilienter werden muss. Das gilt insbe-
sondere fiir energiepolitische Fragen. Europa muss Vor-
reiter beim grinen Wandel werden und erneuerbare
Energien noch stirker ausbauen. Das ist ganz unverkenn-
bar auch eine Sicherheitsfrage.

Auf diese Zukunftsfragen miissen wir Antworten for-
mulieren, zusammen mit unseren Biirgerinnen und Biir-
gern. Hierbei hat die Konferenz zur Zukunft Europas, die
am 9. Mai zu Ende gegangen ist, eine sehr hohe Rele-
vanz. Ich selbst konnte bei unserem ,,Nationalen Biirger-
forum™ im Auswirtigen Amt erleben, wie viele gute
Ideen die Biirgerinnen und Biirger im Kleinen und im
GroBlen zu diesen Themen haben. Im Abschlussbericht
der Biirgerbeteiligungsphase der Konferenz zur Zukunft
Europas bilden 49 Vorschldage mit sage und schreibe 320
verschiedenen detaillierten MalBlnahmen das Herzstiick,
basierend auf den Ideen und Empfehlungen der Biirge-
rinnen und Biirger in Dialogveranstaltungen, sowohl auf
europdischer als auch nationaler, aber auch regionaler
Ebene.

Die Vorschldge machen deutlich, dass die Biirgerinnen
und Biirger fiir ein Europa plddieren, das noch enger
zusammenhdlt und zusammenarbeitet, um die Krisen zu
bewiltigen. Sie wollen Europa als eine Rechts- und Wer-
tegemeinschaft stirken. Sie wollen Europas Demokratie
biirgerndher machen und festigen. Sie geben also wesent-
liche Impulse fiir die Reform Europas in vielen Politikbe-
reichen. Jetzt ist es an den EU-Institutionen, aber auch an
den nationalen Institutionen, diese Vorschldge zu beraten
und konkret zu priifen, ob und wie sie in praktische Poli-
tik umgesetzt werden konnen. Ich will kurz auf einige
Themen eingehen, die wir als Bundesregierung prioritar
behandeln wollen und bei denen wir wollen, dass schnell
ambitionierte und konkrete Ergebnisse erreicht werden.

Zunéchst: Mit der Zukunftskonferenz haben wir ein
neues Kapitel in der Biirger/-innenbeteiligung in der
europdischen Politik aufgeschlagen. Diese Formate soll-
ten wir weiterentwickeln und stiarken, zum Beispiel mit
regelméfigen Biirgerversammlungen, wie sie die Kom-
missionsprasidentin Frau von der Leyen schon angekiin-
digt hat. Auch Katja Meier ist ja gerade darauf eingegan-
gen, dass die Biirger/-innenbeteiligung bei européischen
Themen weiter gestirkt werden sollte.

Um Europas Handlungsfdhigkeit zu stirken, setzen
wir uns auch dafiir ein, Entscheidungen mit qualifizierter
Mehrheit im Rat auszuweiten, besonders in der gemein-
samen Auflen- und Sicherheitspolitik.

Drittens: Die bestehenden Rechtsstaatsinstrumente
wollen wir konsequent weiterentwickeln und anwenden.
Auch hierzu haben die Biirgerinnen und Biirger wertvolle
Vorschldge gemacht.

Viertens: Der Klimawandel bleibt eine der groften
Herausforderungen unserer Zeit. Die EU muss ihre ganze
Kraft dafiir einsetzen, die Energiewende erfolgreich zu
gestalten und die 1,5-Grad-Obergrenze einzuhalten. Das
dient eben auch der Sicherheit und der Souverdnitit Eu-
ropas. Auch die Biirgerinnen und Biirger haben gefordert,
dass die EU sich weniger abhéngig macht von Energie-
importen aus autoritdren Regimen.

Mittlerweile haben sowohl die Kommission als auch
das Ratssekretariat eine Analyse der Vorschlige vorge-
legt. Wir setzen uns hier fiir einen ganz klaren und ambi-
tionierten Fahrplan zur Umsetzung ein. Wir denken, dass
die Vorschldge im Rat quer iiber die Ratsformation hin-
weg diskutiert werden sollten. Die allermeisten Vor-
schldge beziehen sich auf sogenannte Policy-Reformen in
einzelnen Politikbereichen, fiir die wir keine Vertragsan-
derung brauchen und mit denen wir sofort anfangen kon-
nen.

Fiir uns als Bundesregierung steht insgesamt im Vor-
dergrund, dass wir die Handlungsfahigkeit der EU voran-
bringen. Daher setzen wir uns auch fiir institutionelle
Reformen ein. Dazu gehdren Instrumente wie gemeinsam
definierte Vertragséinderungen, iiber die innerhalb eines
Konvents beraten werden kann. Dafiir ist allerdings der
Konsens unter den Mitgliedstaaten unerlédsslich. Eine
Abkiirzung zu mehr Handlungsfihigkeit bieten die
EU-Vertriage mit der sogenannten Passerelle-Klausel, die
es ermoglicht, Entscheidungen mit qualifizierter Mehr-
heit auch ohne langwierige Vertragsdnderungen herbeizu-
fithren.

SchlieBlich ist es uns auch duBerst wichtig, dass die
Biirgerinnen und Biirger ein klares und zeitnahes Feed-
back zur Umsetzung der Vorschlidge bekommen. Auch
dafiir haben wir verschiedene Vorschldge gemacht.

Damit wir den Kontakt zu den Biirgerinnen und Biir-
gern gemeinsam aufrechterhalten, bin ich sehr interessiert
daran, den regelmdBigen Austausch mit den Vertretern
der Lander fortzufithren, denn — und darin kann ich mich
Frau Staatsministerin Puttrich nur anschlieBen — Europa
bringen wir am besten gemeinsam voran.

Amtierende Prasidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank!

Wir sind am Ende dieses Tagesordnungspunktes und
schauen, dass wir jetzt gemeinsam die Abstimmungen zu
den einzelnen Empfehlungen ziigig durchziehen. Das
sind ja immer viele, wenn es um europédische Themen
geht.

Tagesordnungspunkt 21 a).

Zur Abstimmung liegen Thnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Ich rufe auf:

Ziffern 2 und 3 gemeinsam! — Mehrheit.
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Nun bitte das Handzeichen fiir alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Wir fahren fort mit Tagesordnungspunkt 21 b).

Zur Abstimmung liegen Thnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Ich rufe auf:

Ziffer 1! — Mehrheit.
Ziffer 2! — Mehrheit.
Ziffer 3! — Mehrheit.
Ziffern 4, 8, 15 und 20 bis 22 gemeinsam! — Mehrheit.
Ziffer 5! — Mehrheit.
Ziffer 6! — Mehrheit.
Ziffer 7! — Mehrheit.
Ziffer 9! — Mehrheit.
Ziffer 10! — Mehrheit.
Ziffer 11! — Mehrheit.
Ziffer 12! — Mehrheit.
Ziffer 13! — Mehrheit.
Ziffer 14! — Mehrheit.
Ziffer 16! — Mehrheit.
Ziffer 17! — Mehrheit.
Ziffer 18! — Mehrheit.
Ziffer 19! — Mehrheit.
Ziffer 23! — Mehrheit.
Ziffer 24! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Wir sind am Ende dieses Tagesordnungspunktes ange-
langt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 22:

Vorschlag fiir eine Verordnung des Europiischen
Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Pro-
gramms der Union fiir sichere Konnektivitit fiir
den Zeitraum 2023-2027

COM(2022) 57 final; Ratsdok. 6318/22
(Drucksache 67/22, zu Drucksache 67/22)

Es liegt eine Wortmeldung vor von Frau Staatsminis-
terin Professor Sinemus aus Hessen.

Prof. Dr. Kristina Sinemus (Hessen): Sehr gechrte
Frau Prisidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine Damen und Herren! Wir brauchen resiliente
Telekommunikationsnetze in Europa. Das gilt nicht nur
in Krisen- und Katastrophenfallen, aber natiirlich beson-
ders dort. Satellitenkommunikation bietet eine flaichende-
ckende Versorgung in Ergidnzung zu terrestrischen Net-
zen. Sie kann eine nahtlos digitale Kommunikation in den
Gebieten ermdglichen, in denen terrestrische Netze ent-
weder nicht vorhanden sind oder zerstort wurden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir tun mei-
nes Erachtens gut daran, unsere Abhdngigkeit von Lo-
sungen aus Drittstaaten zu reduzieren. Wir brauchen
perspektivisch ein eigenes europédisches Satellitennetz-
werk. Wir schaffen damit im Hinblick auf die Kommuni-
kation mit den hilfeleistenden Behdrden in Katastrophen-
fillen und anderen Einsatzlagen eine weitere Riickfall-
ebene, die den bisherigen Behordenfunk und den &ffent-
lichen Mobilfunk erginzt. Damit kann der Aufbau einer
neuen europdischen Satellitenkonstellation als ein essen-
zieller Beitrag zu resilienten Telekommunikationsnetzen
betrachtet werden und damit aus unserer Sicht auch als
eine Resilienz fiir eine Zukunft, in der wir Europa in eine
Unabhédngigkeit fiihren.

Aber wir sollten uns nicht alleine auf diese Frage be-
schrinken, denn auch im Alltag wird die satellitenge-
stiitzte Kommunikationstechnik an Bedeutung gewinnen.
Sie kann fiir bestimmte Bereiche wie zum Beispiel fiir die
Landwirtschaft oder bei der Bekdmpfung des Klimawan-
dels eine wichtige Rolle spielen, und dieses Potenzial
kann, ja muss Europa heben.

Wir haben in den vergangenen Wochen intensiv und
auch konstruktiv als Lédnder mit dem Bund iiber das
Thema Gigabitstrategie diskutiert. In wenigen Tagen
steht das als Beschlussfassung im Bundeskabinett an, und
wir haben klare Ziele flir den Glasfaserausbau in
Deutschland. Bis wir aber diese Ziele erreicht haben,
brauchen wir eine Ubergangstechnologie, die schnelles,
verldssliches Internet auch in abgelegene Lagen bringt.
Das kann vielerorts nur Satellitenkonnektivitéit sein, und
ich wiinsche mir, dass wir bald statt liberseeischer Anbie-
ter einen europdischen Anbieter dafiir haben. Auch weite-
re Anwendungen wie zum Beispiel das Funktionieren
von Internet of Things konnen somit selbst in abgele-
gensten Lagen ermdglicht werden.

Neue Entwicklungen aus der Weltraumtechnologie
werden einen deutlichen wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Nutzen nach sich ziehen, und die deutsche
Wirtschaft wird hier erhebliche Chancen haben. Meine
Damen und Herren, ich komme aus Hessen, und wir
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proklamieren fiir uns auch, dass wir ein wichtiger Welt-
raumstandort sind, denn wir haben Beh6rden und Ein-
richtungen wie die ESOC oder auch die EUMETSAT bei
uns. Herausragende Forschungseinrichtungen gibt es
nicht nur in Hessen, sondern auch in vielen anderen Lan-
dern, und alle machen eine herausragende Arbeit. Wir
miissen und wir wollen, dass Deutschland ein Weltraum-
fahrtland bleibt. Ich begriiBe daher ausdriicklich die An-
kiindigungen aus Briissel, dass auch KMUs bei dieser
Initiative berticksichtigt werden und wir damit Impulse
fir Forschung und Entwicklung in der New-Space-
Branche auf den Weg bringen. So werden innovativen
Start-ups wie auch mittelstdndischen Unternehmen neue
Marktchancen erdéffnet, die wir in Deutschland nutzen.
Ich bitte deswegen die Bundesregierung, dass sie dieses
Thema weiter entschlossen und mutig angeht, denn wir
haben hier enorme Potenziale.

Auch und gerade durch die wachsende auflenpolitische
Spannung und die zunehmende Bedrohungslage von
Cyberattacken wird sehr deutlich, dass die Resilienz der
Telekommunikationsnetze gewdhrleistet sein muss und
Satellitennetze als Alternative bendtigt werden. Dieses
Programm allerdings wird am Ende nur dann erfolgreich
umgesetzt, wenn es ausreichend finanziert ist. Das heif3t,
wir brauchen zusitzliche Mittel, und wir brauchen eine
Finanzierung, die nicht zulasten bereits bestehender Pro-
gramme wie Galileo oder Copernikus geht. Ich bitte Sie
heute um Thre Zustimmung fiir diese Forderung und dan-
ke Thnen herzlich fiir die Aufmerksamkeit.

Amtierende Prasidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Wir stimmen iiber die Ausschussempfehlungen ab. Ich
rufe auf:

Ziffern 1 bis 11! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Wir sind am Ende dieses Tagesordnungspunktes ange-
kommen.

Wir kommen zu TOP 23:

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Européischen Par-
laments und des Rates iiber die Sorgfaltspflichten
von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit
und zur Anderung der Richtlinie (EU) 2019/1937
COM(2022) 71 final; Ratsdok. 6533/22

(Drucksache 137/22, zu Drucksache 137/22)

Es gibt eine Wortmeldung von Frau Ministerin Honé
aus Niedersachsen.

Birgit Honé (Niedersachsen): Sehr geehrte Frau Pré-
sidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Es ist
sehr zu begriilen, dass die EU-Kommission einen Vor-
schlag fiir eine Richtlinie iiber Sorgfaltspflichten in Lie-
ferketten fiir Unternehmen vorgelegt hat. Die Lieferket-
ten sind in den letzten Jahrzehnten ldnger und komplexer
geworden. Damit muss auch die Verantwortung gegen-
iiber den Menschen und der Umwelt wachsen. Die Kata-
strophe vom 24. April 2013 in Bangladesch, wo in einer
Textilfabrik mehr als 1 000 Arbeiterinnen und Arbeiter
starben, ist ein schlimmes Beispiel fiir missbrauchliche
Arbeitsbedingungen in der globalen Lieferkette. Und die
iiber Jahrzehnte anhaltende Verseuchung von Ogoniland
im Nigerdelta, einer Fliche so grofl wie Portugal, durch
eine unsachgemiBe Olfrderung ist ebenfalls ein Nega-
tivbeispiel fiir verantwortungsloses Handeln von Unter-
nehmen. Auch Kinder- und Zwangsarbeit sind weltweit
verbreitet. Zum Welttag gegen Kinderarbeit am 10. Juni
gab die Internationale Arbeitsorganisation bekannt, dass
die Zahl der Kinder in Kinderarbeit auf 160 Millionen
gestiegen ist. Das ist eine Zunahme von 8,4 Millionen
ausgebeuteter Kinder in den letzten vier Jahren.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, bestehende
internationale Rahmenwerke zur Sorgfaltspflicht wie die
UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte
und die OECD-Leitsdtze fiir multinationale Unternehmen
konnten in ihrer Unverbindlichkeit kein Umdenken von
betroffenen europdischen Unternehmen erreichen. Eine
Studie der EU-Kommission zeigt, dass lediglich
37 Prozent der befragten Unternechmen der Sorgfalts-
pflicht in Bezug auf Umwelt und Menschenrechte in
ihren unternehmerischen Entscheidungsprozessen nach-
kommen. Im Rahmen der gesamten Wertschopfungskette
waren es sogar nur 16 Prozent. Diese Beispiele machen
deutlich, dass Freiwilligkeit eben nicht reicht. Es gibt
viele anstidndige und ehrbare Unternehmen, aber eben
auch die schwarzen Schafe. Diese diirfen keine Wettbe-
werbsvorteile haben. Niemand sollte Umsatz und Wohl-
stand durch geféhrliche Arbeitsbedingungen, Kinder- und
Zwangsarbeit oder Umweltzerstorung erwirtschaften.

Der Richtlinienvorschlag der Kommission geht in die
richtige Richtung. Die Regelungen gelten auch fiir Un-
ternehmen aus Drittstaaten und sorgen somit fiir faire
Wettbewerbsbedingungen. Die europaweiten Regelungen
filhren zu einer Harmonisierung teilweise bereits beste-
hender nationaler Vorschriften. Dadurch kdnnen Rechts-
unsicherheiten und Wettbewerbsverzerrungen im Bin-
nenmarkt vermieden werden. Den Sozialpartnern kommt
bei der Entwicklung und Umsetzung praxisgerechter
Handreichungen eine Schliisselrolle zu. Vereinigungs-
freiheit und das Recht auf Tarifverhandlungen sind nicht
nur Grundrechte und demokratische Grundprinzipien. Sie
sind vielmehr eine Grundvoraussetzung fiir menschen-
wiirdige Arbeit und sozialen Fortschritt. Bei der Anwen-
dung der Richtlinie sollte es allerdings keine Einschrédn-
kung bei der Rechtsform von Unternehmen geben. Nicht
nur Kapitalgesellschaften, sondern auch Familien- und
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Stiftungsunternechmen miissen einbezogen werden. Zu
priifen ist, ob durch die Richtlinie indirekte Belastungen
finanzieller und administrativer Art fiir KMU entstehen
und wie diese gegebenenfalls vermieden werden kdnnen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ausgestaltung
der EU-Richtlinie iiber Sorgfaltspflichten in Lieferketten
ist eng mit der Frage verkniipft, wie wir unsere Werte mit
politischem und wirtschaftlichem Handeln zusammen-
bringen und wie wir die Bedingungen entlang der Wert-
schopfungsketten durch wirksames Handeln verbessern
konnen. Die vorgeschlagene EU-Richtlinie soll Unter-
nehmen bei der Sicherstellung fairer Arbeitsbedingungen
unterstiitzen. Sie kdnnen dafiir sorgen, dass in ihren Lie-
ferketten keine Kinderarbeit vorkommt, faire Lohne
gezahlt werden, Arbeitszeiten angemessen sind und auf
die Gesundheit der Beschiftigten und die Sicherheit am
Arbeitsplatz geachtet wird.

In diesem Zusammenhang begriile ich es sehr, dass
die EU-Kommission Handelsabkommen neu ausrichten
will und die darin enthaltenen Regeln fiir Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer sowie fir den Umweltschutz
strenger liberwacht werden sollen. Mit der Erweiterung
um Sanktionsmoglichkeiten wird es einen Hebel dafiir
geben, Veranderungen umzusetzen. Handel darf nicht auf
dem Riicken der Menschenrechte und der Umwelt statt-
finden. Der Vorschlag fiir eine EU-Richtlinie tiber Sorg-
faltspflichten von Unternehmen ist ein wichtiger Schritt
zum Schutz von Menschenrechten, fiir Nachhaltigkeit
und schlieBlich fiir ein europdisches Level Playing Field.
Dringend notwendig bleibt dariiber hinaus ein Importver-
bot von Produkten aus Zwangsarbeit einschlielich Kin-
derzwangsarbeit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die aktuelle geopoli-
tische Lage zeigt sehr deutlich, wie wichtig ein werte-
und regelbasierter Multilateralismus ist und wie wertvoll
er ist und wie wertvoll es insgesamt ist, Demokratie und
Menschenrechte offensiv zu verteidigen. Dazu miissen
auch Unternehmen durch Beachtung ihrer Sorgfalts-
pflichten in Lieferketten einen ausdriicklichen Beitrag
leisten. — Vielen Dank!

Amtierende Prasidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Wir stimmen iiber die Ausschussempfehlungen ab. Ich
rufe auf:

)

Ziffer 1, zundchst ohne das Wort ,,vermindert
Mehrheit.

Bitte das Handzeichen fiir das Wort ,,vermindert® in
Ziffer 1! — Minderheit.

Ziffer 2! — Mehrheit.

Ziffer 3! — Mehrheit.

Ziffer 4! — Mehrheit.

Ziffer 5! — Mehrheit.

Ziffer 6! — Minderheit.

Ziffer 7! — Mehrheit.

Ziffer 8! — Minderheit.

Ziffer 9! — Mehrheit.

Damit entfillt Ziffer 10.

Ziffer 11, zundchst nur Sétze 1 bis 3! — Minderheit.

Jetzt bitte das Handzeichen fiir die Sétze 4 bis 6 von
Ziffer 11! — Minderheit.

Ziffer 12! — Minderheit.

Ziffer 13! — Mehrheit.

Ziffer 14! — Mehrheit.

Ziffer 15! — Minderheit.

Ziffer 16! — Mehrheit.

Ziffer 17! — Mehrheit.

Ziffer 18, zundchst nur Sétze 1 und 2! — Minderheit.

Jetzt bitte das Handzeichen fiir die Sitze 3 und 4 von
Ziffer 18! — Minderheit.

Ziffer 19! — Minderheit.
Ziffer 20! — Minderheit.
Ziffer 21! — Minderheit.
Ziffer 22! — Minderheit.
Ziffer 23! — Minderheit.
Ziffer 24! — Minderheit.
Ziffer 25! — Minderheit.
Ziffer 26! — Minderheit.
Ziffer 27! — Minderheit.
Ziffer 28! — Minderheit.
Ziffer 29! — Minderheit.
Ziffer 30! — Mehrheit.

Ziffer 31! — Minderheit.
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Ziffer 32! — Minderheit.
Ziffer 33! — Minderheit.
Ziffer 34! — Minderheit.
Ziffer 35! — Minderheit.
Ziffer 36! — Minderheit.
Ziffer 37! — Minderheit.
Ziffer 38! — Minderheit.
Ziffer 39! — Minderheit.
Ziffer 40! — Minderheit.
Ziffer 41! — Minderheit.

Ziffer 42! — Minderheit.

Ziffer 43! — Mehrheit.

Ziffer 44! — Minderheit.
Ziffer 45! — Minderheit.
Ziffer 46! — Minderheit.
Ziffer 47! — Minderheit.
Ziffer 48! — Minderheit.
Ziffer 49! — Minderheit.
Ziffer 50! — Minderheit.
Ziffer 51! — Minderheit.
Ziffer 52! — Minderheit.
Ziffern 53 und 55 gemeinsam! — Minderheit.
Ziffer 54! — Minderheit.
Ziffer 56! — Minderheit.
Ziffer 57! — Minderheit.

Ziffer 58! — Minderheit.

Ziffer 59! — Mehrheit.

COM(2022) 105 final; Ratsdok. 7042/22
(Drucksache 131/22, zu Drucksache 131/22)

Es liegt eine Wortmeldung vor von Frau Ministerin
Paul aus Nordrhein-Westfalen.

Josefine Paul (Nordrhein-Westfalen): Sehr geehrte
Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Jeder
Mensch kann Opfer von Gewalt werden, unabhéngig von
Alter, sozialem Hintergrund oder anderen individuellen
Merkmalen. Doch zur Wahrheit gehort eben auch: Frauen
und Médchen sind in besonderer Weise von Gewalt be-
troffen. Von geschlechtsspezifischer oder Partnerschafts-
gewalt sind Frauen in 81 Prozent der Félle betroffen, und
jede dritte Frau wird im Laufe ihres Lebens Opfer von
Gewalt. Dabei geht es nicht nur um Formen der physi-
schen Gewalt. Auch Bedrohung, Beschimpfung, Belésti-
gung oder Kontrolle hinterlassen Narben, auch wenn
diese auBerlich weniger sichtbar erscheinen.

Gewalt gegen Frauen tritt iiberall auf, auch dort, wo
wir uns vermeintlich am sichersten fiihlen, dort, wo wir
uns am sichersten fiihlen sollten: zu Hause. Das eigene
Zuhause ist fiir viele Frauen eben kein sicherer Ort. Aber
Gewalt passiert auch am Arbeitsplatz, auf der Strafle oder
im Netz. Nach Daten aus dem Jahr 2020 ist rund die
Halfte der jungen Frauen von geschlechtsspezifischer
Cybergewalt betroffen. Der Schutz vor geschlechtsbezo-
gener Gewalt und die Privention von Gewalt aufgrund
von geschlechtlicher und/oder sexueller Identitét ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, und dieser Verantwor-
tung miissen wir uns gemeinsam stellen.

Der Europarat verabschiedete daher im Mai 2011 das
Ubereinkommen zur Verhiitung und Bekidmpfung von
Gewalt gegen Frauen und héuslicher Gewalt, kurz Istan-
bul-Konvention. Dieses Abkommen wurde vom Deut-
schen Bundestag am 1. Juni 2017 ratifiziert und trat 2018
in Deutschland in Kraft. Mit der Istanbul-Konvention
werden auf europdischer Ebene einheitliche Schutzstan-
dards in den Bereichen Privention, Opferschutz, Straf-
verfolgung und behoérden- sowie grenziiberschreitender
Zusammenarbeit geschaffen, um Frauen ein gewaltfreies
Leben zu ermdglichen und Diskriminierungen abzubau-
en. Damit ist die Istanbul-Konvention ein Meilenstein auf
dem Weg dahin, Madchen und Frauen vor geschlechts-
spezifischer Gewalt und unterschiedlichsten Formen von
Gewalt und Diskriminierung zu schiitzen.

Viele Bundesldnder haben sich schon auf den Weg
gemacht und ihre Hilfe- und Schutzangebote fiir gewalt-

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge- betroffene Frauen kontinuierlich und signifikant ausge-
nommen. baut. Nordrhein-Westfalen kann bei der Umsetzung der
Istanbul-Konvention auf ein seit Jahrzehnten gewachse-

Weiter geht es mit Tagesordnungspunkt 24: nes, hochdifferenziertes Schutz- und Hilfesystem fiir von
Gewalt betroffene Frauen und Méadchen zuriickgreifen.

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Europiischen Par- ~ Dennoch sind wir uns bewusst, dass es auch bei uns, wie

laments und des Rates zur Bekimpfung von Gewalt  in allen Bundesléndern, weiter bestehende Schutzliicken
gegen Frauen und héuslicher Gewalt gibt, sei es in der Frage der flaichendeckenden Schutz-
infrastruktur, der ausreichenden Anzahl von Akutschutz-
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pliatzen oder der Zuginglichkeit von Einrichtungen fiir
alle Frauen. Diese Liicken zu schlieBen, ist unsere ge-
meinsame Aufgabe und unsere gemeinsame Verantwor-
tung. Denn Frauenrechte sind Menschenrechte, und sie
sind nicht verhandelbar, nirgendwo in Deutschland, Eu-
ropa oder der Welt.

Der Schutz der Selbstbestimmungsrechte von Frauen
ist ein hohes Gut. Umso erschreckender ist, dass seit
einem Jahr der Austritt der Tiirkei aus der Istanbul-
Konvention wirksam ist und andere europdische Lander
bei der Ratifizierung der Istanbul-Konvention zdgern
oder iiber ihren Austritt nachdenken. Dieser Entwicklung
miissen wir uns mit den uns zur Verfigung stehenden
Mitteln entgegenstellen. Umso mehr freue ich mich aber
iiber die Ratifizierung der Konvention durch das ukraini-
sche Parlament am 20. Juni. Das ist ein starkes Zeichen,
auch und gerade in diesen furchtbaren Zeiten eines vol-
kerrechtswidrigen Krieges.

Es ist unsere Pflicht, dafiir Sorge zu tragen, dass die
iiber Jahrzehnte erlangten Errungenschaften im Bereich
der Verhiitung und Bekdmpfung von Gewalt gegen Frau-
en in der Europdischen Union nicht zuriickgedreht, son-
dern im Gegenteil kontinuierlich und nachhaltig verste-
tigt werden. Vor diesem Hintergrund ist der vorliegende
Richtlinienentwurf von groler Bedeutung. Er ergéinzt die
bereits bestehenden Richtlinien der Istanbul-Konvention
und macht umfassend und unmissverstindlich in insge-
samt 52 Artikeln deutlich, wo es weiteren Handlungsbe-
darf zum Schutz von Frauen und Midchen vor Gewalt
gibt.

So geht es darum, neue Formen der Gewalt zu be-
kdmpfen, die sich etwa im Internet abspielen und von
denen Frauen und Midchen in besonderem Maf3e und in
besonderer Weise stark betroffen sind. Auch die Rechte
der Opfer werden durch die neue Richtlinie gestérkt,
indem Mindeststandards in den Bereichen Gewaltverhii-
tung, Strafen fiir einschldgige Taten, Opferschutz und
Opferhilfe sowie Unterstiitzung der Gewaltopfer im
Rahmen von Strafverfahren und der Zugang zur Justiz
festgelegt werden. Hierbei handelt es sich ausdriicklich
um Mindestvorschriften, die strengere Regelungen in den
Mitgliedstaaten weiterhin ermdglichen und damit eine
Aufwirtskonvergenz fordern.

Fiir Deutschland muss das aber auch heiflen, dass die
Bundesregierung ihre Vorbehalte gegen Artikel 59 Ab-
sitze 2 und 3 der Istanbul-Konvention zuriicknimmt, die
die Aussetzung von Ausweisungsverfahren und einen
verldngerbaren Aufenthaltstitel fiir gewaltbetroffene
Frauen regeln. Auch von Gewalt betroffene Frauen ohne
Aufenthaltstitel miissen in Deutschland dauerhaft und
umfassend geschiitzt werden.

Der Richtlinienvorschlag stellt einen dringend not-
wendigen Schritt bei der Bekdmpfung und der Prévention
geschlechtsspezifischer Gewalt dar, und diesen wichtigen
Schritt unterstiitzen wir ausdriicklich. — Vielen Dank!

Amtierende Préasidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. — Eine
Erklirung zu Protokoll! wurde gegeben von Frau Mi-
nisterin Karawanskij fir Herrn Minister Adams (Thii-
ringen).

Wir konnen dann in die Abstimmung der Ausschuss-
empfehlungen einsteigen. Ich rufe auf:

Ziffer 1! — Mehrheit.
Ziffer 2! — Mehrheit.
Ziffer 5! — Mehrheit.
Ziffer 6! — Mehrheit.
Ziffer 7! — Mehrheit.
Ziffer 8! — Mehrheit.
Ziffer 9! — Mehrheit.
Damit entfdllt Ziffer 10.
Ziffer 13! — Minderheit.
Ziffer 16! — Mehrheit.
Ziffer 17! — Mehrheit.
Ziffer 18! — Mehrheit.
Ziffer 19! — Mehrheit.
Ziffer 20! — Mehrheit.
Ziffer 21! — Minderheit.
Ziffer 22! — Minderheit.
Ziffer 23! — Minderheit.
Ziffer 28! — Minderheit.
Ziffer 29! — Minderheit.
Ziffer 32! — Minderheit.
Ziffer 33! — Minderheit.
Ziffer 34! — Minderheit.
Ziffer 35! — Mehrheit.
Ziffer 36! — Mehrheit.

Ziffer 37! — Mehrheit.

! Anlage 16
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Ziffer 38! — Mehrheit.
Ziffer 39! — Minderheit.

Nun bitte Thr Handzeichen fiir alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Die Tagesordnungspunkte 25 a) und b) rufe ich zur
gemeinsamen Beratung auf:

a) Mitteilung der Kommission an das Europdische
Parlament, den Européischen Rat, den Rat, den Eu-
ropédischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und
den Ausschuss der Regionen: REPowerEU-Plan
COM(2022) 230 final
(Drucksache 233/22)

b) Vorschlag fiir eine Verordnung des Européischen
Parlaments und des Rates zur Anderung der Ver-
ordnung (EU) 2021/241 in Bezug auf
REPowerEU-Kapitel in den Aufbau- und Resi-
lienzpliinen und zur Anderung der Verordnung
(EU) 2021/1060, der Verordnung (EU) 2021/2115,
der Richtlinie 2003/87/EG und des Beschlusses
(EU) 2015/1814
COM(2022) 231 final; Ratsdok. 9337/22
(Drucksache 271/22, zu Drucksache 271/22)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Wir kommen zur Abstimmung, zundchst zu Tages-
ordnungspunkt 25 a).

Es liegen Thnen die Ausschussempfehlungen vor. Ich
rufe auf:

Ziffer 2! — Mehrheit.
Ziffer 3! — Minderheit.
Ziffer 4! — Minderheit.
Ziffer 5! — Mehrheit.

Nun bitte Thr Handzeichen fiir alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 25 b).

Wir stimmen {iber die Ausschussempfehlungen ab.
Ich rufe auf:

Ziffer 2! — Minderheit.

Ziffer 4! — Minderheit.

Nun bitte [hr Handzeichen fiir alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Tagesordnungspunkt 26:

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Européischen Par-
laments und des Rates zur Anderung der Richtlinie
(EU) 2018/2001 zur Forderung der Nutzung von
Energie aus erneuerbaren Quellen, der Richtlinie
2010/31/EU iiber die Gesamtenergieeffizienz von
Gebduden sowie der Richtlinie 2012/27/EU zur
Energieeffizienz

COM(2022) 222 final

(Drucksache 257/22, zu Drucksache 257/22)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Wir stimmen iiber die Ausschussempfehlungen ab. Ich
rufe auf:

Ziffer 3! — Minderheit.
Ziffer 4! — Mehrheit.

Ziffer 5! — Minderheit.
Ziffer 6! — Minderheit.
Ziffer 7! — Minderheit.

Nun bitte Thr Handzeichen fiir alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 27:

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Européischen Par-
laments und des Rates zur Anderung der Richtlinie
2011/83/EU in Bezug auf im Fernabsatz geschlos-
sene Finanzdienstleistungsvertriage und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2002/65/EG

COM(2022) 204 final; Ratsdok. 9053/22
(Drucksache 210/22, zu Drucksache 210/22)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Somit kommen wir zu den Ausschussempfehlungen.
Ich rufe auf:

Ziffer 4! — Mehrheit.
Damit entfillt Ziffer 5.
Ziffer 11! — Minderheit.

Ziffer 12! — Minderheit.
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Ziffer 15! — Mehrheit.
Ziffer 16! — Mehrheit.

Nun bitte Thr Handzeichen fiir alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Tagesordnungspunkt 28:

Vorschlag fiir eine Verordnung des Europiischen
Parlaments und des Rates iiber den Schutz geografi-
scher Angaben fiir handwerkliche und industriel-
le Erzeugnisse und zur Anderung der Verordnungen
(EU) 2017/1001 und (EU) 2019/1753 des Europii-
schen Parlaments und des Rates und des Beschlusses
(EU) 2019/1754 des Rates

COM(2022) 174 final; Ratsdok. 8205/22
(Drucksache 229/22, zu Drucksache 229/22)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Wir stimmen {iber die Ausschussempfehlungen ab.
Ziffer 6! — Mehrheit.

Damit entfallt Ziffer 7.

Nun bitte Thr Handzeichen fiir alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Tagesordnungspunkt 30:

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parla-
ments und Vorschlag fiir eine Verordnung des Rates
iiber die allgemeine unmittelbare Wahl der Mitglie-
der des Europdischen Parlaments sowie zur Aufhe-
bung des Beschlusses 76/787/EGKS, EWG, Euratom
des Rates und des diesem Beschluss beigefiigten
Akts zur Einfiihrung allgemeiner unmittelbarer
Wahlen der Mitglieder des Europiischen Parla-
ments

P9 TA(2022)0129;

Ratsdok. 9333/22 (Drucksache 253/22)

Es liegen keine Wortmeldungen vor. — Eine Erkla-
rung zu Protokoll! wurde abgegeben von Herrn Staats-
minister Schenk fiir Frau Staatsministerin Meier (Sach-
sen).

Wir stimmen iiber die Ausschussempfehlungen ab.

Ziffer 1! — Minderheit.

! Anlage 17

Ziffern 2 und 3 gemeinsam! — Mehrheit.

Ziffern 4, 5, 11, 12 und 14 gemeinsam! — Mehrheit.
Ziffer 6! — Minderheit.

Ziffer 7! — Minderheit.

Ziffer 8! — Mehrheit.

Ziffer 9! — Mehrheit.

Ziffer 10! — Mehrheit.

Ziffer 13! — Mehrheit.

Ziffer 15! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 38:

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ausweisung
von mit Nitrat belasteten und eutrophierten Gebieten
(AVV Gebietsausweisung — AVV GeA) (Drucksa-
che 275/22)

Hier haben wir einige Wortmeldungen und beginnen
mit Herrn Minister Hauk aus Baden-Wiirttemberg.

Peter Hauk (Baden-Wiirttemberg): Frau Présidentin!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist eigent-
lich uniiblich, dass man iiber Allgemeine Verwaltungs-
vorschriften im Bundesrat spricht, aber dies ist eine zu-
stimmungspflichtige Verwaltungsvorschrift des Bundes.
Nachdem uns das Thema Wasserschutz hier schon wie-
derholt beschéftigt hat, wird dies wahrscheinlich auch
nicht die letzte Aussprache dazu in diesem Hause sein,
weil danach weitere anstehen werden.

Sehr kontroverse Diskussionen zur landwirtschaftli-
chen Diingepraxis haben die vergangenen Jahre be-
stimmt. Wéhrend die landwirtschaftlichen Berufsverbén-
de auf verursachergerechte Vorgaben dringen, die in der
Praxis umsetzbar sind, weisen die Wasserversorgungsun-
ternehmen vehement auf die Nitratwerte im Grundwasser
hin. In diesem Spannungsfeld und vor allem wegen des
eingeleiteten Vertragsverletzungsverfahrens der Européi-
schen Union hat die Bundesregierung eine Neufassung
der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Ausweisung
von mit Nitrat belasteten und eutrophierten Gebieten
vorgelegt, und in diesem Lichte haben die Lénder tiber
den Bundesrat ihre Positionen eingebracht.

Baden-Wiirttemberg hat in den letzten Jahren im Was-
serschutz im Rahmen der Schutzgebiets- und Ausgleichs-
Verordnung vieles angepasst. Bei uns sinken die Nitrat-
gehalte in den Grundwissern seit Mitte der 90er-Jahre,
nachdem wir bereits in den 80er-Jahren unsere Wasser-
schutzpolitik begonnen haben. Die Erfolge zeigen sich
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eben haufig erst nach einigen Jahren, zum Teil sogar erst
nach Jahrzehnten. Wir haben aktuell nur noch einen klei-
nen Anteil roter Gebiete, der bei uns unter 2 Prozent
liegt. Das zeigt, dass die bisherige Vorgehensweise in
Baden-Wiirttemberg gut und richtig war.

Mit der stindigen Neuausweisung belasteter Gebiete
und den vielen Pflichten zur Dokumentation und Berech-
nung wurde viel Missmut und Frustration in der Praxis
erzeugt. Wir brauchen deshalb differenzierte und zielge-
richtete Losungen in den Problemgebieten und Entlas-
tungen fiir die Betriebe, die offensichtlich gewasserscho-
nend wirtschaften.

Seit Januar 2022 ist uns bekannt, dass das bisherige
System fiir eine verursachergerechte Ausweisung nicht
mehr aufrechterhalten kann. Damit werden auch land-
wirtschaftliche Betriebe, die nachweislich gewisserscho-
nend diingen, von den Verpflichtungen in den roten Ge-
bieten vollumfanglich erfasst. Ich fordere die Bundesre-
gierung deshalb auf, im nationalen Aktionsprogramm
noch in diesem Jahr eine differenzierte, verursacherge-
rechte MaBBnahmenausgestaltung zur Umsetzung der EU-
Nitratrichtlinie zu etablieren. Die vorgelegte Protokoller-
klédrung ist ein Schritt in die richtige Richtung. Nur so
kann die Wiederherstellung der Verursachergerechtigkeit
auf Betriebsebene erreicht und die notwendige Planungs-
sicherheit ab dem Jahr 2023 hergestellt werden.

Ein entscheidender Grundpfeiler der landwirtschaftli-
chen Produktion ist und bleibt die Diingung der Kultur-
pflanzen. Nur durch eine gezielte und ausreichende Nahr-
stoffversorgung kdnnen wir in Menge und Qualitéit genii-
gend hochwertige Nahrungsmittel erzeugen. Das ist in
diesen Zeiten angesichts des Kriegs in der Ukraine wich-
tiger denn je. Wir brauchen deshalb mehr Diingepolitik,
insbesondere bei der Ausweisung belasteter Gebiete eine
regionale Differenzierung und insgesamt weniger Biiro-
kratie. Die Umweltprobleme sollen dort angegangen
werden, wo sie tatsichlich bestehen und entstehen. Bei
der angekiindigten Evaluierung der Diingeverordnung im
kommenden Jahr 2023 werden wir uns zusétzlich noch
mit den griinen Gebieten und deren Auflagen beschéfti-
gen miissen, also den Gebieten, in denen die Verhéltnisse
in Ordnung sind. Es ist ndmlich besonders argerlich, dass
die Bewirtschafter dort genauso Auflagen treffen, obwohl
sie ja offensichtlich gewésserschonend wirtschaften.

Es bleibt nun abzuwarten, ob sich die Ankiindigungen
der Bundesregierung bewahrheiten und die Kommission
das laufende Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutsch-
land einstellt. — Vielen Dank!

Amtierende Présidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank! — Weiter geht es mit Frau Staatsministerin Hinz
aus Hessen.

Priska Hinz (Hessen): Sehr geehrte Frau Prasidentin!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wieder einmal be-
schiftigt sich der Bundesrat mit der unzureichenden

Umsetzung der EU-Nitratrichtlinie. Ich weil3, Herr Kol-
lege Hauk, dass wir uns sicher noch ofter iiber Wasser
und den Schutz des Wassers unterhalten werden, aber ich
hoffe, zum Thema Nitratrichtlinie und der Beendigung
des Vertragsverletzungsverfahrens ist dies das letzte Mal.
Dazu haben wir hier schon viele Diskussionen und Ent-
scheidungen gehabt, und ich hoffe, dass wir heute endlich
den entscheidenden Schritt machen, damit das Vertrags-
verletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land seitens der EU beendet wird.

Eine wesentliche Voraussetzung dafiir ist, dass wir
heute der vorgelegten Verwaltungsvorschrift zustimmen
und damit die Ausweisung der sogenannten roten Gebiete
noch einmal neu vornehmen. Weil ich dafiir zustindig
bin, ist mir bewusst, dass die damit einhergehenden Auf-
gaben und Herausforderungen fiir die Léander wieder
einmal immens sind. Wir miissen die neue Auswei-
sungsmethodik anwenden. Wir miissen das notwendige
Rechtsetzungsverfahren bei uns wieder anstoBen, das
heilt die Landerverordnungen auf den Weg bringen, und
zwar ziemlich ziigig. Und wir miissen unser Messstellen-
netz ausweiten.

Daher war es besonders wichtig, dass wir Lander eng
eingebunden wurden, auch in die technischen Gespriche
mit der Kommission. Dafiir will ich dem Kollegen Cem
Ozdemir, unserem Bundesminister, ausdriicklich danken.
Diese neue Gebietsausweisung soll endlich Planungs-
und Rechtssicherheit fiir die landwirtschaftlichen Betrie-
be schaffen; und damit bin ich bei denen, die das Ganze
besonders belastet, weil es ein Hin und Her von Verord-
nungen und Gesetzen gab, Ausweisung, Riicknahme von
Ausweisungen. Jetzt weisen wir wieder aus, und die
Gebiete werden, zumindest in Hessen, in etwa so grof3
wie beim vorletzten Mal. All das bringt natiirlich nicht
nur Ungewissheit fiir die Landwirtschaft, sondern auch
Unmut. Das kann ich total gut verstehen bei solch einem
Hin und Her. Und ich kann gut verstehen, dass sich die
Landwirtinnen und Landwirte fragen, ob die Politik ihre
Hausaufgaben nicht mal so machen kann, dass sie Pla-
nungssicherheit haben.

Ja, die roten Gebiete werden wieder deutlich groflere
Landesteile umfassen als 2020, auch die eutrophierten
Gebiete werden voraussichtlich grofer. Ich habe die
Erfahrung gemacht, dass wir Landwirtinnen und Land-
wirten auch unangenehme Wahrheiten zumuten konnen,
wenn wir ehrlich zu ihnen sind und das damit verbunden
ist, dass sie zum einen Planungssicherheit haben und zum
anderen die Sicherheit, dass es durch die Verfahren, die
wir einleiten, auf Dauer zu einer Verbesserung und damit
fiir sie mittelfristig und langfristig wieder zu Erleichte-
rungen kommt. Ich glaube, diese Wahrheit miissen wir
aussprechen, und wir sollten dem landwirtschaftlichen
Berufsstand an dieser Stelle keine falschen Hoffnungen
mehr machen.

Die EU-Kommission war an dieser Stelle mehr als
deutlich: Die vorherige Verordnung, die von der alten
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Bundesregierung vorgelegt worden war und der wir dann
mit gutem Gewissen zugestimmt hatten, weil wir dach-
ten, das ist jetzt endgiiltig in trockenen Tiichern, ist nicht
vereinbar mit der Nitratrichtlinie. Mehr Messstellen und
ein besseres Verfahren zur regionalen Binnendifferenzie-
rung sind nun Teil der erzielten Einigung mit der Kom-
mission. Das wird uns in Zukunft hoffentlich ein diffe-
renzierteres Bild der Belastungssituation liefern. Mit
einem guten Monitoring konnen wir die Gebiete auch
verlésslich wieder verkleinern. Das ist das Ziel der gan-
zen Sache.

Wir Lander wollen und diirfen aber mit dieser grofen
Aufgabe nicht alleingelassen werden. Daher geht meine
Bitte an den Bund, die Lander weiterhin entsprechend zu
unterstiitzen. Was wir bei all den fiskalischen Risiken
und den Diskussionen um die Ausweisungsmethodik
nicht vergessen diirfen: Wir miissen in Deutschland dafiir
sorgen, dass wir immer geniigend sauberes Wasser ha-
ben. Darum geht es am Ende des Tages. Dafiir brauchen
wir diese Vorschrift. Das ist unsere Aufgabe. Hessen ist
bereit, diesen Weg zu gehen und der Anderung zuzu-
stimmen, dieser Verwaltungsvorschrift, wie sie jetzt
vorliegt. Ich bitte Sie alle im Sinne einer endgiiltigen
Beilegung des Verfahrens mit der Kommission ebenfalls
um Zustimmung,.

Amtierende Prasidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank!

Es gibt noch eine weitere Wortmeldung, von Frau Mi-
nisterin Karawanskij aus Thiiringen.

Susanna Karawanskij (Thiringen): Sehr geehrte
Prasidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Vier Jahre,
nachdem der Europiische Gerichtshof im Klageverfahren
der EU-Kommission gegen Deutschland die unzu-
reichende Umsetzung der Nitratrichtlinie in Deutschland
verurteilt hat, stimmen wir heute wieder iiber eine gein-
derte Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ausweisung
von mit Nitrat belasteten und eutrophierten Gebiete, kurz
AVYV, ab. Damit verbindet sich natiirlich die Hoffnung,
dass nun mit der Umsetzung die Fortsetzung des Ver-
tragsverletzungsverfahrens und damit die enormen zu
beflirchtenden Strafzahlungen fiir Deutschland noch
abgewendet werden konnen.

Aus Thiiringer Sicht will ich hier zunéchst einmal
ganz grundsitzlich positiv hervorheben: Mit der zukiinf-
tigen Festschreibung der bundesweiten Anwendung von
geostatistischen  Regionalisierungsverfahren kommen
Verfahren zum Tragen, bei denen wir davon iiberzeugt
sind, dass sie zielsicher und weitgehend verursacherge-
recht sind. Bereits jetzt arbeiten wir in Thiiringen bei der
aktuellen Gebietsausweisung erfolgreich mit dem SI-
MIK+-Verfahren. Nichtsdestotrotz wird es mit dem Weg-
fall der emissionsbasierten Abgrenzung auch bei uns zu
nicht unerheblichen Kulissenvergroflerungen kommen.
Infolgedessen werden wir auch mehr betroffene Landwir-
tinnen und Landwirte haben.

Betrachten wir einmal die Belastungen oder die Her-
ausforderungen, vor denen die Landwirtinnen und Land-
wirte aktuell stehen, wie beispielsweise die Kostenexplo-
sion bei Energiepreisen, bei Diingemittelpreisen, wobei
bereits jetzt Entscheidungen fiir das kommende Jahr
getroffen werden miissen, ohne dass klar ist, wie die
Situation in den nichsten vier Wochen, im néchsten hal-
ben Jahr oder néchstes Friihjahr tatséichlich sein wird. Die
anhaltend gestorten Lieferketten genauso wie die anste-
henden Herausforderungen im Zusammenhang mit der
Coronakrise, die im Herbst wieder virulent sein oder
stirker um sich greifen wird, und natiirlich auch die be-
schlossene Mindestlohnerhohung — das sind alles Heraus-
forderungen fiir die Landwirtschaftsbetriebe, die jetzt
auch noch kurzfristig weitere Maflnahmen und Vorhaben
umsetzen miissen. Und bei all dem steht der Einigungs-
und Anpassungsprozess bei der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik immer noch aus.

Dazu haben wir in dieser Woche bei der Amtschefkon-
ferenz, der Agrarministerkonferenz, gemeinsam weitere
Beschliisse gefasst beziehungsweise sind weiter auf dem
Weg gegangen. Aber es ist immer noch fraglich, wie wir
ab 1. Januar 2023 fiir Planungssicherheit fiir die Landwir-
tinnen und Landwirte sorgen konnen. Konkret bedeutet
die AVV, dass sie rote Gebiete mit 20 Prozent weniger
Stickstoff zu diingen haben. Aufgrund von ldngeren
Sperrfristen miissen die Landwirtinnen und Landwirte
gegebenenfalls in neue Lagerkapazititen investieren oder
hierzu neue Kooperationen eingehen. Auch der Zwi-
schenfruchtanbau muss neu gedacht werden.

Meine Damen und Herren, ich bin mir manchmal nicht
sicher, ob wir unseren Landwirtinnen und Landwirten in
der Summe aller Herausforderungen nicht zu viel zumu-
ten. Sicher bin ich mir aber darin, dass wir diese AVV
heute in einer Form beschlieBen miissen, dass wir weitere
Konflikte mit der EU vermeiden, nicht nur, um mdgliche
Strafzahlungen an die EU abzuwenden, sondern vor al-
lem auch, um fir die Natur und die Menschen heute und
in Zukunft eine gesunde Umwelt zu gewéhrleisten. Dies
ist wichtiger denn je.

Ich mochte uns noch einmal ganz kurz die Chronolo-
gie des Verfahrens in Erinnerung rufen: Wir haben eine
Nitratrichtlinie, die seit 1991 gilt, und seit 2006 ist be-
kannt, dass die Umsetzung in Deutschland nicht aus-
reicht. Mit der Diingeverordnung 2017 verschirfte der
Bund die Regelungen erheblich, doch das geniigte eben-
falls nicht. 2020 folgte die nichste Anderung, wiederum
mit Verschirfungen, ohne dass tatsdchlich eine wissen-
schaftliche Auswertung der Wirkungen der bisherigen
MaBnahmen erfolgt wire. 2022 werden wir jetzt nach
2019 die dritte Nitrat- und zweite Phosphatkulisse aus-
weisen.

Meine Damen und Herren, unsere landwirtschaftlichen
Betriebe brauchen Planungssicherheit und mehr Verléss-
lichkeit. Daher appelliere ich noch einmal ganz ausdriick-
lich an den Bund, aus der Rolle des Reagierens auf Druck
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von auflen herauszukommen, herauszubrechen und viel-
mehr zu einem Agieren und Mitgestalten zu gelangen,
unter Nutzung von wissenschaftlichen Erkenntnissen und
unter Mitnahme der Landwirtinnen und Landwirte, denn
wir brauchen bei der konkreten Ausgestaltung die richti-
ge Balance zwischen dkologischen und dkonomischen
Anforderungen. Unser gemeinsames Ziel ist, dass die
Gesellschaft und die Landwirtschaftsunternehmen davon
am Ende profitieren konnen.

Dazu gehért auch, dass die lang angekiindigte Ande-
rung des Diingegesetzes jetzt erfolgt, um so die rechtliche
Grundlage fiir den Aufbau des Wirkungsmonitorings zur
Diingeverordnung zu schaffen. Denn nur so kdnnen wir
mittelfristig eine Datengrundlage aufbauen, mit der dann
die bereits heute gewdsserschonend wirtschaftenden
Betriebe von den zusétzlichen Aufgaben befreit werden
konnen. Wir kénnen uns eine weitere Verzogerung auf
diesem Feld nicht erlauben. — Vielen Dank!

Amtierende Prasidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank!

Es liegt eine weitere und letzte Wortmeldung zu die-
sem Thema vor von Frau Parlamentarischer Staatssekre-
tarin Dr. Rottmann, Bundesministerium fiir Erndhrung
und Landwirtschaft.

Dr. Manuela Rottmann, Parl. Staatssekretérin beim
Bundesminister fiir Erndhrung und Landwirtschaft: Sehr
geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Ich bin dankbar, dass wir heute gemeinsam ein Prob-
lem 16sen konnen, das uns schon zu lange beschéftigt; ich
habe hier die Stoflseufzer in allen Reihen laut oder leise
gehort. Ich bin dankbar dafiir, dass es uns gemeinsam
gelungen ist, die Verwaltungsvorschrift auf eine neue
Basis zu stellen.

Der Austausch mit der EU-Kommission zur Nit-
ratrichtlinie war nicht einfach. Es gab viele intensive
Gespriche, und jetzt haben wir endlich den Durchbruch
geschafft. Ende Mai 2022 hat die EU-Kommission ihr
Einverstindnis signalisiert. Ich weil}, dass der Weg seit
Mai bis heute fiir viele eine Zumutung war. Vorher muss-
ten Thre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Landes-
ministerien sehr intensiv an diesem Problem mit uns
zusammenarbeiten. Die Fristen zur Stellungnahme waren
kurz. Aber viele Kollegen haben es schon gesagt: Es geht
auch um Planungssicherheit, und deswegen ist es gut,
dass wir heute diesen Beschluss fassen kdnnen.

Die sehr ziigige Verabschiedung und dann auch Um-
setzung der Gebietskulissen liegt jetzt in unser aller Ver-
antwortung. Gemeinsam konnen wir heute die AVV zur
Gebietsausweisung abschlieBend behandeln. Wir kdnnen
damit eine wichtige Grundlage dafiir schaffen, dass ein
Verfahren, das sich iiber zehn Jahre hingezogen hat,
beendet werden kann. Und nicht zuletzt kénnen Bund
und Lander heute mit einer wegweisenden Entscheidung
klarmachen, dass wir unserer politischen Verantwortung

gemeinsam gerecht werden, dass wir europdischen Ver-
pflichtungen nachkommen, dass wir Probleme 16sen, dass
wir abarbeiten, was, warum auch immer, liegen geblieben
ist, und dass wir gemeinsam nach vorne schauen.

Die Redebeitridge haben gezeigt, dass uns allen ge-
meinsam bewusst ist, dass hiermit Einschrinkungen,
Belastungen und Miihen fiir unsere Landwirtschaft ver-
bunden sind. Deswegen muss die Arbeit ziigig weiterge-
hen. Deshalb miissen wir, Bund und Lénder, noch genau-
er werden. Wir miissen und wollen ein System entwi-
ckeln, das es in Zukunft ermoglicht, dass nur die Verur-
sacher der Belastungen von Einschrinkungen betroffen
sind. Da gibt es iiberhaupt keine Diskussion, dariiber sind
wir uns einig. Diesen Prozess werden wir anstofen. Das
machen wir in unserer Protokollerkldarung klar, und dazu
stehen wir.

Die Landwirtinnen und Landwirte haben Miihen vor
sich. Sie erwarten aber auch Planbarkeit und Verlisslich-
keit. Jetzt bekommen sie die Planungssicherheit, was bei
der Diingung im néchsten Jahr und bei ihrer Diingepla-
nung zu beachten ist. Aulerdem sorgen wir fiir Klarheit
und Verldsslichkeit beim Schutz von Umwelt und Was-
ser. Das ist das zentrale Problem. Wir sprechen viel zu
wenig liber das Thema Wasser. Wir werden es gezwun-
genermalfien in den nédchsten Jahren sehr héufig tun, auch
im Zusammenhang mit der Zukunft unserer Landwirt-
schaft. Wasser ist eine lebensnotwendige Ressource, und
sie ist nicht selbstverstindlich, wie wir in diesen Tagen
iiberall in Europa merken.

Und schlieBlich wird diese Neuregelung der entschei-
dende Schritt dafiir sein, dass die Kommission das lau-
fende Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland
einstellen kann. Wir kénnen heute endlich die Vorausset-
zungen dafiir schaffen, dass milliardenschwere Strafzah-
lungen abgewendet werden — Geld, das wir zum Wohle
von Land und Leuten wirklich besser ausgeben konnen.

Wenn wir heute die AVV zur Gebietsausweisung ab-
schliefend behandeln, haben wir eine einheitliche Vorge-
hensweise fiir alle Lander erreicht. Dann gilt es — und ich
denke, dafiir wird die Zeit ausreichen —, die Landesver-
ordnungen fristgerecht anzupassen. Wichtig ist, dass die
Léander ihre Gebiete bald ausweisen. Ich weil3, das ist
noch einmal viel Aufwand. Ich kann Sie aber nur bitten,
das mit uns gemeinsam zum Abschluss zu bringen. Auch
bei den noch anstehenden Vorhaben im Gewisserschutz,
unter anderem bei der Ergdnzung der Grundwasserver-
ordnung, wird die Bundesregierung im engen Austausch
mit Thnen bleiben. Auch hier wollen wir mit Thnen zu-
sammen sachgerechte und tragfidhige Losungen fiir die
landwirtschaftlichen Betriebe und den Umweltschutz
finden. Lassen Sie uns also Schritt fiir Schritt vorankom-
men!

Bei der EU-Nitratrichtlinie kdnnen wir heute sogar
mehr als einen Schritt machen: vielleicht einen Sprung
nach vorne fiir Klarheit, Verldsslichkeit und Planungssi-
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cherheit fiir unsere Landwirtinnen und Landwirte. Wir
alle sind es ihnen schuldig. — Ich danke Thnen sehr fiir die
gute Zusammenarbeit.

Amtierende Prasidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank!

Das war die letzte Wortmeldung. — Es ist schon ange-
sprochen worden: Es ist eine Erklirung zu Protokoll!
abgegeben worden von Frau Parlamentarischer Staats-

sekretirin Dr. Rottmann (Bundesministerium fiir Er-
ndhrung und Landwirtschaft).

Somit kénnen wir zur Abstimmung kommen. Hierzu
liegen Thnen die Ausschussempfehlungen und ein Lan-
desantrag vor.

Ziffer 1! — Mehrheit.

Ziffer 2! — Mehrheit.

Ziffer 3! — Mehrheit.

Ziffer 4! — Mehrheit.

Damit entfallt Ziffer 5.

Ziffer 6! — Mehrheit.

Damit kommen wir zur Schlussabstimmung: Wer der
Verordnung wie soeben festgelegt zustimmen mochte,
den bitte ich um das Handzeichen. — Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Wir haben nun noch iiber eine begleitende Entschlie-
Bung abzustimmen. Bitte IThr Handzeichen fiir:

Ziffer 7! — Mehrheit.

Ziffer 8! — Mehrheit.

Ziffer 9! — Mehrheit.

Damit entfallt Ziffer 1 des Landesantrags.
Ziffer 2 des Landesantrags! — Mehrheit.
Ziffer 3 des Landesantrags! — Minderheit.
Zuriick zu den Ausschussempfehlungen:
Ziffer 10! — Mehrheit.

Ziffer 11! — Mehrheit.

Ziffer 12! — Mehrheit.

Ziffer 13! — Mehrheit.

! Anlage 18

Damit hat der Bundesrat einec EntschlieBung gefasst.

Wir sind am Ende dieses Tagesordnungspunktes ange-
langt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 48:

Entwurf eines ... Gesetzes zur Anderung des Atom-
gesetzes — Antrag des Freistaates Bayern gemal3 § 36
Absatz 2 GO BR — (Drucksache 312/22)

Hier liegt eine Wortmeldung vor von Herrn Staatsmi-
nister Dr. Herrmann aus Bayern.

Dr. Florian Herrmann (Bayern): Frau Présidentin!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bitte um Verstind-
nis, dass ich am Ende der Debatte noch einmal zu dem
Thema zuriickkomme, das uns am Anfang, heute Mor-
gen, sehr intensiv beschéftigt hat, als wir das Energiepa-
ket beschlossen haben, dem Bayern auch zugestimmt hat.
Es ist uns aber ein wichtiges Anliegen, das Thema der
gesicherten Kraftwerksleistung ins Bewusstsein zu rufen,
zum Nachdenken dariiber anzuregen und vielleicht dort
eine Meinungsdnderung herbeizufithren, wo das noch
nicht moglich war. Deshalb legen wir einen ganz konkre-
ten Gesetzentwurf die Verldngerung der Laufzeit von
Kernkraftwerken betreffend vor.

Wir brauchen eine gesicherte Kraftwerksleistung, die
jederzeit zur Verfligung steht, sonst drohen uns eine echte
wirtschaftliche Notlage und in der Folge soziale Verwer-
fungen. Wir miissen deshalb alle moglichen Potenziale
nutzen, und zwar — ich betone das zum wiederholten
Mal — wirklich ohne ideologische Scheuklappen. Dazu
gehort eben auch eine befristete Verldngerung der Lauf-
zeiten der drei noch betriebenen deutschen Kernkraft-
werke bis Ende 2025.

Nur zur Verdeutlichung: Diese drei verbleibenden
Kraftwerke, Isar 2 in Bayern, Emsland und Neckarwest-
heim, Baden-Wiirttemberg, erzeugen zusammen fiir
10 Millionen Haushalte Strom. Bayern hat circa
6,2 Millionen Haushalte. Als Ersatz fir diese Kernkraft-
werke miissten in kiirzester Zeit — und wir wissen, dass
das unrealistisch ist — 3 000 Windenergieanlagen gebaut
werden. Der Verzicht auf die Abschaltung dieser Kraft-
werke wiirde deshalb einen wesentlichen Beitrag zur
Sicherung einer verldsslichen, bezahlbaren und klimage-
rechten Energieversorgung leisten. Wir konnten dadurch
eine erhebliche Menge des derzeit dringend bendétigten
Erdgases einsparen, die andernfalls verstromt wird. Unse-
re europdischen Nachbarn machen es uns vor, und sogar
der EU-Binnenmarktkommissar Thierry Breton hat sich
deutlich fiir einen Weiterbetrieb der deutschen Kern-
kraftwerke ausgesprochen. Diese MaBinahme liege, wie er
sagte, auch im europiischen Interesse.

Auch wenn vonseiten der Kritiker dieses Vorschlags
insbesondere immer wieder Sicherheitsbedenken ins Feld
gefiihrt werden, so muss man ganz klar sagen: Wir sehen
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diese nicht und haben dafiir auch ein Gutachten des TUV
Siid. Dieser kommt in seinem Gutachten zu einem ein-
deutigen Ergebnis: dass es fiir solche Bedenken keinen
Anlass gibt.

Lassen Sie mich das am Beispiel des Kraftwerks Isar 2
kurz konkretisieren! Es befindet sich in einem sehr guten
sicherheitstechnischen Zustand. Fachkundiges Personal
steht in ausreichender Zahl zur Verfiigung. Auch sind uns
keinerlei Probleme bei der Ersatzteilbeschaffung bekannt.
Die Beschaffung neuer Brennelemente wird in einem
Jahr zu bewerkstelligen sein. Zudem ist ein Weiterbetrieb
von Isar 2 fiir eine begrenzte Zeit auch im Streckbetrieb
moglich.

Die Bundesregierung wird unserer Auffassung nach
ihrer Aufgabe nicht gerecht, wenn sie geradezu verstockt
eine Verldngerung der Laufzeiten ausschliefit. Denn diese
Haltung ist fiir die Wirtschaftsentwicklung und die Le-
bensqualitit der Menschen in unserem Land hdchst be-
drohlich, und sie ist auch zu einem guten Teil scheinhei-
lig, wenn man gleichzeitig Atomstrom aus anderen Lan-
dern importiert.

Wir koénnen es uns in der jetzigen Krise schlicht und
einfach nicht leisten, unsere Kernkraftwerke — die si-
chersten der Welt — abzuschalten. Deshalb ergreift die
Bayerische Staatsregierung die Initiative und hat diesen,
unseren eigenen Gesetzentwurf formuliert zur Verlénge-
rung der Laufzeiten der drei Kernkraftwerke Isar 2, Ems-
land und Neckarwestheim 2 bis zum 31. Dezember 2025.
Unser Entwurf ist rechtssicher, abgewogen und dennoch
der Dramatik der aktuellen Krise angemessen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Sicherstellung
der Energieversorgung ist in dieser schwersten Krise seit
1945 eine der zentralen Herausforderungen, die wir jetzt
zum Wohle unserer Wirtschaft und der Menschen in
unserem Land zu 16sen haben. Die Verldngerung der
Laufzeit der Kernkraftwerke wiirde dazu einen wichtigen
Beitrag liefern. Jetzt ist nicht die Zeit fiir den ideologi-
schen Rigorismus einer Anti-Atomkraft-Bewegung, iiber
den die Zeit hinweggegangen ist. Jetzt in der Krise ist
auch nicht die Zeit fiir salbungsvolle Worte, sondern eben
fiir pragmatisches Handeln. Das gilt insbesondere fiir die
Bundesregierung. Deshalb bitten wir um Thre Unterstiit-
zung fiir unseren Entwurf. Die Zahl der Moglichkeiten,
die wir derzeit haben, der drohenden Energiekrise, der
drohenden Gasmangellage und in der Folge der Stromkri-
se entgegenzuwirken, ist nicht unbegrenzt. — Vielen
Dank!

Amtierende Prasidentin Lucia Puttrich: Besten
Dank!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.
Ausschussberatungen haben zu der Vorlage noch nicht

stattgefunden. Es ist jedoch beantragt, bereits heute in der
Sache zu entscheiden.

Ich frage deshalb: Wer ist fiir die sofortige Sachent-
scheidung? — Minderheit.

Damit entscheiden wir heute nicht in der Sache.

Ich weise die Vorlage dem Umweltausschuss — feder-
fuhrend — sowie dem Wirtschaftsausschuss — mitbera-
tend — zu.

Wir sind am Ende dieses Tagesordnungspunktes.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 49:

Gesetz zur Einfithrung virtueller Hauptversamm-
lungen von Aktiengesellschaften und Anderung ge-
nossenschafts- sowie insolvenz- und restrukturie-
rungsrechtlicher Vorschriften (Drucksache 313/22)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Ausschussberatungen haben zu diesem Gesetz nicht
stattgefunden. Auch Landesantrige auf Anrufung des
Vermittlungsausschusses liegen nicht vor.

Dann stelle ich fest, dass der Bundesrat zu dem Gesetz
den Vermittlungsausschuss n i ¢ h t anruft.

Damit sind wir am Ende dieses Tagesordnungspunk-
tes.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 55:

Gesetz zur Beschleunigung von Beschaffungsmaf-
nahmen fiir die Bundeswehr (Bundeswehrbeschaf-
fungsbeschleunigungsgesetz — BwBBG) (Drucksa-
che 319/22, zu Drucksache 319/22)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz gestern verab-
schiedet.

Ausschussberatungen haben nicht stattgefunden.

Da weder Ausschussempfehlungen noch Landesantré-
ge auf Anrufung des Vermittlungsausschusses vorliegen,
stelle ich fest, dass der Bundesrat zu dem Gesetz den
Vermittlungsausschuss n i ¢ h t anruft.

Auch hier sind wir am Ende des Tagesordnungspunk-
tes angekommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 56:

Gesetz zu den Protokollen zum Nordatlantikvertrag
iiber den Beitritt der Republik Finnland und des
Konigreichs Schweden (Drucksache 320/22)

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Auf Ausschussberatungen wurde verzichtet.
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Wir kommen zur Beschlussfassung.

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses
liegt nicht vor. Ich stelle daher fest, dass der Bundesrat
den Vermittlungsausschuss n i ¢ h t anruft.

Hiermit sind wir am Ende eines Tagesordnungspunk-
tes, der schnell abgeschlossen und dennoch so wichtig ist.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir sind am Ende der
Tagesordnung angekommen. Bevor ich Thnen aber fiir die
gute Zusammenarbeit danke und schone Ferien oder eine
gute Sommerzeit wiinsche, mochte ich darauf eingehen,
dass vor wenigen Stunden der langjdhrige japanische
Premier aufgrund des Attentats verstorben ist. Das ge-
schah wihrend unserer Sitzung.

Abe war der langjdhrigste Regierungschef von Japan.
Er ist den Folgen eines brutalen Attentats erlegen. Wir
denken an seine Familie, aber auch an die politischen
Weggeféahrten, die mit ihm zu tun hatten. Wenn jemand
wiahrend einer Wahlkampfveranstaltung per Attentat
angegriffen wird, ist das somit ein Angriff auf die Demo-
kratie und auf die Moglichkeiten, sich in irgendeiner
Form politisch zu engagieren. Insofern nehmen wir das
hier bestiirzt zur Kenntnis und gedenken ihm in dieser
Form.

Sehr geehrten Damen und Herren, wir sind am Ende
der Tagesordnung angekommen. Wir haben vor den
Sommerferien viel zu tun gehabt. Wir hatten unglaublich
viele Dinge, die uns die Bundesregierung und der Bun-
destag in einer sehr kurzen Zeit zugeleitet haben. Ich
danke deshalb erst einmal allen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern, die sich damit beschiftigt haben, die es
geschafft haben, das so vorzubereiten, dass die politisch
Verantwortlichen entscheiden konnten, und hoffe, dass
uns das in dieser Form in Zukunft nicht so héufig ge-
schehen wird. Alle haben eine Atempause verdient.

Ich wiinsche Thnen allen miteinander eine Atempause
in einer extrem schwierigen und anspruchsvollen Zeit,
die nicht unbefreit ist, die beschwert ist. Dennoch wiin-
sche ich Thnen die Moglichkeit einer guten Erholung.

Die nichste Sitzung des Bundesrates berufe ich ein
auf Freitag, den 16. September 2022, 9.30 Uhr.

Also: Eine gute Erholung und jetzt erst einmal einen
guten Nachhauseweg! Besten Dank!

(Beifall)
Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 13.34 Uhr)

Beschliisse im vereinfachten Verfahren (§ 35 GO BR)

Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des
Rates zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/1727 des Europiischen
Parlaments und des Rates hinsichtlich der Erhebung, Sicherung und
Analyse von Beweismitteln im Zusammenhang mit Volkermord, Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen durch Eurojust
COM(2022) 187 final

(Drucksache 203/22, zu Drucksache 203/22)
Ausschusszuweisung: EU — In — R

Beschluss: Kenntnisnahme

Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des
Rates zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 hinsichtlich
einer Sondermafinahme zur Gewidhrung einer befristeten Sonderunter-
stiitzung im Rahmen des Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die
Entwicklung des landlichen Raums (ELER) als Reaktion auf die russi-
sche Invasion der Ukraine

COM(2022) 242 final; Ratsdok. 9347/22

(Drucksache 234/22, zu Drucksache 234/22)
Ausschusszuweisung: EU — AV

Beschluss: Kenntnisnahme

Feststellung gemifl § 34 GO BR

Einspruch gegen den Bericht iiber die 1022. Sitzung
ist nicht eingelegt worden. Damit gilt der Bericht
gemdl § 34 GO BR als genehmigt.
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Anlage 1
Erklirung

von Staatsminister Dr. Florian Herrmann
(Bayern)
zu Punkt 51 der Tagesordnung

Der Freistaat Bayern begriifit, dass das Gesetz die
Festlegung des iiberragenden &ffentlichen Interesses auch
fiir die Wasserkraft vorsieht und die urspriinglich enthal-
tenen Einschrinkungen fiir die Forderung der kleinen
Wasserkraft wieder zuriickgenommen wurden. Er bedau-
ert aber, dass mit dem Gesetzesbeschluss die Forderbe-
dingungen fiir die Stromerzeugung aus Bioenergie deut-
lich verschlechtert werden. Es ist nicht nachvollziehbar,
dass im Zeitpunkt einer schwerwiegenden Energiekrise
auf die Bereitstellung von gesicherter Leistung verzichtet
werden soll. Damit wird auch die Chance verpasst, die
gekoppelte, erneuerbare Strom- und Wérmeerzeugung
aus Bioenergie und deren wichtigen Beitrag zur Wert-
schopfung im ldndlichen Raum durch attraktive Forder-
bedingungen zu stirken. Stattdessen werden durch die
vorgesehene Reduzierung des Ausschreibungsvolumens
fiir Biomasse und die Beschrinkung der Nutzung von
Biomethan auf Spitzenlastkraftwerke sogar ein Riickbau
bestehender Anlagen und eine mdgliche Reduzierung der
Erzeugung mittels erneuerbarer Energien in Kauf ge-
nommen.

Der Freistaat Bayern bedauert zudem, dass die wichti-
ge Regelung zur Stidquote bei der Windkraft mit der
nicht niher belegten Begriindung einer Erledigung durch
die angehobenen Ausschreibungsmengen und den neuen
Gitefaktor fiir die Stidregion entféllt. Aus Sicht des Frei-
staates Bayern wire eine Kombination der Instrumente
vorzugswiirdig. Der Bund sollte sich wie bisher parallel
fir die Genehmigung der Siidquote einsetzen und nicht
kurzfristig bereits gesetzlich verankerte Regelungen
aufgeben.

Anlage 2
Erkléirung

von Staatsminister Dr. Florian Herrmann
(Bayern)
zu Punkt 52 der Tagesordnung

Aus Sicht des Freistaates Bayern wiirde eine Novellie-
rung des Atomgesetzes eine deutlich effizientere Losung
darstellen, um das in der Gesetzesbegriindung angegebe-
ne Ziel zu erreichen, Gas in der Stromerzeugung einzu-
sparen und insbesondere auch die Netzstabilitdt in Siid-
deutschland im Falle einer Gasmangellage abzusichern
und die klimapolitischen Verpflichtungen nicht zu ge-
fahrden.

Das Gesetz liberldsst viele, fiir die Planungssicherheit
der Energieversorgungsunternechmen ausschlaggebende
Entscheidungen dem Verordnungsgeber. Dies lduft dem
Zweck zuwider, moglichst zeitnah alle Vorbereitungen
fir den Dauerbetriecb von Kohle- und Olkraftwerken
durchfiihren zu konnen. Aus Sicht des Freistaates Bayern
sollte der Gesetzgeber selbst regeln, dass die umfassten
Kraftwerke bis zum 31. Mérz 2024 wieder am Strom-
markt teilnehmen diirfen.

Unter foderalen Gesichtspunkten ist zu kritisieren,
dass das Gesetz die Bundesregierung zum Erlass zahlrei-
cher Rechtsverordnungen erméchtigt, die nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates bediirfen.

Anlage 3
Erkliarung

von Staatsminister Dr. Florian Herrmann
(Bayern)
zu Punkt 54 der Tagesordnung

Aus Sicht des Freistaates Bayern ist eine nachhaltige
Energieproduktion neben Versorgungssicherheit und
Bezahlbarkeit im Hinblick auf den Klimawandel und die
energie- und sicherheitspolitischen Herausforderungen
infolge des Ukrainekriegs von zentraler Bedeutung. Ein
konsequenter Ausbau der erneuerbaren Energien muss
neben der Windenergie das Potenzial aller regenerativer
Energien bestmdglich heben und diese in die Flichenbe-
trachtung gesamtheitlich einbeziechen. Flachenauswei-
sungen sind zudem nur eine Vorbedingung fiir einen den
Ausbauzielen geniigenden Ausbau. Ein weiterer wesent-
licher Faktor ist die Akzeptanz der betroffenen Bevolke-
rung. Wie auch das Bundesverfassungsgericht anerkennt,
ist die finanzielle Teilhabe geeignet, die Akzeptanz zu
erhohen. Eine Fldachenausweisung muss deshalb mit
weiteren Mallnahmen flankiert werden, die einen tatsédch-
lichen Zubau auf den ausgewiesenen Flidchen unterstiit-
zen.

Zu dem vorliegenden Gesetz nimmt der Freistaat Bay-
ern im Einzelnen wie folgt Stellung:

— Es ist zu begriiBen, dass das Gesetz eine Anrech-
nungsmoglichkeit von Flachen auch auBlerhalb der
Windenergiegebiete fiir in Betrieb befindliche Wind-
energicanlagen vorsieht. Allerdings sollte diese An-
rechnungsmoglichkeit eine deutlich groBere Flache
umfassen als den Umkreis von einer Rotorblattlinge,
aufgrund der Einheitlichkeit der Bewertung und als
Anreiz fiir einen zusétzlichen Ausbau der Windener-
gie wire eine Flache im entsprechenden Umfang um
die Windenergieanlage in Betracht zu ziehen. Letzt-
lich ist fiir das Erreichen der Ausbauziele der tatséch-
liche Zubau entscheidend. Die verbesserte Anrechen-
barkeit von Neuanlagen auch aufBerhalb der Wind-
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energiegebiete sowie bei Bestandsanlagen im Weiter-
betrieb konnte mafigebliche Anreize fiir entsprechen-
de Flachenbereitstellungen schon vor den Zieljahren
des Windenergieflachenbedarfsgesetzes setzen.

— Weiter miissen die Lénder die Mdglichkeit haben,
einen vertrdglichen Ausgleich von fiir Windenergie
geeigneten Fliachen und Abstand zur Wohnbebauung
landesspezifisch zu regeln. Dem stehen die vorgese-
henen neuen Regelungen im BauGB aber entgegen.
Aus diesen Griinden sind die Regelungen der Sétze 5
und 6 zu § 249 Absatz 9 BauGB sowie Satz 2 zu
§ 249 Absatz 7 BauGB abzulehnen. Auflerdem grei-
fen die neuen Regelungen in die kommunale Pla-
nungshoheit ein. Gleiches gilt fiir die Einbeziehung
der Ausweisungen fiir Windenergie in Flachennut-
zungs- und Bebauungsplédnen in § 2 WindBG, die als
Windenergiegebiete kiinftig keine Mindestabstands-
flaichen mehr vorsehen diirfen. Dies hat insbesondere
auch Auswirkungen auf vor Einfithrung der Léander-
offnungsklausel erstellte Altplane der Kommunen, die
nach Inkrafttreten der Mindestabstandsregelung nicht
weiterverfolgt wurden, jetzt aber wiederaufleben.

— Die Anrechnung von Vorbehaltsgebieten sollte auch
fiir das Jahr 2032 und fiir kiinftig festgelegte Vorbe-
haltsgebiete gelten, zumindest anteilsméBig. Eine aus-
schlieBliche Steuerung iiber Vorranggebiete kann da-
zu fithren, dass begrenzt geeignete Gebiete dennoch
zur Erfiillung des Flidchenbeitragswerts als Vorrang-
gebicte gesichert werden, dann jedoch nicht mit
Windenergieanlagen bebaut werden. Aufgrund des
Vorrangs wiirde in diesem Fall dort keine andere
sinnvolle Nutzung (zum Beispiel Freiflaichenphoto-
voltaik) im Rahmen der Abwigung ermoglicht wer-
den kdnnen.

— Bei Ausweisung von Windenergiegebieten zur Errei-
chung der Flachenbeitragswerte oder Teilflichenziele
des Windenergieflaichenbedarfsgesetzes soll keine
Bindung (mehr) an entgegenstehende Ziele der
Raumordnung oder entgegenstehende Darstellungen
in Flachennutzungsplédnen bestehen. Dies ist abzu-
lehnen, da Raumordnungsrecht bei WEA-Planungen
ausgehebelt und bedeutungslos wiirde, obwohl dort
ebenfalls energetische Fragestellungen zentral geplant
werden. Unklar bleibt zudem, um welche Ziele es sich
handeln soll. Die Regelung, dass bei Nichterreichen
der jeweiligen Flachenziele einem Vorhaben keine
Ziele der Raumordnung oder Darstellungen in Fla-
chennutzungspldnen mehr entgegengehalten werden,
stellt eine nicht akzeptable Entwertung des Raumord-
nungs- und Bauplanungsrechts beziiglich WEA-
Vorhaben dar.

Anlage 4
Erklirung

von Staatsminister Dr. Florian Herrmann
(Bayern)
zu Punkt 57 der Tagesordnung

Der Freistaat Bayern begrii3t die Zielsetzung der Ver-
ordnung, Fernwirmeversorgern eine Weitergabe der
Mehrkosten fiir die Wérmeerzeugung aufgrund der ge-
stiegenen Erdgasbezugskosten zu ermdglichen.

Der Freistaat Bayern bittet die Bundesregierung, dafiir
Sorge zu tragen, dass eine Preisweitergabe auch in Fillen
ermdglicht wird, bei denen diese Verordnung keine Wir-
kung entfaltet, zum Beispiel da die Warmeliefervertrige
nicht zwingend auf Grundlage der AVBFernwidrmeV
abgeschlossen wurden, in manchen Vertrigen keine
Preisanpassung vorgesehen ist oder Indizes fiir die An-
passung von Preisinderungsformeln nicht aktuell sind.

Dariiber hinaus ist sicherzustellen, dass eine Preiswei-
tergabe bei der Fernwéirme auch in Form eines Umla-
gemechanismus, wie er in § 26 EnSiG neu eingefiihrt
wird, ermdglicht wird.

Anlage 5
Erkliarung

von Senator Stephan Schwarz
(Berlin)
zu Punkt 54 der Tagesordnung

Das Land Berlin begriifit das mit dem Gesetz verfolgte
Ziel einer Beschleunigung des Ausbaus der erneuerba-
ren Energien. Berlin wird seinen Beitrag entsprechend
des vom Bund ermittelten Potenzials leisten. Das Gesetz
beriicksichtigt aber nicht im ausreichenden Mafle die
unterschiedlichen Gegebenheiten in den Lindern im
Hinblick auf den mdglichen Ausbau der Windenergie.
Aus Sicht des Landes Berlin sind insbesondere der gerin-
ge Anteil der AuBlenbereichsfldchen im Stadtgebiet sowie
weitere Kriterien wie der Anteil naturschutzrechtlich
geschiitzter Flichen und Abstinde zu bestehenden und
geplanten Siedlungsbereichen nicht ausreichend bertick-
sichtigt. Aufgrund des im Verhéltnis zur benotigten Fla-
che nur geringen Potenzials der Energieerzeugung durch
Windkraftanlagen im Stadtgebiet sollte die Leistung statt
der Flache als Mafistab dienen. Diese Daten sowie die
mdgliche Auswirkung gerade auf die stddtischen Gebiete,
insbesondere Naturschutz- und Siedlungsgebiete, sollten
in einem zeitnahen Reparaturgesetz im Fokus stehen,
sodass sie zur Grundlage filir alternative Losungen ge-
nutzt werden kdnnen.
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Anlage 6
Erklirung

von Minister Prof. Dr.-Ing. Jorg Steinbach
(Brandenburg)
zu Punkt 54 der Tagesordnung

Das Land Brandenburg sieht im forcierten Ausbau
erneuerbarer Energien einen zentralen Erfolgsfaktor fiir
das Gelingen der Energiewende und unterstiitzt das Ziel
des Bundes, den aus erneuerbaren Energien gedeckten
Anteil des Bruttostrombedarfs bundesweit bis 2030 auf
80 Prozent zu erhohen und schnellstmoglich das Ziel der
vollstdndigen Klimaneutralitit zu erreichen. Vor diesem
Hintergrund sollen die bisherigen Ausbauziele im Be-
reich der erneuerbaren Energien signifikant erhoht wer-
den. Flichenziele und die Festschreibung lédnderspezifi-
scher Zielwerte werden daher unterstiitzt.

Das Land Brandenburg sieht jedoch fachliche Proble-
me bei der Umsetzung des Gesetzes. Angesichts der
enormen Komplexitit der vorgesehenen Regelungen, die
in zahlreichen Querverweisen, Ausnahmen, Riickaus-
nahmen, Ubergangsregelungen und Fristbestimmungen
zum Ausdruck kommt, erscheint {iberdies ein rechtssiche-
rer Vollzug der Normen erschwert. Hierdurch werden
erhebliche Auslegungsschwierigkeiten und Unsicherhei-
ten generiert, wodurch auf Planungs- wie auch Zulas-
sungsebene eine erhdhte Gefahr von Rechtsstreitigkeiten
besteht.

Zu weitgehend und auch nicht zielfiihrend erscheint
die Regelung, nach der die Windenergieplanung von der
Bindung an sédmtliche Ziele der Raumordnung befreit
werden soll.

Kritisch muss betrachtet werden, dass Bestandsanla-
gen auflerhalb von Gebieten fiir die Windenergienutzung
unberiicksichtigt bleiben.

Die Bundesregierung wird gebeten, die genannten
Punkte im weiteren Verfahren zu beriicksichtigen.

Anlage 7
Erkléirung

von Minister Nathanael Liminski
(Nordrhein-Westfalen)
zu Punkt 54 der Tagesordnung

Nordrhein-Westfalen unterstiitzt die Bemiithungen der
Bundesregierung, den Ausbau der erneuerbaren Energien
drastisch zu beschleunigen und dazu unter anderem ver-
bindliche Fliachenzielvorgaben fiir die Ausweisung von
Windenergiebereichen festzulegen. Die dem Wind-an-
Land-Gesetz zugrundeliegende konkrete Ausgestaltung

der landerspezifischen Flachenziele mit einer rechneri-
schen Korrektur der tatsdchlich gegebenen Potenziale
(Anhebung der Untergrenze auf 1,8 Prozent der Landes-
flache) fiihrt jedoch zu einer Unwucht der Ergebnisse, die
in Nordrhein-Westfalen zu konflikttriachtigen, langwieri-
gen und risikobehafteten Planverfahren fithren kdnnen.
Damit wird das gemeinsame Ziel eines beschleunigten
Ausbaus der Windenergie aus Sicht der Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalen erschwert.

Moderne Windenergieanlagen kdnnen bereits heute als
Gewerbebetriebe aller Art in Gewerbe- und Industriege-
bieten nach §§ 8 und 9 BauNVO vorbehaltlich ihrer
Emissionseigenschaften und des § 15 BauNVO zuléssig
sein. Um diesbeziiglich die Rechtsicherheit zu erhdhen,
wird die Bundesregierung gebeten, zu priifen, entspre-
chende Klarstellungen durch eine Ergénzung der Nut-
zungskataloge in der Baunutzungsverordnung vorzuneh-
men.

Der Gesetzentwurf beinhaltet eine Verordnungser-
méchtigung zur Beriicksichtigung von artenschutzrechtli-
chen Belangen im Rahmen der Umweltpriifung bei der
Aufstellung von Raumordnungsplédnen. Zur Vermeidung
von Unwigbarkeiten fiir die anstehenden und bereits
kurzfristig zu beginnenden Planverfahren wird die Bun-
desregierung gebeten, kurzfristig eine entsprechende
Rechtsverordnung zu erlassen.

Anlage 8
Erklirung

von Staatssekretér Thorsten Bischoff
(Saarland)
zu Punkt 52 der Tagesordnung

Das Saarland begriift die im Ersatzkraftwerkebe-
reithaltungsgesetz vorgeschene iibergangsweise Markt-
riickkehr von Kohlekraftwerken. Diese muss mit Blick
auf die drohende Gasmangellage schnellstmdglich erfol-
gen. Hierfiir sollte nach dem Inkrafttreten des Ersatz-
kraftwerkebereithaltungsgesetzes unmittelbar die erfor-
derliche Ausfiihrungsverordnung der Bundesregierung
erlassen werden. Zudem muss die Bundesregierung die
erheblichen Investitions- und Personalisierungsbedarfe
der Kohlekraftwerksbetreiber fiir eine Marktriickkehr
zeitnah finanziell absichern.

Das Saarland bittet die Bundesregierung dariiber hin-
aus mit Blick auf die hohen Energiepreise um Priifung,
wie das in Umsetzung befindliche Energiekostenddmp-
fungsprogramm fiir die Wirtschaft um weitere Mafinah-
men fiir besonders energieintensive und auflenhandelsab-
hingige Unternehmen ergénzt werden kann, um deren
internationale Wettbewerbsfahigkeit abzusichern.
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Anlage 9
Erklirung

von Staatsminister Martin Dulig
(Sachsen)
zu Punkt 54 der Tagesordnung

Der Freistaat Sachsen gibt folgende Erklarung zu Pro-
tokoll:

Der Freistaat Sachsen erkennt an, dass die massive
Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren Ener-
gien angesichts des andauernden russischen Angriffs-
kriegs auf die Ukraine zu einer Frage der nationalen und
europdischen Sicherheit geworden ist, die Abhédngigkeit
von Importen fossiler Energietrdger, insbesondere aus
Russland, daher so schnell wie moglich verringert wer-
den muss und folglich die Ausbauziele fiir die erneuerba-
ren Energien deutlich angehoben werden miissen.

Der Freistaat Sachsen sieht jedoch die seit einiger Zeit
iiber Legislaturperioden hinweg zunehmend gewéhlte
Verfahrensweise der Verabschiedung sogenannter ,,For-
mulierungshilfen* zur weiteren Verwendung durch die
Regierungsfraktionen mit Sorge. Diese Praxis, die von
den Liandern auch bereits frither kritisiert worden ist,
begegnet verfassungsrechtlichen und politischen Beden-
ken.

Das Grundgesetz sieht in Artikel 76 Absatz 2 das
Recht des Bundesrates vor, innerhalb festgelegter Bera-
tungsfristen zu Gesetzentwiirfen, die von der Bundesre-
gierung vorgelegt werden, Stellung zu nehmen, bevor
diese Gesetzentwiirfe dem Bundestag zugeleitet werden.
Dies ermoglicht den Léndern, sich eine umfassende fach-
liche und politische Meinung zu den Gesetzesinitiativen
des Bundes zu bilden. Dabei handelt es sich um einen
wesentlichen und unverzichtbaren Bestandteil der Teil-
habe- und Gestaltungsmdoglichkeiten fiir die Lénder in der
Bundespolitik. Diese Auspriagung der foderalen Grund-
ordnung in der deutschen Gesetzgebung hat sich seit
Jahrzehnten bewdhrt.

Durch die steigende Anzahl kurzfristig vorgelegter so-
genannter ,,unechter zweiter Durchgéinge® wird der Bun-
desrat in eine Art von Ratifikationssituation gedréngt.
Zwar hat der Bundesrat die Mdglichkeit, zu dem vom
Deutschen Bundestag dann in zweiter/dritter Lesung
beschlossenen Gesetz den Vermittlungsausschuss anzuru-
fen. Das Gesetzgebungsverfahren wiirde aber so im Kon-
fliktfall aus dem offentlichen Verhandeln von Argument
und Gegenargument in den Vermittlungsausschuss verla-
gert.

Mit der Verabschiedung der Vorlage am 7. Juli und
deren Behandlung im Bundesrat nur wenige Stunden
spater ist den Landern auch in diesem Fall nicht ausrei-
chend Zeit fiir eine der Vorlage angemessene und tiefge-
hende Priifung verblieben.

Der Freistaat Sachsen erwartet, dass durch die Bundes-
regierung zukiinftig wieder eine ordnungsgemifBe Be-
handlung ihrer Gesetzesvorlagen in dem vom Grundge-
setz vorgesehenen und in der Staatspraxis bewdhrten
Verfahren sichergestellt und damit die grundgesetzlich
vorgesehene Beteiligung der Lander im Verfahren einge-
halten wird.

Anlage 10
Erkliarung

von Ministerin Dr. Lydia Hiiskens
(Sachsen-Anhalt)
zu Punkt 54 der Tagesordnung

Der Ausbau erneuerbarer Energien ist von enormer
Bedeutung, selbstverstindlich fiir die Klimapolitik in
Deutschland, aber auch unter dem Aspekt der Reduzie-
rung der Abhédngigkeit von Energieimporten. Diese Not-
wendigkeit wird uns gerade durch Putins Angriffskrieg
auf die Ukraine dramatisch vor Augen gefiihrt.

Das Land Sachsen-Anhalt hat in der Vergangenheit
bereits einen groBen Beitrag zum Energiewandel beige-
tragen, insbesondere in Bezug auf Windenergie. Bereits
1,8 Prozent der Flache werden vor Ort hierfiir genutzt.

Die in der Offentlichkeit gefiihrte Diskussion, dass
man in ganz Deutschland das 2-Prozent-Flachenziel fiir
Windkraft erfiillen will, geht aber an der Realitét leider
vorbei. Sachsen-Anhalt soll diesen Plan ndmlich iiberer-
fiilllen und 2,2 Prozent Fliche bereitstellen. Die Logik
dahinter: Jedes Land soll eine &hnlich grofe Anstrengung
beim Ausbau der Erneuerbaren beisteuern. Grundsétzlich
unterstiitze ich die Idee einer Arbeitsteilung, wenn sie
effektiv ist, um ein Ziel zu erreichen. Dabei muss aber
auch ein gewisses Maf} an Fairness an den Tag gelegt
werden.

Letztlich brauchen solche Entscheidungen doch immer
die Akzeptanz in der Bevolkerung. Wie soll ich in Sach-
sen-Anhalt erkléren, dass mehr Windrader bei uns gebaut
werden sollen, wenn andere Bundeslénder in der Vergan-
genheit nicht mal die Hélfte der Fliche zur Verfiigung
gestellt haben?

Damit wir uns nicht falsch verstehen: Der Protest rich-
tet sich nicht gegen die Energieform Windkraft als sol-
che, sondern gegen die als einseitig empfundene Belas-
tung des ldndlichen Raums in Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt. Wenn Sie heute
wieder vorzugsweise im Zug oder auch im Auto in Ihre
Heimatorte fahren, empfehle ich Thnen einen Blick aus
dem Fenster. Dann werden Sie schnell feststellen, dass
Windkraft gerade bei uns im Osten schon in sehr hohem
MaB genutzt und auch akzeptiert wird.
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Ich halte es deshalb fiir ein vollkommen falsches Sig-
nal, dass diejenigen, die in der Vergangenheit bereits viel
fiir den Ausbau getan haben, nicht dieselben, sondern
hohere Ziele erfiillen sollen. Damit werden letztlich die
FleiBigen bestraft und die belohnt, die bisher anderen die
Arbeit tliberlassen haben. Dagegen wehre ich mich ent-
schieden. Aber auch neben der Tatsache, dass ich unter-
schiedliche Zielmarken nicht unterstiitze: Es muss doch
auch geschaut werden, was alles in die Berechnung ein-
flieBt.

Auch Technik veraltet und Material ermiidet. Deshalb
missen auch die bereits bestehenden Anlagen beriick-
sichtigt werden. Dass das Gesetz die Moglichkeit des
Repowerings von Bestandsanlagen fiir die Nutzung der
Windenergie beinhaltet, begriiBen wir ausdriicklich. Wir
miissen die schon bestehenden Windstandorte auflerhalb
von Vorranggebieten ertiichtigen. Die Akzeptanz ist hier
im Regelfall hoher, aber vor allem ist die Netzinfrastruk-
tur bereits vorhanden.

Dabei muss aber sichergestellt sein, dass ebendiese
Flachen auch auf die Flachenbeitragswerte angerechnet
werden konnen. Der neu eingefiigte § 249 Absatz 3 Bau-
gesetzbuch bleibt hier doch sehr unklar. Die Regelung
darf am Ende nicht dazu fiihren, dass die entsprechenden
Flachen hinten runterfallen. Wenn eine solche Bertick-
sichtigung tatsichlich stattfinden soll, dann miissen auch
die derzeitigen Flachenbeitragswerte entsprechend neu
berechnet werden.

Ich personlich hétte mir auch gewiinscht, dass es nicht
nur auf die Frage ankommt, wie viele Flachen fiir die
Windrader gebraucht werden. Zum einen ist es viel ent-
scheidender, wie viel Energie am Ende tatsichlich produ-
ziert wird. Zum anderen hétte man doch auch iiberlegen
miissen — im Sinne des eigentlichen Ziels —, andere
Technologien miteinzubeziehen. Ob Energie mit der
einen oder anderen erneuerbaren Form gewonnen wird,
muss uns dabei doch gleich sein.

Kurzum: Um Windenergie an Land und damit nah bei
den Menschen zu planen, braucht es Akzeptanz. Diese
Akzeptanz erreichen wir nur, wenn ein Gefiihl der fairen
Lastenteilung besteht.

Anlage 11
Erkléirung

von Minister Dirk Adams
(Thiiringen)
zu Punkt 51 der Tagesordnung

In den vergangenen Jahren haben wir oft erlebt: Die
Miihlen der Gesetzgebung, sie konnen langsam mahlen.
Und auf einen Schritt nach vorn folgen manchmal drei
zuriick. Der Bund hat gerade in den letzten 10 bis

15 Jahren das Ausbautempo der Erneuerbaren massiv
gedrosselt und unsere einseitige Abhédngigkeit von fossi-
len Energietrdgern aus Russland vertieft.

Innerhalb weniger Monate hat sich die Schlagzahl
massiv erhoht. Wir stimmen heute ab iiber das grofite
Paket auf Bundesebene zum Ausbau der erneuerbaren
Energien seit Jahrzehnten. Nach Jahren des Stillstands
ist die Bundesregierung nicht linger Bremsklotz. Wir
legen in Bund und Léndern den Turbo ein beim Ausbau
der Solarenergie und bei der Windenergie.

Alle Hebel, die jetzt in Bewegung gesetzt werden, sind
richtig und wichtig. Es geht darum, dass wir unsere Ver-
sorgung sichern und so schnell es geht Energieunabhén-
gigkeit erreichen. Dafiir brauchen wir eine beschleunigte
Energiewende, wirtschaftliche Stabilitét und die notwen-
digen Entlastungen.

Die Menschen erwarten von uns, dass wir ins Handeln
kommen — dazu drei Beispiele: Unternehmen wie die
Glasindustrie in Siudthiiringen wollen ihre Arbeitsplétze
und Wertschopfung in der Region halten. Sie dringen zu
Recht auf den schnellen Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien. Gemeinden wie Gerstungen im Wartburgkreis rech-
nen mit der Rendite von Flachenpacht und Gewerbesteu-
er eines Windparks. Die kommunalen Stadtwerke in
Thiiringen sagen klar: Investitionen in Erneuerbare und
die Verteilnetze machen die Energieversorgung wider-
standsfahiger.

Deshalb ist es so wichtig, dass wir die erneuerbaren
Energien zum tiiberragenden offentlichen Interesse erkla-
ren. Wir 16sen die Bremsen, um in nur acht Jahren den
Anteil der Erneuerbaren am Strom auf 80 Prozent zu
erhohen. Das gibt Planungssicherheit fiir die Wirtschaft,
fiirs Handwerk, unsere Ausriister der Energiewende, fiir
die Energieversorger und fiir die Menschen im Land.

In der Mai-Sitzung haben wir in diesem Haus das Os-
terpaket beraten. Das Gesetzespaket leitet den notwendi-
gen Richtungs- und Tempowechsel ein, baut Hemmnisse
fir den Ausbau von Sonnen- und Windstrom ab und
korrigiert die Verschlimmbesserungen der EEG-Novellen
der vergangenen Jahre. Ich habe im Mai aber auch deut-
lich gemacht: Es gibt noch Luft nach oben.

Um den Turbo zu ziinden, brauchen wir spiirbar besse-
re Rahmenbedingungen: vor allem Flidchen. Damit wir in
den Léndern mit dem Ausbau, gerade bei Wind, wirklich
loslegen konnen, brauchen wir schnellstens die Novelle
des Baugesetzbuches und des Bundesnaturschutzgesetzes
sowie das Prinzip der fairen und gerechten Lasten- und
Chancenverteilung. Heute kann ich sagen: Bereits sieben
Wochen spiter liegen uns die Antworten darauf vor.

Das Wind-an-Land-Gesetz gibt Klarheit, welchen Bei-
trag jedes Land zum Ausbau der Windenergie leisten
muss. Die Flichenzielwerte fiir die einzelnen Lénder
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liegen nah beieinander. Das war uns wichtig, weil es die
Akzeptanz vor Ort steigert.

Mit der EEG-Novelle beschleunigen wir den Ausbau
der Solarenergie. Die Teileinspeisevergiitung wird erhoht
und biirokratische Hiirden werden abgebaut. Die EEG-
Novelle und das Windenergie-an-Land-Gesetz stellen
Flachen fir Windkraft und Solarenergie unkomplizierter
zur Verfiigung. Die Basis dafiir ist das verantwortungs-
volle Austarieren zwischen Artenschutz, Naturschutz und
Ausbau der Erneuerbaren bei der Anderung des Bun-
desnaturschutzgesetzes.

Wir alle wissen um die angespannte Situation auf den
Gasmaérkten und die Unsicherheiten bei Nord Stream 1.
Bei erheblich reduzierten Gesamtimportmengen besteht
das Risiko, dass Energieversorger die dann extrem teuren
Zukéufe finanziell nicht mehr stemmen koénnten oder zu
wenig Gas vorhanden ist, um alle zu versorgen. Letztlich
wire so die Gewihrleistung der Energieversorgung be-
droht.

Stadtwerke sichern unsere Daseinsvorsorge. Dabei
geht es nicht nur um die Energieversorgung, sondern
auch um die Wasserversorgung, die Abfallbeseitigung,
den Nahverkehr. Bei Ausfall eines Energieversorgers
versorgen sie als Grundversorger die Endkunden mit
Energie. Wir sollten dringend vermeiden, dass die Stadt-
werke in finanzielle Schieflage geraten. Daher ist es gut,
dass das Energiesicherungsgesetz in einigen Punkten
nachgeschérft wurde. Ziel ist es, die Lieferketten so lange
wie moglich aufrechtzuerhalten und eine Unterbrechung
der Lieferketten (beispielsweise durch Insolvenzen) zu
vermeiden. Das hilft kurzfristig. Mittelfristig wollen wir
mit dem Gesetzespaket den Ausbau der Erneuerbaren
beschleunigen und vereinfachen.

Am Anfang habe ich gesagt: Der notwendige Tempo-
und Richtungswechsel ist da. Das Gesetzespaket bringt
uns einen groflen Schritt voran. Wichtig ist nun, dass die
Vorhaben auch konsequent und schnell umgesetzt wer-
den. Noch einige Punkte zum Schluss, die mir wichtig
sind:

— Planungen und Genehmigungen konnten noch schnel-
ler gehen. Der Netzausbau sollte im 6ffentlichen Inte-
resse liegen. Dabei geht es darum, neben den Uber-
tragungs- auch die Verteilnetze zu ertiichtigen. Letz-
tere stoBen zunehmend an die Grenzen ihrer Aufnah-
mefahigkeit. Sie miissen grundlegend um- und ausge-
baut werden.

— Mit dem Sondervermdgen ,Energiec und Klima-
schutz“ sind die Mittel vorhanden, um sowohl die
Klima- als auch die Versorgungskrise zu adressieren.
Aber das Geld muss auch bei den kleinen und mittel-
staindischen Unternechmen ankommen. Forder- und
Unterstiitzungsprogramme miissen hier passgenau
sein.

— Beim Energy Sharing hat der Bundestag bereits auf
die offene Baustelle hingewiesen — das wiirde auch
unseren Biirgerenergiegenossenschaften in Thiiringen
helfen, wenn die Bundesregierung hier die Hemmnis-
se abbaut.

— Das grofite Beschleunigungspaket fiir die Energie-
wende seit langer Zeit darf nicht an der Biirokratie
scheitern. Im eigenen Interesse wollen wir Planungs-
und Genehmigungsverfahren modernisieren, entbiiro-
kratisieren und digitalisieren. Wir arbeiten in den
Landern gerade an der Digitalisierung bei immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren. Hier
brauchen wir die finanzielle Ausstattung seitens des
Bundes.

Was wir mit Blick auf die ndchsten Schritte beachten
miissen: Wir konnen es uns nicht leisten, die Warmewen-
de zu verschlafen. Wenn jetzt die Vorschriften zur Be-
grenzung von Wirmeverlusten in der neuen Fassung des
Gebdudeenergiegesetzes gestrichen wurden, ist klar: Wir
brauchen héhere Gebdudeeffizienzstandards im Neubau.

Vor sechs Jahren haben wir hier im Bundesrat das Pa-
riser Klimaabkommen ratifiziert. Vor dem Hintergrund
sich iiberlagernder Krisen gilt umso dringender: Erneuer-
bare Energien sind der Schliissel fiir eine langfristig si-
chere Versorgungslage und fiir mehr Unabhingigkeit.

Anlage 12
Erklirung

von Staatsministerin Katrin Eder
(Rheinland-Pfalz)
zu Punkt 51 der Tagesordnung

In wenigen Tagen jéhrt sich die Flutkatastrophe an der
Ahr zum ersten Mal. Die Bilder des Schreckens sind nach
wie vor in unseren Kdpfen. Das Leid der Menschen an
der Ahr und in der Eifel ist nach wie vor kaum in Worte
zu fassen. Wir haben am Mittwoch dazu im rheinland-
pfilzischen Landtag verabredet, alles zu tun, damit sich
eine solche Katastrophe nicht wiederholt. Gestern fand zu
der Frage, welche Lehren wir ziehen, eine Debatte im
Deutschen Bundestag statt. Ich denke, die Energiegeset-
ze, iber die wir heute reden, sind ein wichtiger Baustein
bei der Losung der Aufgaben, die uns die Flut gestellt
hat.

Ausgelost wurde die Katastrophe durch ein Starkre-
genereignis kaum gekannten AusmaBles. Diese Ereignisse
werden immer haufiger, extremer und unberechenbarer.
Abwechselnd mit Hitze- und Diirreperioden ist das die
Folge des menschengemachten Klimawandels. Sie sind
nur eine von vielen Auswirkungen, vor denen die Wis-
senschaft uns seit Jahren und Jahrzehnten warnt. Diese
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Ereignisse zeigen: Der Klimawandel ist da und er ist
hochgeféhrlich!

Das Ziel, die globale Erwdarmung auf 1,5 Grad und
maximal 2 Grad zu begrenzen, bleibt daher dringlich wie
nie zuvor. Die Treibhausgasemissionen miissen in allen
Sektoren gesenkt werden. Fiir den Energiesektor bedeutet
das: Wir brauchen den Umstieg von fossilen, treibhaus-
gasintensiven Energietrigern auf saubere Energie aus
erneuerbaren Energien. Diese miissen dynamisch ausge-
baut werden. Das ist mehr denn je notwendig, da wir
nicht nur dem Klimawandel entschieden entgegentreten
miissen, sondern auch den Folgen der Abhéngigkeit von
Energieimporten, die wir schérfer und néher sehen als je
ZUvor.

Ich begriile daher, dass mit den Energiegesetzen und
insbesondere im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)
viele Hiirden fiir den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien aus dem Weg gerdumt werden, um eine neue Dy-
namik des Ausbaus zu entfachen.

Das EEG schreibt dafiir ein vollig neues Ambitionsni-
veau fest. Der Anteil der erneuerbaren Energien soll bis
2030 bereits 80 Prozent am Bruttostromverbrauch betra-
gen. Das ist das richtige und notwendige Ziel, das wir fiir
diesen Umstieg brauchen. Das EEG setzt damit einen
neuen MafBstab fiir die Anstrengungen, die wir unterneh-
men miissen. Folgerichtig sind die Ausbaupfade entspre-
chend ehrgeizig. Es ist richtig, die Gesamtentwicklung
des Stromverbrauchs nunmehr realistisch und transparent
abzubilden. Das bedeutet flir die installierte Wind- und
Solarenergieleistung eine Vervielfachung bis 2030 und
dariiber hinaus. Diesen Ausbau zu erreichen, wird allen
Landern erhebliche Anstrengungen abverlangen. Der
vorliegende Gesetzentwurf schafft dafiir einen verbesser-
ten Rahmen.

Es ist richtig, bis zum Erreichen der Ziele den Ausbau
der erneuerbaren Energien als im iiberragenden 6ffentli-
chen Interesse zu werten. Das besondere Gewicht in der
Schutzgiiterabwégung ist gerechtfertigt, um der Bedro-
hung durch den Klimawandel Rechnung zu tragen.

Es ist gut, das Instrument der Ausschreibungen erst
auf Vorhaben mit einer installierten Leistung von iiber
1 Megawatt anzuwenden und weitergehende Ausnahmen
fir Biirgerenergievorhaben zu schaffen. Das stirkt die
Akzeptanz bei den Biirgerinnen und Biirgern.

Gerade fiir den Ausbau der Photovoltaik in der Gro-
Benordnung, die fiir Haushalte, Gewerbe und Landwirt-
schaft relevant ist, kommt der Kombination aus einer
einfach zugénglichen und planbaren Vergiitung eine
wichtige Anreizfunktion fiir private Investitionen zu.
Dies gilt insbesondere auch fiir groBe Dachflachen, bei
denen umfangreiche ungenutzte Potenziale bestehen. Das
EEG tragt dem durch die Stabilisierung der Vergiitung
und Abschaffung des atmenden Deckels wieder Rech-
nung.

Fir die Mehrfachnutzung von Flachen fiir die Agri-
PV, fir schwimmende PV und fiir Parkplatz-PV findet
das EEG einen Regelungsrahmen. Diese Neuregelung
kann in besonderem Malle PV-Anlagenformen voran-
bringen, die von vornherein besonders geringe Eingriffe
in die Natur bedeuten. Gut ist auch, da, wo infrastruktu-
relle Vorpragung bereits besteht, ndmlich entlang von
Schienenwegen und Autobahnen, die vergiitungsfahigen
Abstandsflachen auf 500 Meter auszuweiten.

Die Entlastung der Eigen- und Direktversorgung von
der verbraucherfinanzierten EEG-Umlage und der Weg-
fall bisher damit verbundener komplexer Regelungen
konnen ebenfalls eine neue Dynamik fiir den Ausbau
bedeuten. Mit der Entlastung werden vor allem im indust-
riellen und gewerblichen Bereich Spielrdume erdftnet,
auch ohne eine Forderung iiber das EEG Vorhaben der
erneuerbaren Energien umzusetzen. Damit schafft das
EEG neue Freirdume, die Marktintegration der erneuer-
baren Energien voranzubringen.

Das Thema der regionalen Steuerung der Windenergie
an Land spielt fiir uns eine wichtige Rolle. Die regionale
Steuerung ist sinnvoll, um der Topographie von Siid-
standorten Rechnung zu tragen, deren ErschlieBung mit
hoheren Investitionskosten verbunden ist. Zwar wird das
Referenzertragsmodell mit Giitefaktor in der Siidregion
ausgeweitet. Aber es muss erst noch zeigen, ob es die von
uns lange geforderte Stidquote ersetzen kann, die ja aller-
dings einer beihilferechtlichen Problematik unterliegt.

Nur ein kurzer Blick auf das andere wesentliche Ge-
setz, das den Ausbau der erneuerbaren Energien voran-
bringen soll: das Wind-an-Land-Gesetz.

Wie wir wissen, krankt der Ausbau der Erneuerbaren
an dem Mangel an verfiigbarer Fliche. Um die Ausbau-
ziele zu erreichen, miissen rund 2 Prozent der Bundesfli-
che fiir die Windenergie an Land ausgewiesen werden.
Ich bin sicher: Das gibt dem notwendigen Ausbau der
Windenergie Riickenwind. Derzeit sind die Flachenaus-
weisungen fiir Windenergieanlagen im Bundesgebiet sehr
ungleich verteilt. In Rheinland-Pfalz haben wir als Land
bereits das 2-Prozent-Ziel fixiert. Nach dem Wind-an-
Land-Gesetz werden es 2,2 Prozent bis Ende 2031. Wir
stellen uns dieser Aufgabe.

Der Gesetzesentwurf ist bei Weitem zu komplex, um
ihn in der Kiirze der Zeit umfassend zu besprechen. Die
genannten Beispiele zeigen aber, dass vom EEG 2023 das
Signal ausgeht: Die erneuerbaren Energien sind der Weg
zu Klimaschutz und Energiesouverénitit! Das wird mit
dem vorliegenden Gesetzesentwurf erreicht.

Die Arbeit an der Energiewende und am Klimaschutz
endet nicht mit dem Oster- oder einem Sommerpaket.
Viele weitere Schritte werden noch zu gehen sein. Gerade
mit Blick auf die Flut meine ich: Wir miissen den Klima-
schutz und den Umweltschutz zusammendenken. So
helfen Programme wie zum natiirlichen Klimaschutz
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auch, fiir solche extremen Ereignisse wie den Starkregen
besser vorzusorgen. Denn wir brauchen einen neuen
Umgang mit den Flachen. Das dient dem Schutz des
Klimas und der Anpassung an die Folgen des Klimawan-
dels, indem eben Wasser besser in der Fliche gehalten
werden kann. Das sind wir den Menschen an der Ahr und
in der Eifel und iiberall in Deutschland schuldig. Mit dem
heutigen Tag gehen wir einen richtigen Schritt in die
Richtung, besser vorzusorgen.

Anlage 13
Erklirung

von Minister Peter Hauk
(Baden-Wiirttemberg)
zu Punkt 4 der Tagesordnung

Fiir Herrn Minister Thomas Strobl gebe ich folgende
Erklarung zu Protokoll:

Jedes Mal, wenn ich in Berlin bin, an der Gedéchtnis-
kirche und dem Breitscheidplatz vorbeikomme, dann
spiire ich ein Gefiihl der Beklemmung. Das Herz wird
schwer, wenn ich an diesen 19. Dezember 2016 zuriick-
denke.

Unsere Pflicht als politisch Verantwortliche ist, dafiir
zu sorgen, dass die Menschen in Deutschland nicht nur
sicher leben, sondern sich im offentlichen Raum sicher
fithlen. Der Terrorismus hat das Ziel, genau dieses Ge-
fithl von Sicherheit zu zerstéren. Er mochte Angst und
Schrecken verbreiten. Beim Wort Terror denken wir
natiirlich an Attentate. Terror fingt aber im Kleinen an.
Er beginnt im digitalen Raum mit Hass und Hetze. Nicht
erst seit dem Mord an Walter Liibcke wissen wir: Aus
Worten werden Taten. Was unsere Sicherheitsbehdrden
in den sozialen Netzwerken und Messengerdiensten mit-
lesen, beunruhigt und macht personlich betroffen — Hass
und Hetze haben sich zu einem massiven gesellschaftli-
chen Problem entwickelt.

Genauso wie jede Fullgdngerzone, jeder Weihnachts-
markt ist das Internet ein 6ffentlicher Raum, in dem die
Menschen sich frei und sicher bewegen kdnnen miissen.
Freiheit und Sicherheit miissen wir in der digitalen eben-
so konsequent wie in der analogen Welt schiitzen. Aber:
Das Internet ist mittlerweile das zentrale Medium zur
Verbreitung von Hatespeech und fordert damit auch die
Spirale der Radikalisierungen — es wirkt wie ein ,,digita-
ler Brandbeschleuniger.

Bleiben Hass und Hetze unwidersprochen, wachsen
sie zu einer immer grofer werdenden Feuerwalze an, die
alles in ithrem Weg zerstort. Sie sind die Glutnester der
Radikalisierung und des Terrorismus. Wir — die Sicher-
heitsbehdrden — miissen die Entstehung von Hass und
Hetze ersticken, bevor sie auflodern. Wir miissen Radika-

lisierungen vorbeugen. Und wir miissen anerkennen,
welchen Einfluss hasserfiillte Worte auf das Denken und
Handeln derer haben, die sich leicht manipulieren lassen.

Bei der Innenministerkonferenz im Dezember letzten
Jahres in Stuttgart haben wir parteiiibergreifend eine
klare Haltung gegen Hass und Hetze mit der Stuttgarter
Erklarung formuliert. Fiir Hass, Hetze und Extremismus
gibt es keinen Platz — weder online noch offline. Dafiir
brauchen wir gesetzliche Regelungen, die eine eindeutige
Identifizierbarkeit von Straftdterinnen und Straftdtern im
Internet ermoglichen. Gerade bei terroristischen Inhalten
geht es darum, schnell zu handeln.

Daher unterstiitze ich ausdriicklich das Durchfiih-
rungsgesetz zur EU-Verordnung, weil es uns genau hier
einen groflen Schritt weiterbringt. Auch das schulden wir
den Opfern des Breitscheidplatzes.

Anlage 14
Umdruck 6/2022

Zu den folgenden Punkten der Tagesordnung der
1023. Sitzung des Bundesrates moge der Bundesrat
gemill den vorliegenden Empfehlungen und Vor-
schligen beschliefien:

Zu dem Gesetz einen Antrag auf Anrufung des
Vermittlungsausschusses nicht zu stellen:

Punkt 7

Gesetz zur Ergdnzung der Regelungen zur Umset-
zung der Digitalisierungsrichtlinie und zur Ande-
rung weiterer Vorschriften (Drucksache 291/22)

II.

Zu den Gesetzentwiirfen die in den zitierten Emp-
fehlungsdrucksachen wiedergegebenen Stellungnah-
men abzugeben:

Punkt 12 b)

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des
Verkiindungs- und Bekanntmachungswesens
(Drucksache 243/22 (neu), Drucksache 243/1/22)

Punkt 13

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Infekti-
onsschutzgesetzes (Drucksache 239/22, Drucksa-
che 239/1/22)



Bundesrat — 1023. Sitzung — 8. Juli 2022 315%

1I1.

Gegen die Gesetzentwiirfe keine Einwendungen zu

erheben:

Punkt 15

Entwurf eines Achtundzwanzigsten Gesetzes zur An-

derung des Bundesausbildungsforderungsgesetzes
(28. BAf6GANndG) (Drucksache 241/22)

Punkt 16

Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung des Giiter-
rechtsregisters (Drucksache 242/22)

Iv.
Entlastung zu erteilen:

Punkt 20
Rechnung des Bundesrechnungshofes fiir das
Haushaltsjahr 2021 — Einzelplan 20 — (Drucksa-
che 211/22)

V.

Zu den Vorlagen die Stellungnahmen abzugeben

Punkt 34

Gebiihrenordnung fiir Tierdrztinnen und Tierdrzte
(Tierdrztegebiihrenordnung - GOT) (Drucksa-
che 247/22, Drucksache 247/1/22)

Punkt 37

Verordnung iiber die Registrierung von beruflichen
Betreuern (Betreuerregistrierungsverordnung —
BtRegV) (Drucksache 248/22, Drucksache 248/1/22)

VL
Den Vorlagen ohne Anderung zuzustimmen:

Punkt 31

Verordnung zur Festlegung und Anpassung der Bun-
desbeteiligung an den Leistungen fiir Unterkunft und
Heizung fiir das Jahr 2022 (Bundesbeteiligungs-
Festlegungsverordnung 2022 — BBFestV 2022)
(Drucksache 235/22)

Punkt 35

Vierte Verordnung zur Anderung der CRS-Ausdeh-
nungsverordnung (Drucksache 238/22)

oder ihnen nach Mafigabe der Empfehlungen zuzu-
stimmen, die in der jeweils zitierten Empfehlungs-
drucksache wiedergegeben sind:

Punkt 36

Erste Verordnung zur Anderung der Verordnung

Punkt 29

Mitteilung der Europdischen Kommission an das Eu-
ropdische Parlament, den Rat, die Europdische Zent-
ralbank, den Européischen Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss und den Ausschuss der Regionen:
EU-Justizbarometer 2022

COM(2022) 234 final

(Drucksache 231/22, Drucksache 231/1/22)

Punkt 32

Zwanzigste Verordnung zur Anderung saatgutrecht-
licher Verordnungen (Drucksache 236/22, Drucksa-
che 236/1/22)

Punkt 33

Verordnung zur Durchfiihrung der unionsrechtli-
chen Regelungen iiber Erzeugerorganisationen im
Sektor Obst und Gemiise sowie zur Anderung des
Gesetzes zur Durchfiihrung der gemeinsamen Markt-
organisationen und der Direktzahlungen (Drucksa-
che 237/22, Drucksache 237/1/22)

iiber die Erweiterung der Meldepflicht nach § 6 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer | des Infektionsschutzgesetzes
auf Hospitalisierungen in Bezug auf die Coronavi-
rus-Krankheit-2019 (Drucksache 284/22)

Punkt 39

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Neufassung der
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durchfiih-
rung des Bundesmeldegesetzes (Drucksache 249/22)
Punkt 44

Zweite Verordnung zur Anderung der Ukraine-
Aufenthalts-Ubergangsverordnung (Drucksache
302/22)

VIL

Entsprechend den Anregungen und Vorschligen zu

beschliefien:

Punkt 40

Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Be-
ratungsgremien der Europdischen Union fiir den
Ausschuss der Kommission fiir die Gemeinsame
Agrarpolitik gemall Artikel 153 der Verordnung
(EU) 2021/2115  (Drucksache 270/22, Drucksa-
che 270/1/22)
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Punkt 41

Benennung einer Vertreterin des Bundesrates im Mit-
telstandsrat der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau
(Drucksache 296/22)

Punkt 46
Benennung eines Mitglieds fiir den Eisenbahninfra-
strukturbeirat (Drucksache 310/22)

VIII.

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache
bezeichnet sind, von einer Auflerung und einem Bei-
tritt abzusehen:

Punkt 42
Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht
(Drucksache 295/22)
Anlage 15
Erklirung

von Minister Peter Hauk
(Baden-Wiirttemberg)
zu Punkt 12 a) der Tagesordnung

Fiir Herrn Minister Thomas Strobl gebe ich folgende
Erklarung zu Protokoll:

Die vorgelegte Anderung des Artikel 82 des Grund-
gesetzes begriile ich ausdriicklich. Gesetze und Verord-
nungen elektronisch bekannt zu machen — das ist in ande-
ren europdischen Landern léngst geiibte Praxis. In Baden-
Wiirttemberg haben wir unsere Landesverfassung bereits
im April in diesem Sinne gedndert. Es wird hochste Zeit,
dass wir auch auf Bundesebene die Voraussetzungen fiir
mehr Digitalisierung, auch mehr Digitalisierung in der
Verwaltung, schaffen. Die Vorteile liegen auf der Hand:
Barrierefreiheit, schnellere Verfahren.

Umso verwunderlicher ist es, dass die Digitalisierung
in anderen Bereichen weiterhin ausgebremst und behin-
dert wird. Heute, unter TOP 1, haben wir ein wunderba-
res Beispiel dafiir erlebt: den Gesetzentwurf zur Umset-
zung der EU-Richtlinie iiber transparente und vorherseh-
bare Arbeitsbedingungen. Die europdische Richtlinie
hitte es ohne Weiteres erlaubt, alle Informationen in
elektronischer Form zur Verfiigung zu stellen. Der deut-
sche Arbeitsminister setzt aber weiterhin auf die Schrift-
form, auf Druckfarbe und Papier.

BMAS steht fiir Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales. Dachte ich. Da wurde frither einmal Sozialge-
schichte geschrieben — mit moderner Sozialgesetzgebung.
Heute steht BMAS fiir ,,Bundesministerium fiir Analoges

und Schriftform®. So wird die Digitalisierung aber nicht
vorankommen. Da helfen dann auch kein Normenkon-
trollrat und keine Biirokratieckommission.

Wir dndern heute unsere Verfassung, das Grundgesetz
der Bundesrepublik Deutschland. Per Gesetz. Ein Gesetz,
das unsere Verfassung verdndert. Ein solches Gesetz
koénnen wir kiinftig online verkiinden. Wenn sich Arbeit-
geber und Arbeitnehmer kiinftig auf eine Anderung ihres
Arbeitsvertrages verstindigen, dann muss das auf Papier
gedruckt werden. So etwas konnen wir uns in Deutsch-
land nicht mehr erlauben, wenn wir nicht abgehéngt
werden wollen in der digitalisierten Welt.

Sehr geehrter Herr Kollege Heil, wir sprechen von Di-
gitalisierung, wir sprechen von Entbiirokratisierung. Sie
haben leider ein Gesetz aus dem 19. Jahrhundert vorge-
legt. Und das ist kein gutes Signal fiir die Digitalisierung
in Deutschland!

In der vergangenen Woche haben sich die Digitalisie-
rungsminister der Lénder, die D16, in Heidelberg getrof-
fen. Unser gemeinsames Bekenntnis: Die Digitalisierung
muss fiir alle da sein. Egal ob alt oder jung, egal ob mit
oder ohne Handicap, ob jemand im ldndlichen Raum
wohnt oder in der Stadt. Wir sehen die digitale Transfor-
mation als Chance fiir mehr gesellschaftlichen Zusam-
menhalt.

Auf der Konferenz war der Vorsitzende des grofiten
Softwareunternehmens Europas zu Gast. Die SAP hat
ihren Sitz in Baden-Wiirttemberg, in Walldorf, 15 Minu-
ten von Heidelberg entfernt. Im Gespriach mit Christian
Klein wurde deutlich: Wir sind bei der Digitalisierung
noch mit angezogener Handbremse unterwegs — oft steht
die Biirokratie im Weg. Ganz ausdriicklich haben wir
daher in Heidelberg auch die Entscheidung des
IT-Planungsrates zum ,,0ZG Booster begriifit.

Mit der heutigen Anderung des Grundgesetztes ma-
chen wir unseren Staat ein kleines Stiick moderner. Aber
wir brauchen mehr Tempo, und zwar in allen Bereichen.
Wir gehen einen Schritt nach vorne — lassen Sie uns an
anderer Stelle nicht zwei Schritte zurtick machen!

Anlage 16
Erklirung

von Ministerin Susanna Karawanskij
(Thiiringen)
zu Punkt 24 der Tagesordnung

Fiir Herrn Minister Dirk Adams gebe ich folgende Er-
klarung zu Protokoll:

Gewalt gegen Frauen und héusliche Gewalt sind uni-
onsweit verbreitet. Sie betreffen schitzungsweise ein
Drittel aller Frauen in der Union. Das ist erschiitternd!
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Viel zu lang wurde hiusliche Gewalt als etwas ,,Priva-
tes” angesehen. Erst seit 2015 erhebt das Bundeskrimi-
nalamt Daten zur ,Partnerschaftsgewalt”. Zwar gibt es
nach wie vor eine hohe Dunkelziffer, da schitzungsweise
nur 10 Prozent der Taten zur Anzeige gebracht werden,
aber auch aus den Helldaten lassen sich bestimmte Ent-
wicklungen ablesen. Die letzte ist besorgniserregend:
»Aus der kriminalstatistischen Auswertung der Daten zur
Partnerschaftsgewalt [aus dem Jahr 2020] kann geschlos-
sen werden, dass das Phdnomen in Deutschland in den
letzten Jahren an Bedeutung gewonnen hat. Dafiir spricht,
dass die erfasste Opferzahl in den letzten fiinf Jahren
insgesamt um 11,2 Prozent angestiegen ist.*

Befordert wurde diese besorgniserregende Entwick-
lung seit 2020 durch die Covid-19-Pandemie. 80,5 Pro-
zent der angezeigten Félle hauslicher Gewalt richten sich
gegen Frauen. Bei diesen Frauen handelt es sich um sol-
che aus allen sozialen Schichten, da Gewalt in Partner-
schaften — wie die kriminologische Forschung belegt —
milieuunabhéngig ist.

Es ist hochste Zeit, dass wir dariiber debattieren, wie
Gewalt gegen Frauen und hdusliche Gewalt verhiitet und
besser bekdmpft werden konnen. Schutz vor geschlechts-
spezifischer Gewalt ist eine gesellschaftliche Gemein-
schaftsaufgabe. Gewalt im hiuslichen und persdnlichen
Nahbereich ist ein strukturelles Problem, das leider im-
mer wieder verharmlost wird.

Als wichtigster Referenzrahmen fiir die Bekdmpfung
von Gewalt gegen Frauen und hiuslicher Gewalt auf
europdischer Ebene diente bislang die sogenannte Istan-
bul-Konvention, die am 12. Oktober 2017 fiir Deutsch-
land ratifiziert wurde. Die Istanbul-Konvention legt ein-
heitliche Standards fiir die Bekdmpfung bestimmter For-
men von Gewalt sowie Schutz und Hilfe fiir die betroffe-
nen Personen fest. Dazu gehort auch eine Erweiterung
der Kriminalstatistik, damit das Ausmaf} von in Deutsch-
land veriibten Gewaltstraftaten gegen Frauen differenziert
erfasst wird. Ich begriile es sehr, dass die Bundesregie-
rung angekiindigt hat, die Istanbul-Konvention endlich
vollstdndig umzusetzen!

Mit dem Richtlinienvorschlag zur Bekédmpfung von
Gewalt gegen Frauen und héuslicher Gewalt soll nun-
mehr die Istanbul-Konvention im Rahmen der Zustén-
digkeit der Union ergénzt werden. Der Richtlinienvor-
schlag enthdlt Mafinahmen zum Strafrecht, zum Zugang
zur Justiz, Opferschutzmafinahmen, eine umfassende
Regelung zur Opferhilfe, zur Prévention, zur Statistik,
zur Koordinierung und zur Zusammenarbeit. Im Gegen-
satz zur Istanbul-Konvention regelt der Richtlinienvor-
schlag auch Cyberdelikte.

Die Beratungen in der Ratsarbeitsgruppe stehen erst
am Anfang. Es ist mir wichtig, dass dort auch die Koha-
renz der Strafrechtssystematik der einzelnen Mitglied-
staaten in den Blick genommen wird, was zum Beispiel
Verjahrungsvorschriften oder Strafzumessungsaspekte

anbelangt. Hier sollte darauf geachtet werden, dass ver-
héltnismiBige Losungen gefunden werden, die mit dem
deutschen Strafrecht in Einklang stehen.

Aber auch, wenn der Richtlinienvorschlag meines Er-
achtens in einzelnen Punkten iiber das Ziel hinausschieft,
begriiflie ich es sehr, dass die Europdische Kommission
die Aufmerksamkeit auf die Bekdmpfung von Gewalt
gegen Frauen und hauslicher Gewalt lenkt. Gewalt gegen
Frauen und héusliche Gewalt sind nicht nur strafwiirdige
Verhaltensweisen, sondern schwerwiegende Menschen-
rechtsverletzungen und zugleich Ausdruck der strukturel-
len Diskriminierung von Frauen.

In den Mitgliedstaaten der Union gibt es grofe Unter-
schiede im Schutzniveau. Das Anliegen der Européischen
Kommission, eine Angleichung des EU-Rechts an die
Vorgaben einschldgiger internationaler Abkommen —
insbesondere der Istanbul-Konvention — vorzunehmen, ist
daher insgesamt gerechtfertigt.

Ich bin davon iiberzeugt, dass jeder Frau und jedem
Midchen {iberall in Europa mittels hoher, einheitlicher
Standards derselbe Schutz gegen geschlechtsspezifische
Gewalt zuteilwerden sollte. Lassen wir die betroffenen
Frauen nicht alleine! Lassen wir den Opfern geschlechts-
spezifischer Gewalt, Schutz und Unterstiitzung zukom-
men, die auf ihre besonderen Bediirfnisse zugeschnitten
sind!

Lassen Sie uns versuchen, Vertrauen zu schaffen, um
die Anzeigebereitschaft zu erhohen und dadurch das
Dunkelfeld zu verkleinern. Wir alle sind gefragt, zu einer
Gesellschaft beizutragen, in der sich keiner alleingelassen
fiihlt.

Anlage 17
Erklirung

von Staatsminister Oliver Schenk
(Sachsen)
zu Punkt 30 der Tagesordnung

Fir Frau Staatsministerin Katja Meier gebe ich fol-
gende Erkldrung zu Protokoll:

Ich habe vorhin im Zusammenhang mit der ,,Konfe-
renz zur Zukunft Europas® vom Potenzial gesprochen,
das in Europa schlummert, und von der Begeisterung, die
wir fiir Europa entfachen wollen. Wenn wir diesen Weg
weitergehen und mit iiberzeugenden Argumenten fiir die
europdische Demokratie werben wollen, dann miissen wir
sie zugleich auch weiterentwickeln. Die Bestrebungen
der EU, das Wahlrecht zu reformieren, kdonnen dazu
einen wertvollen Beitrag leisten, und deshalb freue ich
mich auch sehr liber den Kompromiss, den wir hier ge-
funden haben, denn er bedeutet einen grofen Schritt in



318%

Bundesrat — 1023. Sitzung — 8. Juli 2022

Richtung einer wirklichen européischen und parlamenta-
rischen Demokratie.

Damit die Biirgerinnen und Biirger in Europa ein gutes
Verhéltnis zur EU aufbauen und sich mit ihr auch wirk-
lich identifizieren konnen, miissen sie in ihr mehr sehen
konnen als nur die Summe ihrer Organe und Institutio-
nen. Wir miissen der EU ein Gesicht geben.

Ein ganz entscheidender Schritt in diese Richtung
wurde bereits im Jahr 1979 vollzogen. Damals wurde das
Europédische Parlament zum ersten Mal in seiner Ge-
schichte durch eine allgemeine Direktwahl gewihlt. Dem
Parlament stand damals Simone Veil vor (als erste Frau,
der tibrigens bis heute leider nur zwei weitere Frauen in
diesem Amt gefolgt sind, aber dies nur anbei), und in
ihrer Eroffnungsrede hob sie ausdriicklich hervor, was fiir
eine enorme Verantwortung auf einem durch Direktwahl
legitimierten Parlament ruht: ,,Die Volker, die uns ge-
wiahlt haben®, sagte Simone Veil damals, ,,wiirden es uns
nicht verzeihen, wenn wir diese unvergleichlich schwere,
aber dennoch faszinierende Verantwortung nicht wahr-
ndhmen.*

Heute, iiber 40 Jahre spiter, haben wir die Chance,
diese Verantwortung auf eine neue Stufe zu heben, indem
wir fiir mehr Beteiligung und mehr Demokratie sorgen.
Das neue Wahlrecht wird die Wahlen einfacher und zu-
géanglicher machen, es wird fiir mehr Geschlechtergerech-
tigkeit und Inklusion sorgen und damit nicht nur die
Beziehung der Biirgerinnen und Biirger zur EU vertiefen,
sondern auch das Parlament stérken.

Unter den zahlreichen Reformvorschldagen gilt das be-
sonders fiir die Idee der transnationalen Listen. Solche
transnationalen Listen wiirden in Bezug auf die Kandida-
tinnen und Kandidaten fiir mehr Transparenz sorgen, sie
wiirden aus der Europawahl eine wirklich transeuropii-
sche Wahl machen und dariiber hinaus fiir ein Parlament
mit mehr Biirgerndhe sorgen. Zudem kdnnten wir uns
kein besseres Beispiel flir die vielbeschworenen grenz-
iiberschreitenden Gemeinsamkeiten wiinschen als den
Gedanken eines europaweiten Wahlkreises.

Dass es sich bei den transnationalen Listen iibrigens
um einen Vorschlag aus den Biirgerdialogen im Rahmen
der KZE handelt, muss offensiv kommuniziert werden —

da schlieBe ich ebenfalls an meinen Redebeitrag von
vorhin an. Auch das wird sich positiv auf die Wahlbetei-
ligung auswirken, und es wird dem EU-Parlament zusétz-
liche Legitimation verschaffen.

Viele dieser Argumente sprechen in meinen Augen
auch fiir eine Herabsetzung des aktiven Mindestwahlal-
ters auf 16 Jahre, denn die Erfahrungen der Zukunftskon-
ferenz zeigen uns, dass die Jugend eine Stimme hat und
dass diese Stimme gehort werden muss. Wenn es um
groBBe Themen wie die Folgen der Covid-19-Pandemie
geht, um den griinen ,,Wiederaufbau“ oder den Klima-
schutz, dann kommt es uns ganz selbstverstindlich iiber
die Lippen, dass die jungen Menschen Reprisentanz
brauchen und dass es ihre Interessen zu wahren gilt.

Was glauben Sie, wer konnte diese Interessen glaub-
hafter und mit mehr Uberzeugung artikulieren als die
jungen Menschen selbst? Also geben wir ihnen die Gele-
genheit, zeigen wir ihnen, dass es uns damit ernst ist, und
sorgen wir dafiir, dass junge Menschen bei der Europa-
wahl eine Stimme erhalten!

Anlage 18
Erkliarung

von Parl. Staatssekretdrin Dr. Manuela Rottmann
(BMEL)
zu Punkt 38 der Tagesordnung

Protokollerklédrung der Bundesregierung

Um das Prinzip der Verursachergerechtigkeit zu stir-
ken, wird die Bundesregierung das geplante bundesweite
Néhrstoffmonitoring zur Diingeverordnung einschlief3-
lich des im Koalitionsvertrag verankerten Nahrstoffiden-
tifikationssystems, die Uberarbeitung der Stoffstrombi-
lanzverordnung sowie die verschiedenen Landeransétze
noch in diesem Jahr anstoflen und zeitnah zusammenfiih-
ren, um in enger Abstimmung mit der EU-Kommission
ein robustes, rechtssicheres und vollzugstaugliches, auf
kontrollierbaren Daten beruhendes System fiir eine MaB-
nahmendifferenzierung zu entwickeln.



	1023. Sitzung
	Inhalt:
	Verzeichnis der Anwesenden
	1023. Sitzung
	TOP 47
	Wahl des Vorsitzenden des Finanzausschusses
	Beschluss: Minister Dr. Marcus Optendrenk (Nordrhein-Westfalen) wird gewählt

	TOP 8, 50, 51, 52, 53, 54 und 57
	Gesetz zur Änderung des Energiewirtschaftsrechts, Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes, Gesetz zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien, Gesetz zur Bereithaltung von Ersatzkraftwerken, Änderung des Windenergie-auf-See-Gesetzes, Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen und Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme 
	Dr. Reiner Haseloff (Sachsen-Anhalt)
	Malu Dreyer (Rheinland-Pfalz)
	Winfried Kretschmann (Baden-Württemberg)
	Olaf Lies (Niedersachsen)
	Tarek Al-Wazir (Hessen)
	Prof. Dr.-Ing. Jörg Steinbach (Brandenburg)
	Tobias Goldschmidt (Schleswig-Holstein)
	Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz
	Beschluss zu 8: Kein Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG - Annahme einer Entschließung
	Beschluss zu 50: Kein Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG
	Beschluss zu 51: Kein Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG
	Beschluss zu 52: Zustimmung gemäß Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 und 6 GG - Annahme einer Entschließung
	Beschluss zu 53: Kein Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG
	Beschluss zu 54: Kein Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG
	Beschluss zu 57: Zustimmung gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG

	TOP 10
	Entschließung zur Einführung einer Übergewinnsteuer
	Dr. Andreas Bovenschulte (Bremen)
	Daniel Wesener (Berlin)
	Beschluss: Die Entschließung wird nicht gefasst

	TOP 1
	Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie über transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen
	Beschluss: Kein Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG - Annahme einer Entschließung

	TOP 2
	Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung 
	Beschluss: Zustimmung gemäß Artikel 108 Absatz 5 GG

	TOP 3
	Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens "Energie- und Klimafonds"
	Beschluss: Kein Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG

	TOP 4
	Gesetz zur Bekämpfung der Verbreitung terroristischer Online-Inhalte 
	Johann Saathoff, Parl. Staatssekretär bei der Bundesministerin des Innern und für Heimat
	Beschluss: Zustimmung gemäß Artikel 87 Absatz 3 Satz 2 GG

	TOP 5
	Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes
	Beschluss: Kein Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG

	TOP 6
	Änderung des Strafgesetzbuches (§ 219a StGB)
	Beschluss: Kein Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG

	7, 12 b), 13, 15, 16, 20, 29, 31 bis 37, 39 bis 42, 44 und 46
	TOP 43
	Entschließung zu klimafreundlichen Krankenhäusern
	Klaus Holetschek (Bayern)
	Mitteilung: Überweisung an die zuständigen Ausschüsse

	TOP 45
	Entschließung für den Erhalt der Pressevielfalt
	Oliver Schenk (Sachsen)
	Mitteilung: Überweisung an die zuständigen Ausschüsse

	TOP 12 a)
	Änderung des Grundgesetzes (Artikel 82)
	Johann Saathoff, Parl. Staatssekretär bei der Bundesministerin des Innern und für Heimat
	Beschluss: Keine Einwendungen gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG

	TOP 14
	Gesetzentwurf zur Änderung personenstandsrechtlicher Vorschriften
	Beschluss: Stellungnahme gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG

	TOP 17
	Gesetzentwurf zur Änderung des Bundesfernstraßenmautgesetzes
	Winfried Hermann (Baden-Württemberg)
	Beschluss: Stellungnahme gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG

	TOP 18
	Gesetzentwurf zur Änderung der Gewerbeordnung 
	Beschluss: Stellungnahme gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG

	TOP 19
	Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetz
	Dr. Lydia Hüskens (Sachsen-Anhalt)
	Beschluss: Stellungnahme gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG

	TOP 21 a) und b)
	EU-Mitteilung zur Gestaltung der Konferenz zur Zukunft Europas
	Lucia Puttrich (Hessen)
	Birgit Honé (Niedersachsen)
	Katja Meier (Sachsen)
	Dr. Anna Lührmann, Staatsministerin im Auswärtigen Amt
	Beschluss zu a) und b): Stellungnahme

	TOP 22
	EU-Verordnungsvorschlag für sichere Konnektivität 
	Prof. Dr. Kristina Sinemus (Hessen)
	Beschluss: Stellungnahme

	TOP 23
	EU-Richtlinienvorschlag zu Sorgfaltspflichten von Unternehmen 
	Birgit Honé (Niedersachsen)
	Beschluss: Stellungnahme

	TOP 24
	EU-Richtlinienvorschlag zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
	Josefine Paul (Nordrhein-Westfalen)
	Beschluss: Stellungnahme

	TOP 25 a) und b)
	EU-Mitteilung zum REPowerEU-Plan und EU-Verordnungsvorschlag zum REPowerEU-Kapitel in den Aufbau- und Resilienzplänen
	Beschluss zu a): Stellungnahme
	Beschluss zu b): Stellungnahme gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG

	TOP 26
	EU-Richtlinienvorschlag zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen
	Beschluss: Stellungnahme gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG

	TOP 27
	EU-Richtlinienvorschlag zu im Fernabsatz geschlossenen Finanzdienstleistungsverträgen
	Beschluss: Stellungnahme gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG

	TOP 28
	EU-Verordnungsvorschlag zum Schutz geografischer Angaben für handwerkliche und industrielle Erzeugnisse 
	Beschluss: Stellungnahme gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG

	TOP 30
	Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Mitglieder des Europäischen Parlaments
	Beschluss: Stellungnahme gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG

	TOP 38
	AVV Gebietsausweisung 
	Peter Hauk (Baden-Württemberg)
	Priska Hinz (Hessen)
	Susanna Karawanskij (Thüringen)
	Dr. Manuela Rottmann, Parl. Staatssekretärin beim Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft
	Beschluss: Zustimmung gemäß Artikel 84 Absatz 2 GG nach Maßgabe der beschlossenen Änderungen - Annahme einer Entschließung

	TOP 48
	Änderung des Atomgesetzes
	Dr. Florian Herrmann (Bayern)
	Mitteilung: Überweisung an die zuständigen Ausschüsse

	TOP 49
	Gesetz zur Einführung virtueller Hauptversammlungen von Aktiengesellschaften 
	Beschluss: Kein Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG

	TOP 55
	Bundeswehrbeschaffungsbeschleunigungsgesetz 
	Beschluss: Kein Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG

	TOP 56
	Gesetz zu den Protokollen zum Nordatlantikvertrag über den Beitritt der Republik Finnland und des Königreichs Schweden
	Beschluss: Kein Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG

	Nächste Sitzung
	Beschlüsse im vereinfachten Verfahren (§ 35 GO BR)
	Feststellung gemäß § 34 GO BR
	Anlage 1 - zu TOP 51
	Anlage 2 - zu TOP 52
	Anlage 3 - zu TOP 54
	Anlage 4 - zu TOP 57
	Anlage 5 - zu TOP 54
	Anlage 6 - zu TOP 54
	Anlage 7 - zu TOP 54
	Anlage 8 - zu TOP 52
	Anlage 9 - zu TOP 54
	Anlage 10 - zu TOP 54
	Anlage 11 - zu TOP 51
	Anlage 12 - zu TOP 51
	Anlage 13 - zu TOP 4
	Anlage 14 - Umdruck 6/2022
	Anlage 15 - zu TOP 12 a)
	Anlage 16 - zu TOP 24
	Anlage 17 - zu TOP 30
	Anlage 18 - zu TOP 38


